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1 Hintergrund und Vorgehen 

Die gesetzlichen Grundlagen für Leistungen der Frühförderung regelt das Sozialgesetzbuch 

Neuntes Buch (SGB IX), die Frühförderungsverordnung (FrühV) und die 

Landesrahmenvereinbarung gem. § 46 Abs. 4 SGB IX Früherkennung und Frühförderung für 

den Freistaat Thüringen. 

§ 46 Absatz 4 SGB IX verpflichtet die beteiligten Rehabilitationsträger und die Verbände der 

Leistungserbringer zum Abschluss einer Landesrahmenvereinbarung.  

In dieser Landesrahmenvereinbarung sollen  

1. die Anforderungen an Interdisziplinäre Frühförderstellen […] und sozialpädiatrische 

Zentren zu Mindeststandards, Berufsgruppen, Personalausstattung, sachlicher und 

räumlicher Ausstattung, 

2. die Dokumentation und Qualitätssicherung, 

3. der Ort der Leistungserbringung sowie 

4. die Vereinbarung über die Abrechnung der Entgelte für die als Komplexleistung […] 

erbrachten Leistungen unter Berücksichtigung der Zuwendungen Dritter, insbeson

dere der Länder, für Leistungen nach der Verordnung zur Frühförderung 

geregelt werden. In Thüringen wurde von Januar 2018 bis August 2020 eine neue Landes

rahmenvereinbarung gemäß den obigen Vorgaben verhandelt. Diese wurde von den Verbän

den der Kranken- und Ersatzkassen, den kommunalen Spitzenverbänden sowie dem Land 

als Rehabilitationsträger und der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege Thüringen e. V. als Ver

treter der Leistungserbringer ausgehandelt. Mit der seit dem 1. Dezember 2020 geltenden 

Landesrahmenvereinbarung Früherkennung und Frühförderung gemäß § 46 Abs. 4 SGB IX 

(im Folgenden als Landesrahmenvereinbarung bezeichnet) wurden verschiedene Neuerun

gen eingeführt. 

Hierzu zählt u. a. die Festschreibung des offenen niedrigschwelligen Beratungsangebots 

nach § 9 Landesrahmenvereinbarung. Zudem wurde das Antrags- und Entscheidungsverfah

ren in § 11 Landesrahmenvereinbarung einschließlich der Fristen nach § 7 FrühV i. V. m. 

§ 14 SGB IX neu geregelt. 

Für die benannten Neuerungen wurde in § 17 Landesrahmenvereinbarung eine Evaluation 

festgeschrieben. In Umsetzung der Evaluation wurden für Leistungserbringer (Interdiszipli

näre Frühförderstellen) und örtliche Träger der Eingliederungshilfe Evaluationsbögen entwi

ckelt, die jährlich ausgefüllt und an die Arbeitsstelle Frühförderung des TMSGAF übersandt 

und ausgewertet wurden. Darüber hinaus wurden 2024 und 2025 Interviews mit elf Interdis

ziplinären Frühförderstellen (IFF) zur Inanspruchnahme, dem Verfahrensablauf und den 
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Zeiteinheiten für die Leistungselemente des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots 

nach § 9 Landesrahmenvereinbarung und dem Förder- und Behandlungsplan nach § 10 

Landesrahmenvereinbarung geführt. 

Bisher nicht von der o. g. Evaluation umfasst sind Angaben von Eltern bzw. Personensorge

berechtigten sowie von Kinder- und Jugendärzt:innen. Das TMSGAF hat dazu den Auftrag 

einer ergänzenden Evaluation vergeben, in deren Rahmen zusätzlich zu den in § 17 Landes

rahmenvereinbarung bereits einbezogenen Akteur:innen die vorgenannten Zielgruppen (El

tern bzw. Personensorgeberechtigte, Kinder- und Jugendärzt:innen) zur Umsetzung be

stimmter Neuerungen der Landesrahmenvereinbarung einbezogen werden sollen. Die Evalu

ation gemäß § 17 Landesrahmenvereinbarung und die ergänzende Evaluation bilden die 

Grundlage für Gespräche zwischen den Vereinbarungspartnern zu möglichen Änderungen 

der Landesrahmenvereinbarung. 

Die Leistungserbringer und die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe wurden hinsichtlich 

der quantitativen Auswirkungen der Landesrahmenvereinbarung befragt. Zu den relevanten 

Faktoren zählen in diesem Kontext insbesondere Erhebungen zur Angebotsstruktur und -ver

teilung, zur Antragsentwicklung, zur Bearbeitungsdauer sowie zum Alter der leistungsbezie

henden Kinder.  

1.1  Vorgehen und Zielsetzung der ergänzenden Evaluation 

Die ergänzende Evaluation der Landesrahmenvereinbarung erweitert die Ergebnisse um die 

Perspektiven der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten sowie der Kinder- und Jugend

ärzt:innen. Zu diesem Zweck wurden im Oktober und November 2025, sowohl telefonisch als 

auch als Videokonferenz, leitfadengestützte Interviews mit Eltern bzw. Personensorgebe

rechtigten, niedergelassenen Kinder- und Jugendärzt:innen sowie Ärzt:innen in den Sozial

pädiatrischen Zentren (SPZ) geführt. Ergänzend zu den Interviews bestand für die Eltern 

bzw. Personensorgeberechtigten die Option, ihre Perspektive und ihre Erfahrungen in einer 

offenen Onlinebefragung einzubringen. Die offene Onlinebefragung als Ergänzung zu den 

leitfadengestützten Interviews wurde von Mitte November bis Anfang Dezember 2025 durch

geführt. Die Entwicklung der Onlinebefragung erfolgte auf Grundlage der Gesprächsleitfäden 

und wurde in LimeSurvey umgesetzt.1  

  

 

1 LimeSurvey ist eine Anwendung zur Erstellung und Durchführung von Onlinebefragungen - zuletzt abgerufen am 28.11.2025.  

https://www.limesurvey.org/de
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In den Erhebungen der ergänzenden Evaluation wurden die Eltern bzw. Personensorgebe

rechtigten sowie Kinder- und Jugendärzt:innen qualitativ hinsichtlich  

1. der Zugangswege, der Nutzung und der Ergebnisse des offenen, niedrigschwelligen 

Beratungsangebots (§ 9) befragt. Ziel der Befragung war es, den Ist-Stand zu erhe

ben, aus Perspektive der Befragten Zugangsbarrieren aufzudecken und praxisnahe 

Lösungen zu entwickeln;  

2. des Antrags- und Entscheidungsverfahrens (§ 11), der Zusammenarbeit mit Frühför

derstellen und örtlichen Eingliederungshilfeträgern befragt. Bestehende Herausforde

rungen und Empfehlungen zur Lösung dieser Herausforderung sollten abgeleitet wer

den. 

Die qualitativen Befragungen wurden um eine Literaturrecherche und die Auswertung beste

hender Evaluationsergebnisse gemäß § 17 Landesrahmenvereinbarung ergänzt. 

Im Rahmen der Literaturrecherche erfolgte eine gezielte Sichtung relevanter Fachliteratur im 

Themenfeld "Früherkennung und Frühförderung". Dabei wurde ein besonderer Fokus auf 

Fragestellungen gelegt, die für die ergänzende Evaluation von Relevanz sind. In erster Linie 

wurden Publikationen der letzten fünf Jahre berücksichtigt. Darüber hinaus wurde graue Lite

ratur, d. h. Abschlussberichte aus anderen Evaluationen zur Umsetzung der Früherkennung 

und Frühförderung im Rahmen der Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes auf Ebene der 

Bundesländer, ausgewertet. In Ergänzung dazu wurden die Angaben des Teilhabeverfah

rensberichts sowie des Kennzahlenvergleichs für die Leistungen der Eingliederungshilfe in 

die Literaturrecherche einbezogen.  

Die Auswertung der Literaturrecherche und der qualitativen Befragungen erfolgte software

gestützt mit MAXQDA.2 

Ziel der Evaluation ist es, die Umsetzung des in der Landesrahmenvereinbarung normierten 

offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots und des Antrag- und Entscheidungsverfahre

nes zu analysieren, bestehende Probleme zu erkennen und Lösungsvorschläge zu entwi

ckeln.  

 

2 MAXQDA ist eine Software für die qualitative Datenanalyse zum Auswerten, Codieren und Präsentieren von qualitativen Da
ten. Siehe: MAXQDA - zuletzt abgerufen am 3.12.2025. 

https://www.maxqda.com/de/
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1.2  Theoretischer Hintergrund  

Die Leistungen der Früherkennung und Frühförderung (§ 46 SGB IX) und die 

heilpädagogischen Leistungen (§ 79 SGB IX) sollen die Entwicklung und soziale Teilhabe 

von Kindern mit (drohender) Behinderung von Geburt an bis zur Einschulung fördern und 

verbessern. Die Leistungen können einzeln (heilpädagogische Leistungen) oder als 

Komplexleistung bewilligt und erbracht werden.3 Solitär medizinisch-therapeutische 

Leistungen werden über eine ärztliche Verordnung (Heilmittelrezept bspw. für Ergo- oder 

Logopädie) erbracht, solitär heilpädagogische Leistungen als Leistungen der 

Eingliederungshilfe.4 

Für die Erbringung der heilpädagogischen und der Komplexleistungen gibt es in Thüringen 

unterschiedliche Akteure: 

1. Heilpädagogische Frühförderstellen (HpF) erbringen heilpädagogische Leistungen.  

2. Überregionale Frühförderstellen (ÜFF) sind für Kinder mit Beeinträchtigungen beim 

Sehen oder mit Beeinträchtigungen beim Hören, wegen Autismus-Spektrum-Störung 

oder Beeinträchtigungen in der Kommunikation bzw. der Anwendung von unterstützter 

Kommunikation spezialisiert. Sie erbringen heilpädagogische Leistungen. 

Komplexleistungen können nur dann von ÜFF erbracht werden, wenn sie eine 

Leistungs- und Vergütungsvereinbarung mit der Krankenkasse und dem örtlichen 

Träger der Eingliederungshilfe als zuständige Rehabilitationsträger haben. In diesem 

Fall ist die ÜFF eine Interdisziplinäre Überregionale Frühförderstelle (IÜFF). 

3. Interdisziplinäre Frühförderstellen (IFF) erbringen überwiegend Komplexleistungen. 

Hierfür halten sie neben pädagogischem auch therapeutisches Personal (z. B. Ergo- 

oder Physiotherapeut:innen) vor. IFF dürfen auch heilpädagogische Leistungen 

erbringen. 

4. Sozialpädiatrische Zentren (SPZ) sind originär ambulante Angebote der 

Krankenbehandlung, bei denen unter Einbezug der Familie die Entwicklung von 

Kindern interdisziplinär begleitet und gefördert wird.5 SPZ können nach § 7 Abs. 5 

Landesrahmenvereinbarung Komplexleistungen erbringen, die sich inhaltlich aus 

fachübergreifenden ärztlichen Leistungen und nichtärztlichen Leistungen unter 

 

3 In diesem Bericht wird für die Solitärleistungen der Begriff heilpädagogische Leistungen genutzt.  
4 TMASGFF (Hrsg.): Teilhabebericht 2024 nach § 26 Abs. 1 des Thüringer Gesetzes zur Inklusion und Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderungen (ThürGIG), S.34 - zuletzt abgerufen am 28.11.2025 (=Teilhabebericht Thüringen 2024). 
Das Thüringer Ministerium für Soziales, Gesundheit, Arbeit und Familie trug zum damaligen Zeitpunkt den Namen Thüringer 
Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie.  
5 Unter: DGSPJ SPZ - zuletzt abgerufen am 28.11.2025.  

https://www.tmasgff.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Teilhabebericht_2024.pdf
https://www.tmasgff.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Teilhabebericht_2024.pdf
https://www.dgspj.de/institution/sozialpaediatrische-zentren/
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ärztlicher Verantwortung, wie sozialpädiatrischen, psychologischen oder 

psychosozialen Leistungen und der Beratung der Erziehungsberechtigten (§ 46 Abs. 1 

SGB IX) und den Inhalten der heilpädagogischen Leistungen (§ 79 SGB IX) 

zusammensetzen. Die Voraussetzung ist der Abschluss einer Leistungsvereinbarung 

nach § 125 SGB IX, die Anforderungen des § 119 SGB V gelten als erfüllt (vgl. § 7 Abs. 

5 und 6 Landesrahmenvereinbarung). 

In Thüringen können die heilpädagogischen und die medizinisch-therapeutischen Leistungen 

entsprechend den Regelungen der Landesrahmenvereinbarung ambulant, einschließlich mo

biler Form (z. B. zuhause bzw. im Sozialraum des Kindes und/oder in der Kindertagesein

richtung) sowie als Einzel- oder Gruppenförderung erbracht werden.  

Neben den obengenannten Leistungen zählt die bundesweit geltende Frühförderverordnung 

(FrühV) weitere Leistungen (§ 6a FrühV) auf. Dazu zählen „offene, niedrigschwellige Bera

tungsangebote für Eltern, die ein Entwicklungsrisiko bei ihrem Kind vermuten. Dieses Bera

tungsangebot soll vor der Einleitung der Eingangsdiagnostik in Anspruch genommen werden 

können“ (§ 6a FrühV). Die Landesrahmenvereinbarung Thüringen greift diesen Punkt auf 

und verankert in § 9 das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot (OBA), welches Eltern 

bzw. Personensorgeberechtigten „die Möglichkeit [gibt] ein offenes, niedrigschwelliges Bera

tungsangebot in Anspruch zu nehmen. Hier erfolgt eine Information über Beratungs-, Diag

nostik-, Behandlungs- und Fördermöglichkeiten.“ Das offene, niedrigschwellige Beratungsan

gebot kann vor der Einleitung einer Eingangsdiagnostik in Anspruch genommen werden und 

wird über die IFF und IÜFF geleistet. Im Rahmen der Beratung soll eingeschätzt werden, ob 

ein Entwicklungsrisiko für das Kind vorliegt, um bei (drohenden) Behinderungen auf mögliche 

Leistungen zu verweisen. Des Weiteren werden die Eltern bzw. die Personensorgeberechtig

ten über die Antragstellung bei dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe informiert. Im 

Falle einer (drohenden) Behinderung sowie einer möglichen Komplexleistung kann ein Ver

weis an eine Fachärzt:in erfolgen, um eine entsprechende Diagnostik zu ermöglichen.  

Anschließend an das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot erfolgt ggf. eine Antrag

stellung beim örtlichen Träger der Eingliederungshilfe. Die örtlichen Träger der Eingliede

rungshilfe sind im Land Thüringen die kreisfreien Städte und Landkreise. Diese prüfen, ob 

die Antragsvoraussetzungen erfüllt sind. Kommen ausschließlich heilpädagogische Leistun

gen nach § 79 SGB IX in Betracht, ermittelt der örtliche Träger der Eingliederungshilfe den 

Bedarf mittels ITP Frühe Kindheit. Der ITP Frühe Kindheit ist das Bedarfsermittlungsinstru

ment für die Leistungen der Eingliederungshilfe im Land Thüringen bei Kindern bis zum 
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Schuleintritt.6 Kommt eine Komplexleistung in Betracht, ist zusätzlich zum ITP Frühe Kindheit 

auch der Förder- und Behandlungsplan (FBP) in die Abstimmung über die Leistungen mit 

einzubeziehen. Dabei werden der Teil B (ärztlicher Teil) durch eine Ärzt:in aus einem SPZ 

oder eine Kinder- und Jugendärzt:in erstellt, der Teil C wird bei einer Interdisziplinären Früh

förderstelle durch den örtlichen Träger der Eingliederungshilfe initiiert. Der Teil A fasst alle 

relevanten Informationen zusammen. Dieser wird demnach in Teilen durch die SPZ oder 

eine Kinder- und Jugendärzt:in und die Interdisziplinären Frühförderstellen bearbeitet. 

Um die Therapie- und Förderziele zu erreichen, werden Komplexleistungen in der Regel für 

ein Jahr bewilligt. Besteht nach einem Jahr weiterhin ein Bedarf oder wurden die Ziele noch 

nicht erreicht, überprüft der örtliche Träger der Eingliederungshilfe die bewilligten Leistungen 

und schreibt diese, entsprechend dem Bedarf des Kindes, fort. Bei Komplexleistungen sind 

die behandelnden Ärzt:innen, die Interdisziplinären Frühförderstellen und ggf. die Kranken

kassen gem. § 11 Abs. 5 Landesrahmenvereinbarung – sowohl bei Erst- als auch bei Weiter

bewilligungen oder bei einer Ablehnung des Antrags – zu benachrichtigen. Bei der Fort

schreibung einer Komplexleistung ist zudem der Förder- und Behandlungsplan zu prüfen und 

zu aktualisieren. Die bewilligten heilpädagogischen Leistungen als Teil der Komplexleistung, 

also die Fördereinheiten, sind dabei als Budget für den Bewilligungszeitraum konzipiert.7 

Dadurch können die Interdisziplinären Frühförderstellen flexibel auf sich ändernde oder 

schwankende Bedarfe des Kindes eingehen. Diese Regelung zielt darauf ab, den § 46 Abs. 

3 Satz 3 SGB IX umzusetzen. Hiernach können sowohl heilpädagogische als auch medizi

nisch-therapeutische Maßnahmen als Teile der Komplexleistung gleichzeitig, nacheinander 

und in wechselnder Intensität erbracht werden.  

Im Ergebnis finden die vorschulische Förderung und Unterstützung von Kindern mit (drohen

der) Behinderung in einem komplexen Netzwerk statt, in welchem das SGB V und das SGB 

IX eine Rolle spielen und zahlreiche Akteure zusammenarbeiten (sollen). 

1.3 Aufbau und Datengrundlagen des Berichtes 

In diesem Kapitel wird vorgestellt, wie der Bericht aufgebaut ist und welche Inhalte in den 

einzelnen Kapiteln analysiert werden. Zudem werden die Datengrundlagen eingeordnet. Den 

eigenen Darstellungen ist vorangestellt, nach welchen Kriterien die Informationen für die 

 

6 „Der Integrierte Teilhabeplan (kurz: ITP) bezeichnet ein Verfahren zur Feststellung von Hilfebedarfen von Menschen mit Be
hinderungen auf Grundlage persönlicher Zielsetzungen, Ressourcen und Beeinträchtigungen. Der ITP unterstützt damit den 
Prozess des Wandels in der Eingliederungshilfe von einer gegenwärtig noch überwiegend einrichtungszentrierten und pauscha
len zu einer personenzentrierten und individuellen Hilfe.“ Unter: ITP Frühe Kindheit - zuletzt abgerufen am 01.12.2025. 
7 Landesrahmenvereinbarung Anlage 4- zuletzt abgerufen am 02.12.2025, S.6.  

https://www.tmasgff.de/soziales/menschen-mit-behinderungen/itp
https://www.tmasgff.de/fileadmin/user_upload/Soziales/Dokumente/Menschen_mit_Behinderungen/Fruehfoerderung/Anlage_4_Leistungselemente_01.12.2020.pdf
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Darstellung in diesem Bericht zugeordnet wurden. Abschließend wird vorgestellt, wie die 

Analyse der vorliegenden Daten erfolgte und wie mit Lücken oder fehlenden Angaben in den 

Evaluationsdaten umgegangen wurde. Fehlende Angaben in den Rohdaten sind gekenn

zeichnet, zudem ist angegeben, wie hoch der Rücklauf in Bezug auf die einzelnen Fragestel

lungen war.  

1.3.1  Aufbau des Berichts und Inhalte der einzelnen Kapitel 

Der vorliegende Bericht umfasst vier Kapitel. Die Ergebnisdarstellung in diesem Bericht er

folgt auf Ebene der Planungsregionen (Tabelle 1-1 Landkreise und kreisfreie Städte in den 

Planungsregionen Thüringens) des Landes Thüringen. Zum Vergleich wird insbesondere auf 

die Erhebung aus Nordrhein-Westfalen verwiesen. Bezugspunkte auf Bundesebene zu den 

Fragestellungen der ergänzenden Evaluation werden an den entsprechenden Stellen einge

pflegt. Zudem erfolgt eine Auswertung der zentralen Ergebnisse der Evaluation bei den Inter

disziplinären Frühförderstellen und den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe. Diese zielt 

darauf ab, Diskrepanzen im Kontext des Leistungsgeschehens zu identifizieren und einen 

kontextuellen Rahmen für die Ergebnisse der ergänzenden Evaluation zu schaffen. Bevor 

der Aufbau der einzelnen Kapitel erläutert wird, wird im nächsten Absatz auf die Rahmenbe

dingungen im Land Thüringen eingegangen.  

Die Planungsregionen sind die Träger der Regionalplanung. Die „Landkreise, kreisfreien 

Städte und kreisangehörigen Gemeinden, die im Landesentwicklungsprogramm als Mittel

zentrum ausgewiesen sind“, sind mit dem Ziel der strategischen Entwicklung zusammenge

schlossen.8  

  

 

8 Unter: Planungsregionen im Freistaat Thüringen – zuletzt abgerufen am 11.11.2025. 

https://innen.thueringen.de/kommunales/strategische-landesentwicklung-und-demografie/raumordnung-und-landesplanung
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Tabelle 1-1 Landkreise und kreisfreie Städte in den Planungsregionen Thüringens  

Planungsregionen des Landes Thüringen  

Nordthüringen Mittelthüringen Südwestthüringen Ostthüringen 

Landkreis Eichsfeld Stadt Erfurt Stadt Suhl Stadt Gera 

Kyffhäuserkreis  Stadt Weimar Landkreis Hildburghausen Stadt Jena 

Landkreis Nordhausen Landkreis Gotha Landkreis Schmalkalden-
Meiningen Landkreis Altenburger Land 

Unstrut-Hainich-Kreis Ilm-Kreis Landkreis Sonneberg Landkreis Greiz 

  Landkreis Sömmerda Wartburgkreis Saale-Holzland-Kreis 

  Landkreis Weimarer Land   Saale-Orla-Kreis 

      Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Regionalplanung Thüringen 

  

Die vier Städte mit der größten Einwohner:innenzahl sind die Stadt Erfurt, die Stadt Jena, die 

Stadt Gera und die Stadt Weimar. Diese stellen zugleich vier der fünf kreisfreien Städte dar.9 

Die fünfte kreisfreie Stadt ist Suhl. Für drei der fünf kreisfreien Städte liegen für die Jahre 

2022 bis 2024 Informationen aus der regelhaften Evaluation nach § 17 Landesrahmenverein

barung vor.  

Wegen der ungleichen Verteilung der kreisfreien Städte auf die Planungsregionen ist zu prü

fen, ob die Bevölkerungsstruktur in den Planungsregionen unterschiedlich ist. Dies ist aus

führlich dargestellt in Kapitel 2.1 Angaben zur Bevölkerung.  

Mittelthüringen, mit drei der fünf kreisfreien Städte und der höchsten Dichte an Beratungsan

geboten für Menschen mit Behinderung in Bezug auf die Einwohner:innen, stellt eine Aus

nahme dar. Dies kann insbesondere Auswirkungen auf die Vernetzung des offenen, nied

rigschwelligen Beratungsangebots haben und damit auf die Ergebnisse der Beratung. Eine 

andere Auswirkung, die in der Analyse untersucht wird, ist, ob dadurch Unterschiede bei den 

bewilligten Leistungen deutlich werden.  

Im ersten Kapitel wird die Verteilung der Altersgruppen der unter sechsjährigen Kinder in 

Thüringen betrachtet. Hierzu wird der Anteil dieser Kinder an der Gesamtbevölkerung in Thü

ringen analysiert und die infrastrukturellen Merkmale der Interdisziplinären Frühförderstellen 

untersucht. Die Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinbarung hat für die Jahre 2022 bis 

2024 Angaben zur Nutzung des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots und zum 

 

9 Thüringer Landesamt für Statistik – zuletzt abgerufen am 13.11.2025 

https://statistik.thueringen.de/datenbank/TabAnzeige.asp?tabelle=gg000102%7C%7C
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Leistungsgeschehen auf Ebene der kreisfreien Städte und Landkreise erhoben. Der vorlie

gende Bericht wertet diese Ergebnisse auf Ebene der Thüringer Planungsregionen aus.  

Eine Analyse der Bevölkerungsentwicklung auf der Ebene der kreisfreien Städte und der 

Landkreise ist ebenfalls im ersten Kapitel enthalten. Ziel dieser Analyse ist es zu prüfen, ob 

es erhebliche Unterschiede zwischen den Landkreisen und kreisfreien Städten gibt, die in 

der Analyse der Planungsregionen von besonderer Bedeutung sind. Dabei sind insbeson

dere regionale Unterschiede von Bedeutung. Der Teilhabebericht Thüringen aus dem Jahr 

2024 weist auf ein Stadt-Land Gefälle hin. Dieses ist für die Interpretation aller Ergebnisse zu 

berücksichtigen. So gibt es zum Beispiel in der Planungsregion Nordthüringen nicht in allen 

Landkreisen Interdisziplinäre Frühförderstellen, auch sind in Nordthüringen die wenigsten be

willigten Leistungen dokumentiert (siehe Kapitel 2.3.1 Anzahl der Frühförderstellen in 
Thüringen). 

In Kapitel zwei wird dargelegt, welche Zugangswege zu dem offenen, niedrigschwelligen Be

ratungsangebot genutzt werden, wie sich der Kontakt zwischen den Eltern bzw. Personen

sorgeberechtigten, den Interdisziplinären Frühförderstellen und den niedergelassen Kinder- 

und Jugendärzt:innen gestaltet und welche Ergebnisse die Beratung hervorbringt. In diesem 

Kapitel werden neben den Ergebnissen der Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinba

rung auch die Ergebnisse aus den Interviews mit den beteiligten Ärzt:innen und der Online

befragung für die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten vorgestellt. 

Im dritten Kapitel erfolgt die Ergebnisdarstellung in Bezug auf das Antrags- und Entschei

dungsverfahren sowie der Zusammenarbeit der Interdisziplinären Frühförderstellen, den örtli

chen Trägern der Eingliederungshilfe und den beteiligten Ärzt:innen. In den Interviews und 

der Onlinebefragung wurden Eltern bzw. Personensorgeberechtigte danach befragt, wie sie 

die Zusammenarbeit mit den Interdisziplinären Frühförderstellen und den örtlichen Trägern 

der Eingliederungshilfe erlebt haben. Dies war auch Bestandteil der Interviews mit den nie

dergelassenen Kinder- und Jugendärzt:innen und den Ärzt:innen aus den SPZ. 

Eine übergreifende Darstellung von Herausforderungen und Lösungsansätzen aus der Pra

xis bei der Umsetzung, die auf den Ergebnissen der vorherigen drei Kapitel basieren, bilden 

das vierte Kapitel. Es werden Best-Practice-Beispiele vorgestellt und Handlungsempfehlun

gen formuliert. 

Jedes Kapitel schließt mit einer Zusammenfassung und Diskussion der zentralen Ergebnisse 

je Fragestellung ab. Die Resultate der Literaturrecherche werden ergänzend zu den Resulta

ten in den einzelnen Kapiteln eingepflegt. 
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1.3.2 Datengrundlagen und Aufarbeitung der Daten 

Die Erstellung des Berichts erfolgte auf Basis eigener qualitativer Erhebungen bei den Eltern 

bzw. Personensorgeberechtigten und niedergelassenen Kinder- und Jugendärzt:innen und 

Ärzt:innen der SPZ, den Ergebnissen der regelhaften Evaluation gemäß § 17 der Landesrah

menvereinbarung und den Angaben des Thüringer Landesamtes für Statistik für die Jahre 

2022 bis 2024. 

Zu den Angaben zählen die Leistungsdaten der örtlichen Träger der Eingliederungshilfe. Die 

erhobenen Informationen beziehen sich auf den Zeitraum von 2022 bis 2024. Die Leistungs

erbringer, also die Interdisziplinären Frühförderstellen, stellten Informationen zur Inanspruch

nahme der Angebote und zu den Rahmenbedingungen der Leistungserbringung bereit. 

Die Angaben der örtlichen Träger der Eingliederungshilfe geben insbesondere Aufschluss 

über die Dauer des Verfahrens, die bewilligten Leistungen sowie das Verhältnis von heilpä

dagogischen Leistungen zu Komplexleistungen. Es erfolgt eine Differenzierung zwischen 

den vier Thüringer Planungsregionen sowie den Landkreisen und kreisfreien Städten.10 

Nicht alle örtlichen Träger der Eingliederungshilfe meldeten für alle Jahre entsprechende In

formationen, was bei der Interpretation der Ergebnisse zu berücksichtigen ist. Die Rückmel

dungen der Interdisziplinären Frühförderstellen sind ebenfalls unterschiedlich. Zu den Anga

ben der Interdisziplinären Frühförderstellen zählen neben den Angaben aus der regelhaften 

Evaluation gemäß § 17 Landesrahmenvereinbarung auch elf Ergebnisprotokolle von Fach

gesprächen, die das TMSGAF 2024 und 2025 führte. Für alle Planungsregionen liegen An

gaben vor, jedoch nicht aus allen Angeboten in den Planungsregionen. Daher werden Anga

ben auf Ebene der Planungsregionen nur dort vorgenommen, wo sie für die Interpretation 

der Ergebnisse besonders bedeutsam sind. Zudem ist angegeben, wenn zu bestimmten Fra

gestellungen nicht alle örtlichen Träger der Eingliederungshilfe oder Interdisziplinären Früh

förderstellen Angaben machten. 

Als Referenz für die Ergebnisdarstellung und Vergleiche dient die „Erhebung und Analyse 

der Frühförderstrukturen in den Mitgliedskörperschaften der Landschaftsverbände“ aus 

Nordrhein-Westfalen, die 2019 abgeschlossen wurde.11 In Nordrhein-Westfalen gestalteten 

 

10 Regionalplanung Thüringen – zuletzt abgerufen am 11.11.2025. 
11 ISG (2019): Erhebung und Analyse der Frühförderstrukturen in den Mitgliedskörperschaften der Landschafts
verbände. - zuletzt abgerufen am 10.11.2025. In Nordrhein-Westfalen waren vor dem Inkrafttreten des Ausführungsgesetzes 
zum Bundesteilhabegesetz die kreisfreien Städte und Landkreise zuständig für die Frühförderung. Durch das Ausführungsge
setzt werden die beiden Landschaftsverbände als überörtlicher Träger der Eingliederungshilfe zuständig. In Thüringen ist das 
Land der überörtliche Träger der Eingliederungshilfe und die kreisfreien Städte und Landkreise sind die örtlichen Träger der 
Eingliederungshilfe und damit zuständig für Anträge auf Eingliederungshilfe. Die Zuständigkeiten sind demnach in Thüringen 
und Nordrhein-Westfalen unterschiedlich.  

https://regionalplanung.thueringen.de/
https://www.isg-institut.de/home/wp-content/uploads/ISG_2019_Erhebung_und_Analyse_der_Fr%C3%BChf%C3%B6rderstrukturen-Abschlussbericht-2.pdf
https://www.isg-institut.de/home/wp-content/uploads/ISG_2019_Erhebung_und_Analyse_der_Fr%C3%BChf%C3%B6rderstrukturen-Abschlussbericht-2.pdf
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sich die Leistungsangebote „sehr vielfältig“. Das Ziel der Erhebung war „empirische Erkennt

nisse“ zu gewinnen, die „die Voraussetzung für die Vorbereitung und Umsetzung der Aufga

benübernahme“ durch die überörtlichen Träger der Eingliederungshilfe schaffen. Die Ände

rung des Leistungsträgers, die mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) eingetreten ist, ist 

„[durch] die Zuständigkeit der Landschaftsverbände Westfalen-Lippe und Rheinland … der 

bisherigen Heterogenität der Angebotsstruktur“12 entgegenzuwirken. „Dies schließt die An

gleichung der bestehenden Strukturen an die Vorgaben der Frühförderverordnung inklusive 

der dazugehörigen Rahmenempfehlung des Landes NRW zur Gewährleistung von Interdis

ziplinarität sowie weitere Leistungen wie die Beratung und Begleitung der Erziehungsberech

tigten mit ein.“13 Zudem werden die Ergebnisse in Beziehung zu bundesweiten Entwicklun

gen gesetzt. 

Einleitend werden die vorliegenden Ergebnisse auf Ebene der Planungsregion und der kreis

freien Städte und Landkreise vorgestellt. Unterschiede zwischen 

• den Planungsregionen  

• den Landkreisen und den kreisfreien Städten  

werden benannt und ermöglichen die Darstellung von urbanen und ländlichen Regionen. 

Die Ergebnisse der Interdisziplinären Frühförderstellen beinhalten vor allem Angaben zur 

Nutzung der Beratungsstrukturen, nach Alter und Ort und der Ausstattung der Interdisziplinä

ren Frühförderstellen. 

1.3.3 Qualitative Erhebungen 

Die qualitativen Erhebungen sollten die subjektive Perspektive auf die Umsetzung der Lan

desrahmenvereinbarung aus Perspektive der beteiligten Ärzt:innen, also der niedergelasse

nen Kinder- und Jugendärzt:innen und der Ärzt:innen in den SPZ und der Eltern bzw. Perso

nensorgeberechtigten erheben. 

Angestrebt waren 30 Interviews mit den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten und 10 In

terviews mit Kinder- und Jugendärzt:innen bzw. Ärzt:innen aus den SPZ. Sollten die ange

strebten Interviews mit den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten nicht erreicht werden, so 

sollten die freien Kapazitäten genutzt werden, um mehr Ärzt:innen zu interviewen. 

Nach der Hälfte der Projektzeit wurde deutlich, dass Eltern bzw. Personensorgeberechtigte 

über Werbung in den Interdisziplinären Frühförderstellen und über die örtlichen Träger der 

 

12 A.a.O., S. 8. 
13 Ebenda. 
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Eingliederungshilfe nicht bzw. nur schwer erreicht werden konnten. Als möglicher Grund 

wurde der zeitliche Umfang der Interviews genannt. Es wurde darauf hingewiesen, dass für 

Eltern bzw. Personensorgeberechtigte eine weitere Beteiligungsform zur Verfügung stehen 

sollte, die weniger zeitintensiv ist. Daher wurde ergänzend zu den geplanten Interviews eine 

Onlinebefragung umgesetzt. 

An der Onlinebefragung beteiligten sich 105 Personen. 55 von ihnen schlossen die Befra

gung vollständig ab, 50 machten nur teilweise Angaben oder schlossen die Befragung nicht 

ab. Ein Elternteil bzw. eine personensorgeberechtigte Person beteiligte sich an den Inter

views. Die 50 teilweise bearbeiteten Fragebögen der Onlinebefragung wurden ausgewertet. 

Nach Sichtung der Ergebnisse entschied sich das Evaluationsteam, diese Fragebögen in der 

Ergebnisdarstellung nicht weiter zu berücksichtigen. Die Gründe hierfür sind die Wahrung 

der methodischen Konsistenz. Insbesondere konnte nicht nachvollzogen werden, ob bzw. 

welche der 50 Fragebögen zum „Testen“ genutzt wurden, da die Angaben teilweise wider

sprüchlich sind. Die meisten Teilnehmenden (Abbildung 1-1 Verteilung der Teilnehmenden 

der Onlinebefragung nach Planungsregionen) gaben an, in der Planungsregion Ostthüringen 

(n=18) zu wohnen. Die wenigsten Teilnehmenden gaben an in Nordthüringen (n=3) zu woh

nen. Acht der beendeten Onlinebefragungen enthielten keine Angaben bzw. Antworten auf 

die einzelnen Fragen, sondern wurden lediglich vollständig abgerufen, die Skalierungsfragen 

wurden teilweise beantwortet. Der Rücklauf bei den geplanten Interviews mit den Eltern bzw. 

Personensorgeberechtigten und die Beteiligung an der Onlinebefragung zeigen, dass eine 

flexible und zeitlich weniger umfassende Beteiligung deutlich geeigneter war, um die Per

spektive der Eltern bzw. der Personensorgeberechtigten zu erreichen. 

Abbildung 1-1 Verteilung der Teilnehmenden der Onlinebefragung nach Planungsregionen 
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Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. Grundlage: Onlinebefragung bei den Personensorgeberechtigten und Eltern  

 

Insgesamt beteiligten sich 14 Ärzt:innen an den Interviews (Abbildung 1-2 Verteilung der in

terviewten Ärzt:innen nach Planungsregionen). Dabei erklärten sich zehn Ärzt:innen mit einer 

niedergelassenen Praxis und eine Person aus einem SPZ bereit, an den Interviews teilzu

nehmen.14 Drei weitere Ärzt:innen, die sich beteiligten, gaben an weder, in einem SPZ noch 

einer niedergelassenen Praxis tätig zu sein. Sie sind z. B. in beratender Funktion tätig oder 

haben indirekt Kontakt zur Frühförderung und Früherkennung. 

Abbildung 1-2 Verteilung der interviewten Ärzt:innen nach Planungsregionen 

  

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer 

 

Die zwei verwendeten Erhebungsmethoden haben auch methodische Auswirkungen, die in 

der Ergebnisdarstellung zu berücksichtigen sind. In den Interviews mit den Ärzt:innen liegen 

weniger standardisierte Ergebnisse vor, die ggf. Einblicke in den Kontext der Fragen ermögli

chen, während die Ergebnisse der Onlinebefragung aufgrund der Struktur leichter quantifi

ziert werden können, jedoch weniger Kontextinformationen enthalten.  

 

14 Diese Ärzt:innen werden im Text als Kinder- und Jugendärzt:innen bezeichnet. Spiegeln Aussagen die Erfahrung aller inter
viewten Ärzt:innen wieder, so wird der allgemeine Terminus Ärzt:innen verwendet.  
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2 Angaben zur Bevölkerung 

Die Einordnung des Leistungsgeschehens, auch im Zeitverlauf, erfolgt regelhaft unter Be

zugnahme auf die Gesamt- beziehungsweise altersentsprechende Bevölkerung Thüringens 

und der vier Planungsregionen des Freistaats. Hierfür werden im Folgenden Kerndaten der 

Bevölkerung von 2022 bis 2024 dargestellt. Eine Ausdifferenzierung findet, analog der Erhe

bung bei den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe und Interdisziplinären Frühförderstel

len, für die unter sechsjährigen Kinder statt. Zum Stichtag 31.12.2024 hatte Thüringen insge

samt 2.100.277 Einwohner:innen, dies waren 18.553 Einwohner:innen weniger als zum 

Stichtag 2022. Die Einwohner:innen verteilen sich unterschiedlich in den vier Planungsregio

nen. 

In Mittelthüringen (Abbildung 2-1 anteilige Bevölkerungsverteilung in den Thüringer Pla

nungsregionen, 31.12.2024) lebten zum Stichtag mit 680.045 Personen die meisten Einwoh

ner:innen (32,3 %). In dieser Planungsregion liegen mit Erfurt, Weimar und Gotha auch drei 

der fünf größten Städte Thüringens. In Ostthüringen lebten zum Stichtag 651.794 Einwoh

ner:innen, in Südwestthüringen waren es 432.365 Einwohner:innen. In Nordthüringen lebten 

die wenigsten Einwohner:innen des Landes Thüringen mit 354.626. 

Abbildung 2-1 anteilige Bevölkerungsverteilung in den Thüringer Planungsregionen, 31.12.2024 

  
Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. Grundlage: Angaben des statistischen Landesamtes 

 

Festzuhalten ist, dass die Gesamtbevölkerung in der Planungsregion Nordthüringen durch

gängig am niedrigsten und in der Planungsregion Mittelthüringen am höchsten ist. Dies ist 

beim Verhältnis von Antragsgeschehen zur Gesamtbevölkerung zu berücksichtigen.  
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Im Folgenden wird der Fokus auf die unter sechsjährigen Kinder in den Planungsregionen 

gelegt. Die Anzahl der Kinder wird in drei Altersgruppen in absoluten Zahlen dargestellt. Für 

jedes Jahr ist die Summe der Kinder unter 72 Monaten, also unter sechs Jahren, angege

ben. Das Ziel der Darstellung ist es, einen Bezug zu den Ergebnissen in Kapitel: 3.1 Ergeb
nisse der Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinbarung zu ermöglichen. An dieser 

Stelle liegt das Interesse bei der prozentualen Entwicklung der unter sechsjährigen Kinder im 

Verhältnis zur Gesamtbevölkerung (Tabelle 2-1 Anteil der unter sechsjährigen Kinder an der 

Gesamtbevölkerung in den Planungsregionen). Für das Jahr 2024 ergibt sich daraus: In 

Nordthüringen liegt der Bevölkerungsanteil der unter Sechsjährigen bei 4,5 %. In Mittelthürin

gen liegt dieser Anteil bei 4,4 %. In den Planungsregionen Ostthüringen und Südwestthürin

gen liegt der Anteil bei jeweils 4,1 %. Der Anteil der unter Sechsjährigen an der Gesamtbe

völkerung Thüringens beläuft sich auf 4,2 %. Die Angaben des Zensus 2022 zeigen im Ver

gleich, dass der Anteil der unter sechsjährigen Kinder an der Gesamtbevölkerung in der Bun

desrepublik Deutschland bei 5,7 % lag.15 In Thüringen lebten im Jahr 2022 im Vergleich zur 

Bundesrepublik Deutschland 1 % weniger unter sechsjährige Kinder. Für eine Einordnung 

des Leistungsgeschehens ist nun die Veränderung zwischen den Jahren 2022 und 2024 für 

die unter sechsjährigen Kinder dargestellt.  

  

 

15 Ergebnisse des Zensus 2022- zuletzt abgerufen, am 29.11.2025. 

https://ergebnisse.zensus2022.de/datenbank/online/table/1000A-1002
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Tabelle 2-1 Anteil der unter sechsjährigen Kinder an der Gesamtbevölkerung in den Planungsregionen 

Unter sechsjährige Kinder nach Altersgruppen – 2022-2024 

Jahr Alter in Monaten 
Nord- 

thüringen 
Mittel-       

thüringen 
Ost-          

thüringen 
Südwest-  
thüringen gesamt 

2022 

0-24 5.046 10.082 8.786 5.743 29.657 

25-48 5.955 11.179 9.919 6.440 33.493 

49-72 6.374 12.450 11.010 7.032 36.866 

Summe 17.375 33.711 29.715 19.215 100.016 

Gesamtbevölkerung 354.626 680.045 651.794 432.365 2.118.830 

Anteil der Kinder im Alter von 0-
72 Monaten an der Gesamtbe

völkerung 
4,9 % 5,0 % 4,6 % 4,4 % 4,7 % 

2023 

0-24 4.810 9.113 7.992 5.334 27.249 

25-48 5.624 10.847 9.695 6.207 32.373 

49-72 6.227 11.883 10.631 6.783 35.524 

Summe 16.661 31.843 28.318 18.324 95.146 

Gesamtbevölkerung 353.215 679.989 651.224 430.442 2.114.870 

Anteil der Kinder im Alter von 0-
72 Monaten an der Gesamtbe

völkerung 
4,7 % 4,7 % 4,3 % 4,3 % 4,5 % 

2024 

0-24 4.365 8.353 7.382 4.720 24.820 

25-48 5.230 10.124 9.033 5.921 30.308 

49-72 6.080 11.231 10.104 6.570 33.985 

Summe 15.675 29.708 26.519 17.211 89.113 

Gesamtbevölkerung 350.807 677.327 647.336 424.807 2.100.277 

Anteil der Kinder im Alter von 0-
72 Monaten an der Gesamtbe

völkerung 
4,5 % 4,4 % 4,1 % 4,1 % 4,2 % 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. Grundlage: Angaben des statistischen Landesamtes 

 

In allen vier Planungsregionen ist der Anteil der unter Sechsjährigen von 2022 zu 2024 zu

rückgegangen (Tabelle 2-2 Bevölkerungsentwicklung in den vier Planungsregionen: Anzahl 

der unter sechsjährigen Kinder). Am geringsten ist der Rückgang in der Region Nordthürin

gen mit 9,8 %, am zweitgeringsten in Südwestthüringen mit 10,4 %. Am stärksten ist die Ver

änderung in Mittelthüringen und Ostthüringen ausgeprägt. Mit 11,9 % bzw. 10,8 % ist der 

Rückgang hier am höchsten. In der Gesamtbetrachtung ergibt sich ein Rückgang von knapp 

11 % der unter sechsjährigen Kinder.  
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Tabelle 2-2 Bevölkerungsentwicklung in den vier Planungsregionen: Anzahl der unter sechsjährigen Kinder  

Bevölkerungsentwicklung der unter sechsjährigen Kinder 2022-2024 

 Planungsregion 
Anzahl der unter  

sechsjährigen Kinder 
2022 2024 

Veränderung  

2024-2022  

Nordthüringen abs. 17.375 15.675 -1.700 

  in %   -9,8% 

Mittelthüringen abs. 33.711 29.708 -4.003 

  in %   -11,9% 

Südwestthüringen abs. 19.215 17.211 -2.004 

  in %   -10,4% 

Ostthüringen abs. 29.715 26.519 -3.196 

  in %   -10,8% 

Thüringen abs. 100.016 89.113 -10.903 

    -10,9% 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Bevölkerungsstatistik – transfer  

 

Die nachfolgende Tabelle stellt die Bevölkerungsentwicklung der unter sechsjährigen Kinder 

in Bezug auf die kreisfreien Städte und Landkreise dar. Diese dient der Prüfung, ob es zwi

schen der Betrachtung auf Ebene der Planungsregionen und der kreisfreien Städte und 

Landkreise erhebliche Abweichungen gibt (Tabelle 2-3 Bevölkerungsentwicklung in den 

kreisfreien Städten und Landkreisen: Anzahl der unter sechsjährigen Kinder). 

 

Tabelle 2-3 Bevölkerungsentwicklung in den kreisfreien Städten und Landkreisen: Anzahl der unter sechs
jährigen Kinder 

Bevölkerungsentwicklung der unter sechsjährigen Kinder 2022-2024 

 Kreisfreie Städte und Landkreise Anzahl der unter sechsjährigen Kinder Veränderung 

Jahr 2022 2023 2024 2024-2022 

  abs. abs. abs. abs. in % 

Kreisfreie Städte 26.237 24.940 23.419 -2.818 -10,7% 

Landkreise 73.779 70.206 65.694 -8.085 -11,0% 

Summe 100.016 95.146 89.113 -10.903 -10,9% 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Bevölkerungsstatistik – transfer  

 

In den kreisfreien Städten lag im Jahr 2022 der Anteil der Kinder unter sechs Jahren bei 

26,2 %. Im Jahr 2024 lag der Anteil bei 25 %. Dreiviertel der unter sechsjährigen Kinder leb

ten 2024 in den Landkreisen. Zeitgleich fiel die Anzahl der Kinder unter sechs Jahren in den 
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kreisfreien Städten um 2.818. Eine vergleichbare Entwicklung ist in den Landkreisen festzu

stellen. Hier nahm die Anzahl der Kinder unter sechs Jahren ebenfalls ab. Die Anzahl der 

Kinder ist demnach um 8.085 Kinder gesunken. Dies entspricht einem Rückgang von 10,7 % 

in den kreisfreien Städten und 11 % in den Landkreisen bei Kindern unter sechs Jahren. 

Im Vergleich wird deutlich, dass sowohl in der Betrachtung der Planungsregionen als auch 

im Vergleich der kreisfreien Städte und Landkreise ein Bevölkerungsrückgang in der Alters

gruppe der unter sechsjährigen Kinder festzustellen ist. Die Entwicklung der Bevölkerung ist 

in der Betrachtung zwischen den kreisfreien Städten, den Landkreisen und den Planungsre

gionen vergleichbar.  

Ein anderer Faktor, der sich in diesem Zusammenhang auswirkt, ist das im Teilhabebericht 

angesprochene Stadt-Land-Gefälle. Dieses kann jedoch weder auf Ebene der Planungsregi

onen noch anhand der Unterscheidung in kreisfreie Städte und Landkreise in Gänze verdeut

licht werden. So gibt es in allen Planungsregionen Landkreise, die eine Bevölkerungsdichte 

unter 103,9 Einwohner:innen je Quadratkilometer aufweisen.16 In Mittelthüringen gibt es 

durch die drei kreisfreien Städte Erfurt, Weimar und Jena drei Ballungsgebiete, während 

auch in den umliegenden Landkreisen zum Teil eine sehr geringe Bevölkerungsdichte vor

liegt.  

 

16 Der Regionalatlas Statistikportal schlüsselt nicht explizit auf, nach welchen Kriterien die Kategorien für die Bevölkerungs
dichte je Quadratkilometer gebildet wurden.  
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Abbildung 2-2 Bevölkerungsdichte 2023 EW je Quadratkilometer 

 

Zugleich ist die Verteilung in Bezug auf die Anzahl der Einwohner:innen je Quadratkilometer 

in den kreisfreien Städten und Landkreisen sehr unterschiedlich verteilt. Im Folgenden ist die 

Entwicklung auf das Leistungsgeschehen bezogen, wobei eine Differenzierung nach Land

kreisen und kreisfreien Städten nicht zielführend erscheint. Welche Auswirkungen dieser 

Rückgang auf das Leistungsgeschehen hat, wird anschließend an den allgemeinen Entwick

lungen und im Vergleich zu anderen Bundesländern dargestellt. 

2.1 Anteil der unter sechsjährigen Kinder an der Gesamtbevölkerung in Bezug 
auf Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung 

Im Rahmen des vorliegenden Vergleichs werden zu Beginn die Ergebnisse der Literatur

recherche zur zahlenmäßigen Entwicklung in anderen Bundesländern vorgestellt. Überge

ordnete Angaben enthält der Teilhabebericht Thüringen aus dem Jahr 2024. „Zu den heilpä

dagogischen Leistungen nach § 79 SGB IX liegen Daten der Eingliederungshilfestatistik vor. 

Zum 31.12.2022 erhielten in Thüringen 4.110 Kinder diese Leistungen, 2020 waren es 4.060 

Kinder. Je 1.000 Kinder unter sechs Jahren erhielten damit in Thüringen erheblich mehr 

 

Quelle: Regionalatlas Statistikprotal - erstellt am 03.12.2025 

https://regionalatlas.statistikportal.de/
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Kinder diese Leistungen als im bundesweiten Durchschnitt.“17 Der bundesweite Durchschnitt 

lag bei 23 bis 25,7 je 1.000 Kinder in den Jahren 2020 bis 2022. In Thüringen waren es 2020 

38,1 von 1.000 Kindern, im Jahr 2022 waren es 40,3 von Tausend.18 Ob aus dieser Feststel

lung Rückschlüsse in Bezug auf die Ergebnisse des offenen, niedrigschwelligen Beratungs

angebots oder die Praxis der örtlichen Träger der Eingliederungshilfe im Antrags- und Bewil

ligungsverfahren gemacht werden können, wird in den folgenden Abschnitten untersucht. Zu

dem ist zu berücksichtigen, dass die Angaben zum Antrags- und Bewilligungsverfahren, die 

durch die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe zur Verfügung gestellt wurden, keine 

Vollerhebung darstellen. Das heißt, der Bezug zwischen den Ergebnissen der Evaluation 

nach § 17 Landesrahmenvereinbarung, die hier analysiert werden, bildet lediglich einen 

Trend ab, erlaubt aber keine Rückschlüsse über die Bewilligungspraxis einzelner örtlicher 

Träger der Eingliederungshilfe. 

In den einzelnen Bundesländern ist die Datenlage für die Leistungen der Früherkennung und 

Frühförderung gering, die vorliegenden Angaben beziehen sich zudem auf verschiedene Er

hebungszeitpunkte. So wird sowohl in Hessen als auch in Nordrhein-Westfalen von einem 

Anstieg der Leistungen der Frühförderung berichtet.19 In Nordrhein-Westfalen wird zudem 

auf regionale Unterschiede eingegangen. „Im Rheinland beträgt die Quote für die solitäre 

Leistungsform 0,6 % [rein heilpädagogische Leistung]20 und für die Komplexleistung 1,1 %; in 

Westfalen-Lippe liegen die Quoten für beide Leistungsformen bei 1,7 % bzw. 0,9 %. In West

falen-Lippe (Gesamtquote 2,6 %) erhält also ein höherer Anteil der Kinder Frühförderleistun

gen als im Rheinland (Gesamtquote 1,7 % aller altersgleichen Kinder).“21 

Die Ergebnisse der verschiedenen Evaluationen geben an dieser Stelle lediglich einen allge

meinen Bezugspunkt, ermöglichen jedoch keine Rückschlüsse in dem Sinne eines statistisch 

belastbaren Vergleichs. Dennoch ist festzuhalten, dass die Anzahl der Kinder, die Leistun

gen der Frühförderung beziehen, steigt und dass es in Nordrhein-Westfalen erhebliche Un

terschiede in der Bewilligungspraxis gibt. 

 

17 Teilhabebericht Thüringen 2024, S. 35 – zuletzt abgerufen am 10.11.2025. 
18 Ebenda. 
19 Online: con_sens (2022): Kennzahlenvergleich 2021 Zusammenfassung – zuletzt abgerufen am 10.11.2025. Die Alter
spanne ist von 0 bis 21 Jahren angegeben, da die Entwicklung der Frühförderung nur ein Teil der Untersuchung darstellt und 
nicht näher auf diese Leistung eingegangen wird. 
20 Online: LVR: Solitärleistungen- zuletzt abgerufen am 29.11.2025. 
21 Online: ISG (2019): Erhebung und Analyse der Frühförderstrukturen in den Mitgliedskörperschaften der Landschafts
verbände, - zuletzt abgerufen am 10.11.2025. Im Kennzahlenvergleich der Leistungen der Eingliederungshilfe 2024 und im 
Teilhabeverfahrensbericht 2024 sind keine Angaben zu Leistungen Frühförderung und deren Entwicklung enthalten. 

https://www.consens-consulting.de/fileadmin/public/Redaktion/Dokumente/PDF/Publikationen/2021_consens_Benchmarking_Hessen_Soziales_SGB_XII_Pflege_Eingliederungshilfe_Asyl_Kennzahlen_Vergleich_Bericht.pdf
https://www.bthg.lvr.de/de/kinder-jugendliche/fachleute/was-versteht-man-unter-solitaren-heilpadagogischen-leistungen/
https://www.isg-institut.de/home/wp-content/uploads/ISG_2019_Erhebung_und_Analyse_der_Fr%C3%BChf%C3%B6rderstrukturen-Abschlussbericht-2.pdf
https://www.isg-institut.de/home/wp-content/uploads/ISG_2019_Erhebung_und_Analyse_der_Fr%C3%BChf%C3%B6rderstrukturen-Abschlussbericht-2.pdf
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2.2 Anzahl der bewilligten Leistungen in Bezug auf die Gesamtbevölkerung 
und die Bevölkerungsentwicklung 

Die Angaben zur Bevölkerung der unter sechsjährigen Kinder in den vier Planungsregionen 

(Tabelle 2-2 Bevölkerungsentwicklung in den vier Planungsregionen: Anzahl der unter 

sechsjährigen Kinder ) werden in Beziehung zu der Summe der bewilligten rein heilpädago

gischen Leistung und den Komplexleistungen gesetzt. Hierzu wurden die Angaben zur Be

völkerung um die Kommunen bereinigt, aus denen keine Ergebnisse zum Leistungsgesche

hen aus der Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinbarung vorlagen. 

Die Anzahl der heilpädagogischen Leistungen (Tabelle 2-4 Anzahl der bewilligten heilpäda

gogischen Leistungen in den vier Planungsregionen) nimmt in den Planungsregionen Mit

telthüringen, Nordthüringen und Ostthüringen in den Jahren 2022 bis 2024 stetig zu. In Mit

telthüringen hat sich die Anzahl der Leistungen im Jahr 2022 im Vergleich zum Jahr 2024 um 

61 % erhöht. In den Planungsregionen Nordthüringen und Ostthüringen gibt es ebenfalls ei

nen Anstieg der heilpädagogischen Leistungen, dieser fällt jedoch deutlich geringer aus. In 

Nordthüringen liegt die Veränderung bei 7 %, in Ostthüringen bei 11 % im Vergleich der 

Jahre 2022 und 2024. 

Tabelle 2-4 Anzahl der bewilligten heilpädagogischen Leistungen in den vier Planungsregionen 

Entwicklung der bewilligten heilpädagogischen Leistungen 2022-2024 

Heilpädagogische 

Leistungen 
2022 2023 202422 

Veränderung  

2024-202323 

Veränderung  

2024-2022 

Anteil abs. abs. abs. abs. in % absolut in % 

Nordthüringen 582 385 621 236 61 % 39 7 % 

Mittelthüringen 628 987 1.008 21 2 % 380 61 % 

Südwestthüringen 526 535 423 -112 -21 % -103 -20 % 

Ostthüringen 806 890 898 8 1 % 92 11 % 

Gesamt (bereinigt) 2.542 2.797 2.950 153 5 % 408 16 % 

Quelle: Eigene Darstellung – transfer auf Grundlage der Evaluationsdaten  
 

Die Anzahl der bewilligten Komplexleistungen (Tabelle 2-5 Anzahl der bewilligten Komplex

leistungen in den vier Planungsregionen) nimmt von 2022 bis 2024 um 43 % zu. In den 

 

22 Für das Jahr 2024 machte ein örtlicher Träger der Eingliederungshilfe mehr Angaben zu der Anzahl der bewilligten heilpäda
gogischen Leistungen als in den Jahren 2022 und 2023. Zur Wahrung der methodischen Konsistenz wurden nur die Angaben 
der örtlichen Träger der Eingliederungshilfe berücksichtigt, die für alle Jahre Angaben machten.  
23 Die Beschriftungen: „Veränderung 2024-2023“ bzw. „Veränderung 2024-2022“ geben zugleich an, wie die Veränderung be
rechnet wurde. In allen Fällen wurde von dem ersten genannten Wert, der zweitgenannte Wert subtrahiert.  



 
 

 

 

28 

Planungsregionen Mittelthüringen (54 %) und Südwestthüringen (61 %) sind die höchsten 

Veränderungen verzeichnet worden, während in Ostthüringen eine Veränderung von 19 % 

vorliegt. In Nordthüringen sinken die bewilligten Komplexleistungen um 13 % im Vergleich 

der Jahre 2022 und 2024. Insgesamt werden in dieser Region auch die wenigsten Komplex

leistungen zu den anderen Planungsregionen verzeichnet, was sich auch in der Angebots

struktur widerspiegelt (siehe hierzu: Kapitel 2.4.1 Anzahl Frühförderstellen in den Pla
nungsregionen). 

Tabelle 2-5 Anzahl der bewilligten Komplexleistungen in den vier Planungsregionen 

Entwicklung der bewilligten Komplexleistungen 2022-2024 

Komplex- 

leistungen 
2022 2023 2024 

Veränderung 

2024-2023 

Veränderung 

2024-2022 

Anteil abs. abs. abs. abs. in % abs. in % 

Nordthüringen 16 16 14 -2 -13 % -2 -13 % 

Mittelthüringen 519 711 800 89 13 % 281 54 % 

Südwestthüringen 277 376 446 70 19 % 169 61 % 

Ostthüringen 401 457 479 22 5 % 78 19 % 

Gesamt 1.213 1.560 1.739 179 11 % 526 43 % 

Quelle: Eigene Darstellung – transfer auf Grundlage der Evaluationsdaten  

 

Die Anzahl der bewilligten Komplexleistungen sowie der heilpädagogischen Leistungen (Ta

belle 2-6 Bewilligte Leistungen insgesamt, Summe der heilpädagogischen Leistungen und 

Komplexleistungen) erfährt in den Jahren 2022, 2023 und 2024 eine Steigerung. In der Re

gion Südwestthüringen ist ein Rückgang der Anzahl der heilpädagogischen Leistungen zu 

verzeichnen, während die bewilligten Komplexleistungen steigen. Dies führt insgesamt zu ei

nem Anstieg der bewilligten Leistungen. In der Region Nordthüringen ist ebenfalls ein Rück

gang zu beobachten, allerdings bei den bewilligten Komplexleistungen. Dennoch steigt in 

Nordthüringen die Gesamtsumme der bewilligten Leistungen, da hier überwiegend heilpäda

gogische Leistungen bewilligt werden. Dies ist auch in Bezug auf die Angebotsstruktur 

(siehe: Kapitel 2.3 Strukturelle Rahmenbedingungen der Leistungserbringung) von be

sonderer Bedeutung. Bezogen auf die Bevölkerungsentwicklung werden die Unterschiede 

deutlicher. Nach Angaben des Teilhabeberichtes Thüringen 2024 bezogen im Jahr 2020 

4.060 Kinder heilpädagogische Leistungen im Land Thüringen. Nach Angaben der örtlichen 

Träger der Eingliederungshilfe, die sich an der Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinba

rung beteiligten, waren es im Jahr 2024 3.202 Kinder, die heilpädagogische Leistungen be

zogen. Zudem wurden insgesamt im Jahr 2024 1.739 Komplexleistungen bewilligt. Für das 

Jahr 2024 entspricht dies 4.689 bewilligten Leistungen. 
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Tabelle 2-6 Bewilligte Leistungen insgesamt, Summe der heilpädagogischen Leistungen und Komplexleis
tungen 

Summe der bewilligten heilpädagogischen und Komplexleistungen 2022-2024 

  2022 2023 202424 
Veränderung  

2024-2023 

Veränderung  

2024-2022 

Anteil abs. abs. abs. abs. in % abs. in % 

Nordthüringen 598 401 635 234 58 % 37 6 % 

Mittelthüringen 1.147 1.698 1.808 110 6 % 661 58 % 

Südwestthüringen 803 911 869 -42 -5 % 66 8 % 

Ostthüringen 1.207 1.347 1.377 30 2 % 170 14 % 

Gesamt (bereinigt) 3.755 4.357 4.689 332 8 % 934 25 % 

Quelle: Eigene Darstellung – transfer auf Grundlage der Evaluationsdaten 

  

Im Vergleich zwischen der Bevölkerungsentwicklung bei den unter sechsjährigen Kindern 

und den bewilligten Leistungen steigt der Anteil der Kinder unter sechs Jahren, die Leistun

gen beziehen, unterschiedlich stark. Daher werden die Ergebnisse auf Grundlage der vorlie

genden Informationen an dieser Stelle auf 1.000 in der Altersgruppe der unter sechsjährigen 

Kinder bezogen (Tabelle 2-7 Bevölkerungsentwicklung in den Planungsregionen im Ver

gleich zu den bewilligten Leistungen). In Nordthüringen bezogen im Jahr 2024 mit 56 von 

1.000 Kindern, die wenigsten Kinder unter sechs Jahren eine Komplex- oder heilpädagogi

sche Leistung. In Mittelthüringen sind es mit 69 von 1.000 unter sechsjährigen Kindern die 

meisten. Im Land Thüringen waren es im Jahre 2024 62 von 1.000. 

  

 

24 Zur Wahrung der methodischen Konsistenz wurden die Angaben der örtlichen Träger der Eingliederungshilfe berücksichtigt, 
die für alle Jahre Angaben machten. 
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Tabelle 2-7 Bevölkerungsentwicklung in den Planungsregionen im Vergleich zu den bewilligten Leistungen 

Vergleich: Bevölkerungsentwicklung der unter sechsjährigen Kinder im Verhältnis zu den bewilligten Leistungen 
2022-2024 

  2022 2023 2024 

  

Kinder im Alter  

unter sechs Jahren 
Bewilligte  

Leistungen 
Kinder im Alter  

unter sechs Jahren 
Bewilligte  

Leistungen 
Kinder im Alter  

unter sechs Jahren 
Bewilligte  

Leistungen 

  

Anzahl  

(bereinigt)25 
Anzahl pro 

1.000 
Anzahl 

(bereinigt) 
Anzahl pro 

1.000 
Anzahl 

(bereinigt) 
Anzahl pro 

1.000 

Nordthüringen*26 12.323 405 33 12.026 401 33 11.394 635 56 

Mittelthüringen* 30.422 1.147 38 28.755 1.698 59 29.708 2.060 69 

Südwestthürin
gen 

19.215 803 42 18.324 911 50 17.211 869 50 

Ostthüringen* 23.981 1.207 50 22.960 1.347 59 21.503 1.377 64 

Thüringen  85.941 3.562 41 82.065 4.357 53 79.816 4.941 62 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer auf Grundlage der Bevölkerungsstatistik und der Evaluationsdaten 

 

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Die Altersgruppe der Kinder von null bis sechs Jah
ren nahm von 2022 bis 2024 um 11 % ab. Zeitgleich steigt die Anzahl der bewilligten Leis
tungen im Bereich Früherkennung und Frühförderung. In den Bundesländern, zu denen An
gaben zur Frühförderung und Früherkennung vorliegen, wurden andere Berichtsjahre als in 
Thüringen untersucht, auch liegen den Angaben verschiedene Grundgesamtheiten – in Hes
sen auf 1.000 von 0-21 Jahren, in Nordrhein-Westfalen in Prozent in der altersgleichen 
Gruppe - zugrunde. Zugleich wird in diesen Bundesländern auch darauf verwiesen, dass die 
Inanspruchnahme der Leistungen zunimmt. Dieser Befund deckt sich sowohl mit den Ergeb
nissen dieses Berichts als auch mit denen des Teilhabeberichtes 2024: „Die Daten zeigen 
zeitliche Trends und Unterschiede zwischen den einzelnen Landkreisen und kreisfreien 
Städten in Thüringen sowie zwischen Thüringen und dem gesamten Bundesgebiet in unter
schiedlichem Ausmaß. Ein allgemeines Stadt-Land-Gefälle wurde in nahezu allen Hand
lungsfeldern beschrieben. Diese und weitere Faktoren können einzeln oder in Kombination 
wirken. Überdurchschnittlich hohe Leistungsdaten bedeuten nicht automatisch, dass in Thü
ringen, in einer Kommune oder von anderen Leistungsträgern Leistungen zu großzügig 

 

25 Nicht in allen Jahren wurden von den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe Angaben zu der Anzahl der bewilligten Leis
tungen gemacht. Daher wurden die Angaben zur Anzahl der Kinder unter sechs Jahren aus der Bevölkerungsstatistik dahinge
hend bereinigt, dass nur die kreisfreien Städte bzw. Landkreise berücksichtigt wurden, aus denen Angaben vorlagen. Daher ist 
die Gesamtsumme zwischen den Tabellen 2-6 „Bewilligte Leistungen insgesamt, Summe der heilpädagogischen Leistungen 
und Komplexleistungen“ und dieser Tabelle unterschiedlich.    
26 In den Planungsregionen, die mit einem * gekennzeichnet sind wurden nicht durch alle örtlichen Träger der Eingliederungs
hilfe Angaben zu den bewilligten Leistungen gemacht.  
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bewilligt werden. Ebenso weisen unterdurchschnittliche Leistungsdaten nicht zwangsläufig 
darauf hin, dass zu restriktiv bewilligt wird oder systematische Zugangsschwierigkeiten zu 
den Leistungen bestehen.“27  

Die Analyse der Bevölkerungsentwicklung in Bezug auf die bewilligten Leistungen der 

Frühförderung und Früherkennung verdeutlichen, dass die im Teilhabebericht genannten 

Faktoren (insbesondere das Stadt-Land Gefälle) eine erhebliche Bedeutung in der Praxis 

spielen (können). Dies wird vor allem in den qualitativen Erhebungen deutlich. Ein Faktor, 

der eine Wirkung in Bezug auf das Antragsgeschehen haben kann, ist der Zugang zu Infor

mationen, beispielsweise durch Beratungsangebote. Der Teilhabebericht geht auf diesen Zu

sammenhang ein und hält fest, dass die Anzahl von Beratungsangeboten für Menschen mit 

Behinderung in den Planungsregionen im Verhältnis zur Bevölkerung unterschiedlich ist. In 

Mittelthüringen sind beispielsweise mit 0,25 Beratungsstellen je 1.000 Einwohner:innen die 

meisten Beratungsangebote für Menschen mit Behinderung vorhanden. In Ostthüringen sind 

es insgesamt 0,11 Beratungsangebote je 1.000 Einwohner:innen.28 Wie in Kapitel 2.1 Anteil 
der unter sechsjährigen Kinder an der Gesamtbevölkerung in Bezug auf Leistungen 
zur Früherkennung und Frühförderung beschrieben, ist die Bevölkerungsverteilung inner

halb der Planungsregionen sehr unterschiedlich, was sich sowohl im Beratungsangebot all

gemein für Menschen mit Behinderungen abzeichnet, als auch in Bezug auf die Verteilung 

der Leistungserbringer (siehe: 2.3.1 Anzahl der Frühförderstellen in Thüringen).  

Die Dichte an Beratungsangeboten für Menschen mit Behinderungen im Allgemeinen kann 

einen Einfluss auf die Ergebnisse des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots ha

ben. Die Ergebnisse der qualitativen Befragungen (bei den Kinder- und Jugendärzt:innen 

und den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten) können an dieser Stelle weitere Einblicke 

geben (siehe: Kapitel 3 Zugangswege, Nutzung und Ergebnisse des offenen, nied
rigschwelligen Beratungsangebots). Im Folgenden werden die Ergebnisse hinsichtlich der 

Anzahl der (Interdisziplinären) Frühförderstellen in den vier Planungsregionen gegenüberge

stellt.  

2.3 Strukturelle Rahmenbedingungen der Leistungserbringung 

In diesem Kapitel werden die Ergebnisse des Leistungsbezugs in Relation zur allgemeinen 

Bevölkerungsentwicklung sowie zur Anzahl der Angebote der Frühförderung in Thüringen 

 

27 Teilhabebericht Thüringen 2024, S. 11 – zuletzt abgerufen am 15.01.2026. Die Angaben des Teilhabeberichts basieren dabei 
auf unterschiedlichen methodischen Auswertungen, diese sind im Anhang 9 ausführlich dargestellt. Dennoch kann nicht sicher
gestellt werden, dass alle Beratungsangebote vollständig erfasst wurden. 
28 Teilhabebericht Thüringen 2024, S. 157 – zuletzt abgerufen am 2.12.2025. 
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gesetzt. Das Ziel besteht darin, einen Einblick in den Zusammenhang zwischen Leistungsge

schehen und Angebotsstruktur zu erlangen. In der vorliegenden Untersuchung wurde die An

zahl der Frühförderstellen in Thüringen sowie in den Planungsregionen erfasst. Bezüglich 

der Darstellung für die Planungsregionen ist das Jahr 2024 relevant.  

2.3.1 Anzahl der Frühförderstellen in Thüringen  

Die vier Thüringer Planungsregionen sind durch unterschiedliche strukturelle Rahmenbedin

gungen charakterisiert (Abbildung 2-3 Anzahl der Frühförderstellen in Thüringen). Eine Ana

lyse der Evaluationsdaten aus den Jahren 2022 und 2023 ergibt, dass es insgesamt 35 bzw. 

34 Interdisziplinäre Frühförderstellen (IFF), 14 bzw. 15 Heilpädagogische Frühförderstellen 

(HpFF) und neun bzw. acht überregionale Frühförderstellen (ÜFF) gab. In diesem Kontext ist 

eine geringfügige Abweichung der Angaben für das Jahr 2024 festzustellen. Gemäß der 

Adresslisten der kassenärztlichen Vereinigung zum 01.10.2024 werden zwei Angebote an

ders bezeichnet und beispielsweise nur als "Frühförderstelle" genannt.29 Die vorliegenden 

Daten legen die Folgerung nahe, dass es sich bei den bezeichneten Angeboten um Heilpä

dagogische Frühförderstellen handelt.  

Abbildung 2-3 Anzahl der Frühförderstellen in Thüringen 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer: Grundlage sind die Evaluationsergebnisse der Interdisziplinären Frühförderstellen 

 

Für das Jahr 2024 ist die Verteilung der Frühförderstellen den vier Planungsregionen zuge

ordnet (Abbildung 2-4 Anzahl der Frühförderstellen in den Planungsregionen (Stand: 2024)), 

 

29 Online: Frühförderung Übersicht KV – zuletzt abgerufen am 09.11.2025  
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dazu ist die Verteilung zwischen den Landkreisen und kreisfreien Städten (Abbildung 2-5 

Frühförderstellen in den kreisfreien Städten und den Landkreisen im Jahr 2024) angegeben. 

Die acht überregionalen Frühförderstellen bieten Leistungen für Kinder mit Sinnesbehinde

rungen an. Dabei sind jeweils vier der überregionalen Frühförderstellen spezialisiert auf Be

einträchtigungen im Sehen und vier auf Beeinträchtigungen beim Hören, in der Kommunika

tion und Autismus-Spektrum-Störung.  

Abbildung 2-4 Anzahl der Frühförderstellen in den Planungsregionen (Stand: 2024) 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer: Grundlage: Übersicht Frühförderstellen KV 

 

Verteilt auf die Planungsregionen wird deutlich, dass in der Region Nordthüringen (n=3) die 

wenigsten Interdisziplinären Frühförderstellen angesiedelt sind, während in den Regionen 

Mittelthüringen (n=12) und Südwestthüringen (n=11) die meisten Interdisziplinären Frühför

derstellen existieren. In Nordthüringen wurden die wenigsten bewilligten Komplexleistungen 

dokumentiert. Ob hier ein Zusammenhang zur Angebotsstruktur besteht, lässt sich nicht fest

stellen. Die Anzahl der heilpädagogischen Frühförderstellen ist in der Region Südwestthürin

gen (n=1) am niedrigsten, in der Region Nordthüringen (n=4) am höchsten. 
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Abbildung 2-5 Frühförderstellen in den kreisfreien Städten und den Landkreisen im Jahr 2024  

Zehn der insgesamt 34 Interdisziplinären Frühförderstellen liegen in den kreisfreien Städten. 

In den Landkreisen liegen 24 der interdisziplinären und zehn der heilpädagogischen Frühför

derstellen.  

2.3.2 Personelle Ausstattung der Interdisziplinären Frühförderstellen und Inanspruch

nahme der Leistung aus Perspektive der Interdisziplinären Frühförderstellen 

Dieses Kapitel befasst sich mit der personellen Ausstattung der Interdisziplinären Frühförder

stellen in den Planungsregionen. Hierzu wird die personelle Ausstattung in Vollbeschäftigten

einheiten (VbE) beschrieben, um diese dann mit der Anzahl der leistungsbeziehenden Kin

der in Beziehung zu setzen. Die Angaben, die das Verhältnis des vorgehaltenen Personals 

zu den Kindern beschreiben, beziehen sich auf die Komplexleistungen. Bei der Auswertung 

ist zu berücksichtigen, dass sich im Jahr 2024 jeweils eine Frühförderstelle in Mittel- und 

Ostthüringen mehr an der Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinbarung beteiligte als in 

den vorherigen Jahren. 

Die personelle Ausstattung der Frühförderstellen war im Jahr 2023 am höchsten, sie ent

sprach insgesamt 197,27 VbE (Tabelle 2-8 Personelle Ausstattung der Interdisziplinären 

Frühförderstellen in den Jahren 2022 bis 2024 in VbE). Diese umfasst neben dem pädagogi

schen Personal in den Interdisziplinären Frühförderstellen auch medizinisch-therapeutische 

Mitarbeitende, wie Physiotherapeut:innen, Ergotherapeut:innen oder Logopäd:innen. 

In Mittelthüringen gab es 2023 mit 105,55 die meisten VbE. Dies steht im Einklang mit der 

Anzahl der bewilligten Leistungen. Zudem leben bezogen auf die Gesamtbevölkerung Thü

ringens in Mittelthüringen die meisten Menschen. In Nordthüringen leben bezogen auf die 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer: Grundlage: Übersicht Frühförderstellen KV 
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Gesamtbevölkerung Thüringens dagegen die wenigsten Menschen. Auch gibt es nicht in al

len Landkreisen Nordthüringens Interdisziplinäre Frühförderstellen. 

In Bezug auf die Kinder, die Leistungen der Interdisziplinären Frühförderstellen in Anspruch 

nehmen, nähert sich die Verteilung jedoch an. 

Tabelle 2-8 Personelle Ausstattung der Interdisziplinären Frühförderstellen in den Jahren 2022 bis 2024 in 
VbE 

Personelle Ausstattung in VbE in den Planungsregionen 

 2022 2023 2024 

Anzahl beteiligter interdisziplinärer Frühförderstellen n=29 n=30 n= 31 

Mittelthüringen 107,38 105,55 88,30 

Nordthüringen  7,25 8,40 8,20 

Ostthüringen 38,32 41,23 45,16 

Südwestthüringen 32,35 42,10 38,13 

Gesamtergebnis 185,30 197,27 179,78 

Quelle: Ergebnisse der Leistungserbringer 2022 und 2024; – TMSGAF; eigene Darstellung transfer  

 

Der größte Teil der Mitarbeiter:innen in den Interdisziplinären Frühförderstellen, als Anteil an 

allen VbE, sind heilpädagogische Mitarbeiter:innen. In Mittelthüringen nimmt die Zahl der Mit

arbeiter:innen in diesem Bereich ab, während die Zahl der bewilligten Leistungen gestiegen 

ist. In Nordthüringen bleibt die Anzahl der Mitarbeiter:innen bei einem geringen Anstieg der 

bewilligten Leistungen konstant. In Ostthüringen nimmt die Anzahl der VbE im Vergleich der 

Jahre 2022 zu 2024 zu. Die bewilligten heilpädagogischen Leistungen nehmen in diesem 

Zeitraum ebenfalls zu. Eine widersprüchliche Entwicklung kann in Südwestthüringen be

schrieben werden, da dort die Anzahl der bewilligten Leistungen abnahm, während die An

zahl der VbE zunahm (Tabelle 2-9 Anzahl an heilpädagogischen Mitarbeiter:innen in VbE). 

Tabelle 2-9 Anzahl an heilpädagogischen Mitarbeiter:innen in VbE 

Anzahl an heilpädagogischen Mitarbeiter:innen in VbE in den Planungsregionen 

 2022 2023 2024 

Anzahl beteiligter Interdisziplinärer Frühförderstellen n=29 n=30 n= 31 

Mittelthüringen 69 69 61 

Nordthüringen  3 3 3 

Ostthüringen 19 20 25 

Südwestthüringen 21 27 24 

Gesamtergebnis 111 118 113 

Quelle: Ergebnisse der Interdisziplinären Frühförderstellen 2022 bis 2024; – TMSGAF; eigene Darstellung transfer  
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Bis 2024 nähert sich die Verteilung der personellen Ausstattung der Interdisziplinären Früh

förderstellen auf Ebene der vier Planungsregionen an (Tabelle 2-10 Personelle Ausstattung 

der Interdisziplinären Frühförderstellen in den Jahren 2022 bis 2024 im Verhältnis zu den 

leistungsbeziehenden Kindern), während insgesamt ein leichter Anstieg des vorgehaltenen 

Personals zu beobachten ist. Die Region Südwestthüringen hat mit zehn Kindern je Vollzeit

stelle die niedrigste Quote, während Nord- und Ostthüringen mit 13 Kindern je Vollzeitstelle 

die höchste Quote verzeichnen. In Mittelthüringen, also der Planungsregion, in der die An

zahl der bewilligten Leistungen am stärksten gestiegen ist, standen im Jahr 2024 elf Vollzeit

äquivalente je Kind zu Verfügung. Im Jahr 2022 waren es acht. Dies kann als Reaktion auf 

die Entwicklung im Leistungsgeschehen interpretiert werden. Es empfiehlt sich, den Zusam

menhang in der weiteren Umsetzung zu berücksichtigen. 

Tabelle 2-10 Personelle Ausstattung der Interdisziplinären Frühförderstellen in den Jahren 2022 bis 2024 
im Verhältnis zu den leistungsbeziehenden Kindern (Komplexleistungen) 

Personelle Ausstattung der Interdisziplinären Frühförderstellen im Verhältnis zu den leistungsbeziehenden Kin
dern in VbE 

Planungsregionen  2022 2023 2024 

Anzahl beteiligter Interdisziplinärer 

Frühförderstellen 
n=29 n=30 n= 31 

Mittelthüringen  8   8   11  

Nordthüringen   9   15   13  

Ostthüringen  13   13   13  

Südwestthüringen  10   8   10  

Gesamtergebnis  10   9   11  

Quelle: Ergebnisse der Interdisziplinären Frühförderstellen 2022 bis 2024; – TMSGAF; eigene Darstellung transfer  

 

2.4 Zusammenfassung und Ergebnisdiskussion 

In diesem Kapitel wurde zu Beginn die Bevölkerungsentwicklung für die Gesamtbevölkerung 

sowie die Entwicklung für Kinder unter sechs Jahren analysiert. Im Anschluss erfolgte die 

Vorstellung der bewilligten Leistungen auf Ebene der Planungsregionen. In einem ersten 

Schritt wurden die heilpädagogischen und die Komplexleistungen separat analysiert. Der 

Vergleich der Jahre 2022 und 2024 ergibt eine Steigerung der bewilligten heilpädagogischen 

Leistungen um insgesamt 16 %. In Mittelthüringen ist die Steigerung mit 61 % am höchsten.  

Die Entwicklung der Komplexleistungen ist weniger stark ausgeprägt, dennoch ist hier in 

Südthüringen ein Anstieg von 61 % zu verzeichnen. Dem steht ein Rückgang von 13 % in 

Nordthüringen gegenüber. Die vorliegenden Ergebnisse zeigen, dass in Thüringen zwischen 

den Jahren 2022 und 2024 ein Anstieg um 43 % zu verzeichnen ist.  
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Eine Gesamtbetrachtung der Ergebnisse der örtlichen Träger der Eingliederungshilfe aus der 

Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinbarung ergibt, dass die Leistungen, definiert als 

Summe der Komplexleistungen und der heilpädagogischen Leistungen, im betrachteten Zeit

raum in Mittelthüringen um 58 % angestiegen sind. Nordthüringen verzeichnet mit 6 % die 

geringste Veränderung. Für das Land Thüringen insgesamt bedeutet dies einen Anstieg um 

25 %. In diesem Zusammenhang ist bedeutsam, dass in Nordthüringen die wenigsten Kom

plexleistungen bewilligt wurden, während zugleich die wenigsten Interdisziplinären Frühför

derstellen vorgehalten werden. Dieser Zusammenhang kann einen Einfluss auf das Leis

tungsgeschehen haben. Dem widerspricht, dass in Nordthüringen, bezogen auf die Anzahl 

der bewilligten Leistungen, die höchste Personalausstattung bei Komplexleistungen ver

zeichnet ist. Bei einer Betrachtung der Entwicklung in Bezug auf die Gesamtbevölkerung der 

unter sechsjährigen Kinder wird ein Unterschied zwischen den Planungsregionen und der 

Gesamtbevölkerung Thüringens deutlich. In Nordthüringen beziehen 56 von 1.000 Kindern 

unter sechs Jahren heilpädagogische Leistungen oder Komplexleistungen. In Mittelthüringen 

liegt dieser Wert bei 69 von 1.000 Kindern in dieser Altersgruppe. Im Vergleich zum Jahr 

2022 ist ein Anstieg um 21 Kinder pro 1.000 Einwohner:innen in der Altersgruppe der unter 

sechsjährigen Kinder für ganz Thüringen zu verzeichnen.  

Für die Gesamtbevölkerung unter sechs Jahren bedeutet dies, dass im Jahr 2024 in den 

Landkreisen 36 Interdisziplinäre oder Heilpädagogische Frühförderstellen für 149.633 Kinder 

zur Verfügung standen. In den kreisfreien Städten wurden elf Angebote für 18.625 Kinder un

ter sechs Jahren bereitgestellt. Das heißt, im Verhältnis stehen in den kreisfreien Städten 

deutlich mehr Frühförderstellen pro Kind zur Verfügung als in den Landkreisen. Ungeachtet 

des Rückgangs der Gesamtbevölkerung und bei den Kindern unter sechs Jahren ist eine Zu

nahme der Inanspruchnahme von Leistungen in den betrachteten Jahren festzustellen. 

Diese Erkenntnis steht im Einklang mit den Ergebnissen des Kennzahlenvergleichs aus Hes

sen aus dem Jahr 2022. Im Vergleich zu den Ergebnissen aus Hessen ist die Entwicklung in 

Thüringen jedoch deutlich stärker ausgeprägt. Darüber hinaus zeigt sich, dass die Inan

spruchnahme die Angaben zum Leistungsgeschehen in Nordrhein-Westfalen aus dem Jahr 

2019 übersteigt und dass sich die im Teilhabebericht Thüringen 2024 aufgeführte Entwick

lung eines Anstiegs je 1.000 Kinder unter sechs Jahren fortsetzt. 

Die Analyse der Bewilligungszahlen für das Jahr 2024 im Verhältnis zu den verfügbaren An

geboten verdeutlicht, dass in Nordthüringen im Durchschnitt für 91 Kinder Komplex- oder 

heilpädagogische Leistungen pro Angebot bewilligt wurden, während in Mittelthüringen für 

121 Kinder Leistungen pro Angebot bewilligt wurden. Die Bewilligungsquote in Südwestthü

ringen liegt bei 72 Bewilligungen pro Angebot (n=12), in Ostthüringen bei 16 Bewilligungen 

pro Angebot. Diese Unterschiede können ggf. auf divergierende Anforderungen an die 
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(Interdisziplinären) Frühförderstellen gedeutet werden. Die geringe Zunahme der vorgehalte

nen Vollzeitäquivalente bei den Interdisziplinären Frühförderstellen ist im Folgenden näher 

zu betrachten. Rückschlüsse, wie zum Beispiel auf eine Veränderung in der Qualität der 

Leistung, können ohne die Angabe der durchschnittlich erbrachten Fördereinheiten nicht ge

zogen werden. Zugleich wird deutlich, dass der Großteil der unter sechsjährigen Kinder in 

den Landkreisen lebt. Zu Beginn wurde angenommen, dass die Wohnortnähe und der Aus

bau der Infrastruktur einen Einfluss auf das Leistungsgeschehen hat. An dieser Stelle wer

den zwei Aspekte aufgezeigt, die für die Interpretation der weiteren Ergebnisse bedeutsam 

sind. 

1. Die unterschiedlichen Rahmenbedingungen innerhalb der Planungsregionen, z. B. in 

Bezug auf die Beratungsstellen für Menschen mit Behinderungen im Allgemeinen, 

lassen auf unterschiedliche Anforderungen an die Beratungsangebote und auch an 

das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot schließen. Ergänzt um die Angaben 

zu den Einwohner:innen je Quadratkilometer wird deutlich, dass die Wohnortnähe 

bzw. Distanz einen Einfluss auf die Organisation und Durchführung des offenen, 

niedrigschwelligen Beratungsangebots haben kann. Dazu zählen die Erreichbarkeit 

der Interdisziplinären Frühförderstellen vom Wohnort der Eltern bzw. der Personen

sorgeberechtigten und die Verfügbarkeit von Kinder- und Jugendärzt:innen, insbe

sondere in Flächenlandkreisen. Darauf weisen die Interdisziplinären Frühförderstellen 

in den elf Fachgesprächen mit dem TMSGAF hin (siehe Kapitel 3.3 Zusammenfas
sung und Ergebnisdiskussion).  

2. Vor allem außerhalb der kreisfreien Städte Jena, Weimar, Gera und Erfurt ist in allen 

Planungsregionen anzunehmen, dass die räumliche Distanz eine Zusammenarbeit 

zwischen verschiedenen Landkreisen erforderlich macht, dies gilt insbesondere für 

Nordthüringen. Für die interviewten Kinder- und Jugendärzt:innen bedeutet dies, sie 

arbeiten mit verschiedenen örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe zusammen und 

haben dadurch Erfahrungen, inwieweit das in der Landesrahmenvereinbarung verein

barte Verfahren einheitlich umgesetzt wird. Gleiches gilt für die Interdisziplinären 

Frühförderstellen.  



 

 

39 

 

3 Zugangswege, Nutzung und Ergebnisse des offenen, nied
rigschwelligen Beratungsangebots 

Die Beantwortung der Frage, welche Formen der Inanspruchnahme das offene, niedrigschwel

lige Beratungsangebot aufweist, welche Zugangswege Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 

zur Verfügung stehen und welche Ergebnisse die Beratung erzielt, erfolgt im vorliegenden Kapi

tel in drei Schritten. Im ersten Teil dieses Kapitels werden die Resultate der Evaluation gemäß 

§ 17 der Landesrahmenvereinbarung durch die Interdisziplinären Frühförderstellen präsentiert. 

Im zweiten Teil erfolgt die Ergebnispräsentation der Interviews mit den Kinder- und Jugend

ärzt:innen und den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten. Darüber hinaus bestand für Eltern 

und Personensorgeberechtigte die Option, ihre Perspektive in Form einer Online-Befragung zu 

äußern. Im dritten Teil werden die Ergebnisse der Evaluation nach § 17 Landesrahmenverein

barung mit den Ergebnissen der qualitativen Erhebungen verglichen. Gemeinsamkeiten und 

Unterschiede werden identifiziert, Zugangsbarrieren und Lösungen aus der Praxis werden be

nannt. 

Der Zugang zum offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot wird in der Landesrahmenver

einbarung in § 9 geregelt. Dabei haben Eltern bzw. Personensorgeberechtigte „die Möglichkeit, 

ein offenes, niedrigschwelliges Beratungsangebot in Anspruch zu nehmen“. Das offene, nied

rigschwellige Beratungsangebot steht dabei am Anfang des Prozesses, an den sich dann ggf. 

die Diagnostik durch eine Fachärzt:in der Kinder- und Jugendmedizin und die Antragstellung 

anschließt. Eine Verpflichtung zur Inanspruchnahme des offenen, niedrigschwelligen Bera

tungsangebots besteht dabei nicht. „Ein solches Beratungsangebot ist geeignet, um Verunsi

cherungen frühzeitig entgegenwirken, unnötigen Maßnahmen vorbeugen und zum selbstbe

stimmten Empowerment von Eltern/Familien beitragen zu können“ 30. Ein Ziel des offenen, nied

rigschwelligen Beratungsangebots ist es den Eltern, bzw. den Personensorgeberechtigten „von 

Anfang an ein hohes Maß an Selbstbestimmtheit“31 zu ermöglichen. 

3.1 Ergebnisse der Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinbarung 

Für die Jahre 2022 und 2023 liegen die Ergebnisse der Evaluation nach § 17 Landesrahmen

vereinbarung vor. Die Ergebnisse werden in Bezug auf die unterschiedlich genutzten Zugangs

wege, die Form der Nutzung und die Ergebnisse der Beratung zusammenfassend dargestellt. 

 

30 Krinninger, G.: „Was willst du, dass ich dir tun soll?“ – Anregungen zur Stärkung von Teilhabe, Partizipation und Selbstbestim
mung in der Frühförderung, in: Frühförderung interdisziplinär, 44. Jg., S. 130 – 140 (2025) DOI 10.2378/fi2025.art14d, S. 132. 
31 Ebenda S. 133 
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Die meisten Zugangswege zum offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot in den Interdis

ziplinären Frühförderstellen entfallen in beiden Jahren auf die Kindertagestätte sowie auf die 

Kinder- und Jugendärzt:innen, das Krankenhaus oder die Sozialpädiatrischen Zentren (Abbil

dung 3-1 Information über die Möglichkeit einer offenen, niedrigschwelligen Beratung in der In

terdisziplinären Frühförderstelle). Andere Zugangswege sind im Verhältnis zu diesen beiden Zu

gangswegen deutlich geringer repräsentiert. Dieses Ergebnis deckt sich mit den Zugangswe

gen, die im Abschlussbericht: „Wissenschaftliche Untersuchung der modellhaften Erprobung der 

Verfahren und Leistungen nach Artikel 1 Teil 2 des Bundesteilhabegesetzes vom 29. Dezember 

2016 einschließlich ihrer Bezüge zu anderen Leistungen der sozialen Sicherung (Evaluation 

modellhafte Erprobung)“32 benannt sind, nach der der häufigste Zugangsweg zur Anamnese 

und Diagnostik in der Frühförderstelle durch Kinder und Jugendärzt:innen im Rahmen der Vor

sorgeuntersuchung erfolgte. Der zweithäufigste genannte Weg ist die Kindertagestätte.33 

 

32 BMAS (Hrsg.): Abschlussbericht: Wissenschaftliche Untersuchung der modellhaften Erprobung der Verfahren und Leistungen 
nach Artikel 1 Teil 2 des Bundesteilhabegesetzes vom 29. Dezember 2016 einschließlich ihrer Bezüge zu anderen Leistungen der 
sozialen Sicherung (= Evaluation modellhafte Erprobung); Januar 2023 – zuletzt abgerufen am 29.11.2025..  
33 A.a.O., S. 322. 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb-610-evaluation-modellhafte-erprobung-bthg.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Abbildung 3-1 Information über die Möglichkeit einer offenen, niedrigschwelligen Beratung in der Interdiszip
linären Frühförderstelle 

  
Quelle: Ergebnisse der Interdisziplinären Frühförderstellen 2022 und 2023; – TMSGAF eigene Darstellung transfer  

 

Hinsichtlich des Alters der Kinder, in welchem deren Eltern bzw. Personensorgeberechtigten ein 

offenes, niedrigschwelliges Beratungsangebot in Anspruch genommen haben, sind deutliche 

Unterschiede festzustellen (Abbildung 3-2 Alter der Kinder, in der offenen, niedrigschwelligen 

Beratung). Der Großteil der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten, die eine Beratung in An

spruch nahmen, hatten Kinder im Alter zwischen 49 und 72 Monaten. Eltern bzw. Personensor

geberechtigte, deren Kinder zwischen 25- bis 48-Monaten alt sind, stellen die zweithäufigste 

Zielgruppe des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots dar. Kinder im Alter zwischen 0 

und 24 Monaten stellen die drittgrößte Zielgruppe dar, während Kinder im Alter von über 72 Mo

naten die kleinste Zielgruppe bilden. Diese Erkenntnisse lassen sich mit Blick auf das Ziel der 
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Leistungen als plausibel erachten, da Frühförderleistungen nur bis zur Einschulung möglich 

sind. 

Abbildung 3-2 Alter der Kinder, in der offenen, niedrigschwelligen Beratung  

 
Quelle: Ergebnisse der Interdisziplinären Frühförderstellen 2022 und 2023; – TMSGAF 

 

Der Einfluss des Alters der Kinder, insbesondere bei Frühgeborenen, auf die Inanspruchnahme 

des Beratungsangebots ist von besonderer Bedeutung (siehe: Kapitel 3.3. Zusammenfassung 
und Ergebnisdiskussion). Die nachfolgende Abbildung verdeutlicht die Häufigkeit der Inan

spruchnahme von Beratungen in der Interdisziplinären Frühförderstelle oder als mobile, aufsu

chende Beratung zu beschreiben.  
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Abbildung 3-3 Ort des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots 

  
Quelle: Ergebnisse der Interdisziplinären Frühförderstellen 2022 und 2023; – TMSGAF 

 

Die meisten Beratungen fanden ambulant statt (Abbildung 3-3 Ort des offenen, niedrigschwelli

gen sangebots). Dies gilt für beide Jahre, in denen Ergebnisse vorliegen. In der Anlage 4 der 

Landesrahmenvereinbarung wird auf die mobile offene, niedrigschwellige Beratung eingegan

gen. Die Überregionalen Interdisziplinären Frühförderstellen (IÜFF) erhalten einen Sach- und 

Personalkostenzuschlag, wenn die Beratung mobil und außerhalb der Ortsgrenzen des Stand

orts der IÜFF erfolgt. Für die Interdisziplinären Frühförderstellen gibt es in der Landesrahmen

vereinbarung keine entsprechende Regelung, dennoch erbringen diese das offene, nied

rigschwellige Beratungsangebot in Ausnahmefällen auch mobil. Die Anzahl der mobilen Bera

tungen stieg von 86 auf 200, wobei die Summe aller durchgeführten Beratungen sank. Die 

Gründe hierfür wurden nicht erhoben. Aus Perspektive der Interdisziplinären Frühförderstellen 

hat dies zwei Gründe. Zum einen wird die Beratung bei Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 

mit frühgeborenen Kindern oder bei Kindern mit Mehrfachbehinderungen eher mobil erbracht. 

Zum anderen weisen die Interdisziplinären Frühförderstellen in Nord- und Ostthüringen auf die 

räumliche Distanz hin. Eine mobile Beratung sei vor allem für Eltern bzw. Personensorgebe

rechtigte hilfreich, wenn diese nicht mobil seien oder der Weg nicht zumutbar sei. Diese Ein

schätzung deckt sich mit den Unterschieden, die im zweiten Kapitel in Bezug auf die Bevölke

rungsentwicklung und -verteilung deutlich wurden (siehe: Kapitel 2 Angaben zur Bevölke
rung).  

Die vorliegenden Ergebnisse zur Dauer des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots 
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dargestellt (Abbildung 3-4 Zeitlicher Umfang der offenen, niedrigschwelligen Beratung durch die 

Frühförderstellen). Der zeitliche Umfang der offenen, niedrigschwelligen Beratung durch die 

Frühförderstellen ist nur in zwei Fällen mit den in der Landesrahmenvereinbarung zwischen den 

Vertragsparteien konsentierten 45 Minuten angegeben. Eine Beratung dauerte kürzer als 45, 

die meisten Nennungen (n=4) entfallen auf eine Dauer von 60 Minuten. Insgesamt dauerten 

acht der elf Beratungsgespräche länger als 45 Minuten. In den elf Fachgesprächen mit den In

terdisziplinären Frühförderstellen gibt es verschiedene Einschätzungen, welche Faktoren sich 

auf den zeitlichen Umfang des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots auswirken. In 

Mittelthüringen verweisen drei der vier beteiligten Interdisziplinären Frühförderstellen darauf, 

dass Mehrsprachigkeit und die Beteiligung von Dolmetscher:innen einen Einfluss auf die Dauer 

des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots habe. Bei Familien mit Migrationshinter

grund, Sprachbarrieren oder Eltern bzw. Personensorgeberechtigten, die Schwierigkeiten beim 

Lesen und Schreiben haben, nimmt das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot mehr Zeit 

in Anspruch.34 In Ostthüringen wurde dies in einem der drei Fachgespräche thematisiert. In 

Nord- und Ostthüringen wurde eher die Erwartungshaltung der Eltern bzw. Personensorgebe

rechtigten als Faktor für die Dauer des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots benannt. 

Auch in Mittelthüringen wurde dies einmal als Einflussgröße auf die Dauer des offenen, nied

rigschwelligen Beratungsangebots angegeben. Die Bedeutung von Mehrsprachigkeit und die 

Erwartungen von Eltern bzw. Personensorgeberechtigten an eine Beratung werden auch in der 

Literatur diskutiert und werden im Kapitel 5 Fazit und Handlungsempfehlungen abschließend 

dargestellt. 

 

34 Siehe: Sarimski, K.; Hintermair, M.; Lang, M.: Familienorientierte Frühförderung von Kindern mit Behinderung 2., aktualisierte 
Auflage, München 2021, S.162 ff.  
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Abbildung 3-4 Zeitlicher Umfang der offenen, niedrigschwelligen Beratung durch die Frühförderstellen 

 
Quelle: Eigene Auswertung auf Grundlage der Interviews mit elf Interdisziplinären Frühförderstellen (IFF) – transfer (n=11)  

 

Im Ergebnis verweisen die Interdisziplinären Frühförderstellen die ratsuchenden Eltern bzw. 

Personensorgeberechtigten am häufigsten an die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe, dies 

war bei 730 von insgesamt 935 Beratungen im Jahr 2023 der Fall (Abbildung 3-5 Ergebnisse 

der Beratung durch die Frühförderstellen). 110 ratsuchende Eltern bzw. Personensorgeberech

tigte wurden an „Kinderarzt/Facharzt/Therapien/SPZ“ verwiesen. Ob Eltern bzw. Personensor

geberechtigte im Anschluss auch eine Fachärzt:in oder ein SPZ aufsuchten, wurde nicht er

fasst. Unabhängig davon, ob Eltern bzw. Personensorgeberechtigte im Anschluss eine ärztliche 

Beratung bzw. Diagnostik in Anspruch nahmen, ist eine Antragstellung bei den örtlichen Trä

gern der Eingliederungshilfe möglich. An andere Stellen wurden ratsuchende Eltern bzw. Perso

nensorgeberechtigte im Jahr 2023 in insgesamt 94 Fällen verwiesen. Im Jahr 2024 wurden El

tern bzw. Personensorgeberechtigte 109-mal an andere Stellen außer den örtlichen Trägern der 

Eingliederungshilfe oder „Kinderarzt/Facharzt/Therapien/SPZ“ verwiesen. 
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Abbildung 3-5 Ergebnisse der Beratung durch die Frühförderstellen 

   
Quelle: Ergebnisse der Interdisziplinären Frühförderstellen 2022 und 2023; – TMSGAF 

 

3.2 Ergebnisse der qualitativen Befragungen der Ärzt:innen und der Eltern bzw. 
der Personensorgeberechtigten 

Die Zugangswege, die Nutzung und die Ergebnisse des offenen, niedrigschwelligen Beratungs

angebots wurden sowohl in den Interviews als auch bei der Onlinebefragung thematisiert. Die 

niedergelassenen Kinder- und Jugendärzt:innen sowie die Ärzt:innen aus den SPZ machten vor 

allem Angaben dazu, welche Informationen sie über das offene, niedrigschwellige Beratungsan

gebot nutzen und weitergeben. In der Onlinebefragung wurden die Zugangswege, die Nutzung 

und die Ergebnisse aus Perspektive der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten erhoben. Die 

Angaben werden unabhängig von den Planungsregionen vorgestellt. Soweit Angaben gehäuft 

eine Planungsregion betreffen, ist dies benannt. 

3.2.1 Ergebnisse der Interviews mit den Ärzt:innen 

Dieses Kapitel stellt die Ergebnisse der 14 Interviews mit den niedergelassenen Kinder- und Ju

gendärzt:innen und den Ärzt:innen aus den SPZ vor.35 Zu Beginn werden die Ergebnisse der 

Interviews in Bezug auf die Informationsweitergabe durch die Ärzt:innen vorgestellt. 

 

35 Die Ergebnisse, der drei interviewten Ärzt:innen, die weder im SPZ noch in einer niedergelassenen Praxis tätig wurden in der 
Ergebnisdarstellung berücksichtigt. Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich die Ergebnisse jedoch auf die Perspektive 
der interviewten Kinder- und Jugendärzt:innen.  
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Anschließend wird präsentiert, wie die interviewten Ärzt:innen über die Ergebnisse des offenen, 

niedrigschwelligen Beratungsangebots informiert werden. Abschließend wird dargestellt, wie die 

Befragten die Neuerungen und die Umsetzung der Landesrahmenvereinbarung insgesamt be

urteilen. 

3.2.1.1 Informationen über das offene, niedrigschwellige Angebot und Zugang zum Be

ratungsangebot 

Zu Beginn eines jeden Interviews mit den Ärzt:innen wurde gefragt, ob und welche Informatio

nen über das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot bekannt sind. Neun Personen ant

worteten, dass ihnen das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot bekannt ist: „Wir wissen, 

dass die Frühförderstellen das anbieten“ (Interview 06). In vier Fällen wurde angegeben, dass 

keine Informationen darüber vorhanden sind, eine Person machte keine Angaben. 

Sieben der interviewten Kinder- und Jugendärzt:innen gaben an, dass ihnen Flyer zur Verfü

gung stehen, mit denen sie Eltern bzw. Personensorgeberechtigte über das offene, nied

rigschwellige Beratungsangebot informieren können. In einem Interview wird beschrieben, dass 

es zusätzlich zu den Flyern auch Visitenkarten gibt, die mitgegeben werden: „Ich habe einen 

Flyer und Visitenkarten der Frühförderstelle. Die gebe ich den Eltern mit“ (Interview 08). In drei 

Interviews gaben die Befragten an, keine Infomaterialien vorrätig zu haben: „Ich habe keine Ma

terialien der Frühförderstelle“ (Interview 09). 

In 13 Interviews wurde näher darauf eingegangen, wie Eltern bzw. Personensorgeberechtigte in 

Situationen, in denen es ärztlich notwendig ist, über das offene, niedrigschwellige Beratungsan

gebot informiert werden. Sieben der Kinder- und Jugendärzt:innen beraten mündlich, eine Per

son gab an, sie informiere mittlerweile ausschließlich mündlich und nutze den Flyer nicht mehr. 

Der Grund hierfür sei, dass ihrem Eindruck nach eine mündliche Beratung den Eltern bzw. Per

sonensorgeberechtigten mehr helfe. Der Flyer der Interdisziplinären Frühförderstelle sei für ei

nige Personen schwer zu verstehen. Eine mündliche Beratung sei hier einfacher, um zu erklä

ren, was die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten für das offene, niedrigschwellige Bera

tungsangebot brauchen und wofür das Angebot da ist. Andere Gründe, warum ausschließlich 

mündlich beraten wird, resultieren zum einen aus fehlendem Informationsmaterial: „Wir haben 

dazu keine Unterlagen. Wir informieren mündlich darüber“ (Interview 13). Zum anderen wird be

wusst mündlich beraten. In einem Interview mit einer der Ärzt:innen, die in keiner niedergelas

senen Praxis oder einem SPZ arbeitet, wurde dies verdeutlicht: „Wir haben Infomaterialien von 

unseren Angeboten vor Ort. Aber wir streuen diese nicht“ (Interview 04). Zu weiteren Möglich

keiten, über das Angebot zu informieren, wurden keine Angaben gemacht. 
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Bezogen auf die Planungsregionen wird deutlich, dass auch hier wenige einheitliche Trends ab

bildbar sind. Dies ist auch abhängig von den beratenden Personen. Eine der interviewten 

Ärzt:innen erwähnt in diesem Zusammenhang eine persönliche Komponente bei den Ärzt:in

nen: „Das hängt von den Ärzt:innen ab. Wenn da jemand empfänglicher für das Thema ist, wird 

da mehr erreicht“ (Interview 03). 

Zugleich scheinen die interviewten Kinder- und Jugendärzt:innen gezielt Eltern bzw. Personen

sorgeberechtigte über das offene, niedrigschwellige, Beratungsangebot zu informieren, wenn 

dies aus ihrer Perspektive medizinisch notwendig ist. Dies spricht dafür, dass Beeinträchtigun

gen an dieser Stelle weniger im sozio-emotionalen Bereich liegen, sondern eher medizinisch in

dizierte Beeinträchtigungen im Vordergrund stehen. In zwei Interviews wurde explizit darauf ein

gegangen. Eine Person berichtete, Kinder, die eine sozial-emotionale Beeinträchtigung haben, 

würden ihrer Erfahrung nach später an entsprechende Förderangebote angebunden werden. 

Bei Kindern, die von Geburt an Beeinträchtigungen haben, sei die Situation anders, da diese 

von Geburt an verschiedene Unterstützungssysteme angebunden seien. In einem anderen In

terview wurde deutlich gemacht, die Beratung der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten von 

Kindern mit einer medizinisch indizierten Beeinträchtigung laufe anders ab. Hier könne ärztlich 

schon auf geeignete und notwendige Therapieformen verwiesen werden. Auch werde in diesen 

Fällen den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten die ärztliche Einschätzung, inklusive einer 

Einschätzung zur Zugehörigkeit zum Leistungsberechtigten Personenkreis der Eingliederungs

hilfe nach § 99 SGB IX für das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot mitgegeben, berich

tete eine andere Kinder- und Jugendärzt:in. 

3.2.1.2 Ergebnisse des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots  

Die Uneinheitlichkeit im Antwortverhalten setzt sich bei den Fragen zu Ergebnissen des offe

nen, niedrigschwelligen Beratungsangebots fort. Einige Kinder- und Jugendärzt:innen werden 

informiert, so wird z. B. genannt, „Eine Information über Beratungsergebnisse geschehe eher 

zufällig. Es hänge davon ab, wo ein Erstkontakt der Eltern stattfinde“ (Interview 01). In anderen 

Fällen geschieht dies strukturiert: „Ja, und zwar bereitet die Frühförderstelle das vor (ein Mitar

beitender wird einem Kind zugeordnet) und die mailen mich dann an“ (Interview 08). Hier zeigt 

sich, dass die Art und Weise der Rückmeldung auch vom Wohnort der Eltern bzw. der Perso

nensorgeberechtigten abhängig ist, da sowohl von strukturierten Rückmeldungen als auch von 

zufälliger Informationsweitergabe die Rede war. Es ist kein einheitliches Bild in Bezug auf die 

verschiedenen Planungsregionen erkennbar. Die Angaben innerhalb der einzelnen Regionen 

variieren stark. Einige Kinder- und Jugendärzt:innen weisen darauf hin, dass die 
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Beratungsergebnisse von den Eltern bzw. den Personensorgeberechtigten weitergegeben wer

den, „wenn wir überhaupt was erfahren“ (Interview 07). 

In den Fällen, in denen keine Rückmeldung über die Beratungsergebnisse erfolgt, wird diese 

fehlende Information bemängelt. „Nein. Das ist genau ein Schwachpunkt. Ich hätte das gerne, 

aber da laufe ich gegen Windmühlen. Ich bekomme keine Rückmeldung von den anderen Akt

euren“ (Interview 09). 

Auch bei den Personen, die eine Rückmeldung zu den Ergebnissen der Beratung gaben, 

konnte kein einheitliches Muster erkannt werden. Laut der Landesrahmenvereinbarung werden 

die Eltern bzw. die Personensorgeberechtigten im Anschluss an das offene, niedrigschwellige 

Beratungsangebot, sofern eine (drohende) Behinderung vermutet wird, an einen „zugelassenen 

Facharzt für Kinder- und Jugendmedizin oder einen anderen Facharzt mit einer abgeschlosse

nen Weiterbildung in Kinder- und Jugendmedizin verwiesen und darüber informiert, dass ein 

Antrag auf Eingliederungshilfe (Frühförderung) gemäß Anlage 1 beim zuständigen örtlichen 

Träger der Eingliederungshilfe zu stellen ist“ (Landesrahmenvereinbarung § 9 Abs. 2). Wird die

ser Ablauf eingehalten, erhalten die Kinder- und Jugendärzt:innen über die Eltern bzw. Perso

nensorgeberechtigten eine Auskunft über die Ergebnisse des offenen, niedrigschwelligen Bera

tungsangebots. Aus den Interviews geht hervor, dass in der Praxis eine Rückmeldung, sofern 

diese erfolgt, aus der Kindertagesstätte, von den (Interdisziplinären) Frühförderstellen, dem ört

lichen Träger der Eingliederungshilfe oder von den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 

selbst erfolgt. Sobald über den Antrag entschieden wurde, wird nach § 11 Abs. 5 Landesrah

menvereinbarung der entsprechende Bescheid mit Einwilligung der Eltern bzw. Personensorge

berechtigten auch den zuständigen Kinder- und Jugendärzt:innen zugeschickt. Bei Ablehnung 

des Antrags hat die behandelnde Fachärzt:in so die Möglichkeit, die medizinisch-therapeuti

schen Leistungen durch eine Heilmittelverordnung einzuleiten. 

3.2.1.3 Gesamteinschätzung zum offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot 

Um weitere Aspekte des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots zu betrachten, wurden 

im Folgenden zwei Skalierungsfragen gestellt. In der ersten ging es um die Zustimmung zu der 

Aussage, dass das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot die Früherkennung und -förde

rung insgesamt vereinfacht habe (Abbildung 3-6 Das offene, niedrigschwellige Beratungsange

bot hat die Früherkennung und -förderung insgesamt vereinfacht). Dieser Aussage stimmten 

insgesamt drei Ärzt:innen zu, zwei stimmten ihr voll zu. Zwei Ärzt:innen gaben eine teilweise 



 
 

 

 

50 

Zustimmung an, zwei Ärzt:innen stimmten der Aussage nicht zu. Fünf Ärzt:innen gaben an, 

dass dies nicht zu treffe.36 

Abbildung 3-6 Das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot hat die Früherkennung und -förderung insge
samt vereinfacht. 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. 

Insgesamt fünf Ärzt:innen gaben bei der zweiten Skalierungsfrage an, dass durch das offene, 

niedrigschwellige Beratungsangebot frühzeitig Bedarfe erkannt und koordiniert werden können. 

Zwei von ihnen stimmten voll zu (Abbildung 3-7 Durch die Beratung können frühzeitig Bedarfe 

erkannt und koordiniert werden.). Zwei Ärzt:innen stimmten dieser Aussage nicht zu, eine 

stimmte nur teilweise zu. Fünf Ärzt:innen gaben an, dies treffe nicht zu. Eine Ärzt:in ging näher 

auf die Hintergründe ein. Das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot als Teil der neuen 

Landesrahmenvereinbarung habe keine Auswirkungen auf die ärztliche Tätigkeit, insofern gebe 

es weder eine positive noch eine negative Veränderung. Auf die Frage, ob durch das offene, 

niedrigschwellige Beratungsangebot die Bedarfe frühzeitig erkannt werden und eine verbes

serte Koordination stattfinde, antworteten die Befragten unterschiedlich. Sechs der befragten 

Ärzt:innen stimmten (voll) zu, eine Person stimmte teilweise zu und sieben der befragten 

Ärzt:innen gaben an, dass dies nicht zu treffe oder sie der Frage nicht zustimmen könnten. 

 

36 Die Antwortmöglichkeit „Trifft nicht zu“ wurde überwiegend von den Ärzt:innen gewählt, die nicht in einer niedergelassenen Praxis 
arbeiten. Einer der interviewten Kinder- und Jugendärzt:innen wies daraufhin, dass die Aussagen aus seiner Sicht andersherum 
gestellt werden sollte. Eine Heilmittelverordnung sei beispielsweise am schnellsten auszustellen, daher werde dies aus ärztlicher 
Sicht „in der Regel vorrangig beraten und geprüft.“ Dies gilt für alle Skalierungsfragen, die sich auf die Umsetzung der Landesrah
menvereinbarung beziehen.  
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Abbildung 3-7 Durch die Beratung können frühzeitig Bedarfe erkannt und koordiniert werden. 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. 

 

Insgesamt wurden fünf Aspekte genannt, die die befragten Kinder- und Jugendärzt:innen als 

(besonders) hilfreich ansehen und die durch das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot 

ermöglicht werden. In einem Interview wird beispielsweise die Beratungstiefe genannt. „Die El

tern bzw. Personensorgeberechtigten nehmen das gerne in Anspruch und sind in meiner Wahr

nehmung auch gut aufgeklärt. Wir können eine Beratung in dem Umfang in der Praxis nicht leis

ten. Auch kann man an der Stelle bedürfnisorientiert beraten“ (Interview 07). In einem anderen 

Interview wird eine inhaltlich-pädagogische Aussage getroffen: „Die Fachkräfte in der Frühför

derstelle haben die Kinder viel besser im Blick als wir von ärztlicher Seite. Die haben auch die 

Eltern besser im Blick, da die näher dran sind“ (Interview 08). In einem weiteren Interview wird 

auf die Unterstützung der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten durch das offene, nied

rigschwellige Beratungsangebot eingegangen: „Die Frühförderstellen unterstützen bei der An

tragstellung“ (Interview 02). Die Unterstützung der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten geht 

hier über das Beratungsangebot hinaus und umfasst auch die praktische Einleitung des Prozes

ses. Vor dem Hintergrund der teilweise langen Bearbeitungszeiten wird das Beratungsangebot 

in einem anderen Interview als „eine Überbrückung, bis der Antrag gestellt/bewilligt wird“ (Inter

view 13) beschrieben. 
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Auf die Komplimentärfrage37, was als hinderlich empfunden wird, machten neun der Kinder- und 

Jugendärzt:innen eine Angabe. Auch hier zeigt sich ein heterogenes Bild. In einem Interview 

wurde beschrieben, dass es im näheren Umfeld mehrere Frühförderstellen gibt. „Es gebe eine 

Konkurrenzsituation, in der dann die Beratung durch die potenziellen Leistungserbringer er

folge“ (Interview 01). Dies hänge auch mit der Vergütung der Beratung zusammen. Zwei der 

Kinder- und Jugendärzt:innen gaben an, dass sie die Beratung grundsätzlich gut finden, aller

dings vermisse man die Verknüpfung mit einer Diagnostik, wie es zuvor in der Praxis war. „Das 

Beratungsangebot scheint gut zu sein. Allerdings gibt es keinen diagnostischen Ansatz mehr, 

wie im alten System. Das bringt für uns Nachteile, da wir auf diese Erkenntnisse nicht mehr zu

rückgreifen können“ (Interview 07). 

In einem Interview mit einer der Ärzt:innen, die nur indirekt an der praktischen Umsetzung der 

Landesrahmenvereinbarung beteiligt sind, wurde zudem angemerkt: „Wenn da jemand [von den 

Ärzt:innen] empfänglicher für das Thema ist, wird da mehr erreicht. Es gibt also eine persönli

che Komponente was schwer zu standardisieren ist“ (Interview 03). 

Abschließend wurden die interviewten Ärzt:innen gebeten, das offene, niedrigschwellige Bera

tungsangebot insgesamt zu bewerten. Insgesamt bewerteten vier Personen das Angebot als 

positiv, fünf als negativ. Weitere fünf gaben an, hier keine Gesamteinschätzung geben zu wol

len, z. B. da noch viele Fragen auf ärztlicher Seite zum offenen, niedrigschwelligen Beratungs

angebot und dessen praktischer Umsetzung offen seien: „Das Thema sollte nochmal bespro

chen werden. […] Ich erhoffe mir dadurch mehr Einheitlichkeit auf Seiten der Ärzt:innen, da hier 

die Wissensstände teilweise unterschiedlich sind“ (Interview 03). Es wäre daher wünschens

wert, wenn es nochmal „eine Handreichung“ (Interview 03) für die Kinder- und Jugendärzt:innen 

gebe. In einem anderen Interview wurde eine stärkere Qualifizierung sowie eine intensivere 

Rückkoppelung an die Früherkennungsuntersuchungen beschrieben. „Insgesamt müssten die 

verschiedenen Akteure (insb. Kita) stärker zu den Voraussetzungen und Inhalten von Frühför

derung qualifiziert werden. Kitas sagten den Eltern, dass ihr Kind Frühförderung benötige. Auf 

die Nachfrage, wo denn die (drohende) Behinderung des Kindes gesehen werde, könne mitun

ter nichts gesagt werden. Aus ärztlicher Sicht sei es wünschenswert, wenn das offene, nied

rigschwellige Beratungsangebot oder auch die Kitas die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 

auch an die U-Untersuchungen erinnern und dazu motivieren würden“ (Interview 01). In einem 

Interview wurde erneut auf die inhaltliche Tiefe sowie die fehlende Diagnostik im 

 

37 Die vollständige Aussage aus dem Gesprächsleitfaden lautet: „Unklar oder hinderlich an den offenen niedrigschwelligen Bera
tungsangeboten ist aus fachärztlicher Sicht insbesondere:“ 

 



 
 

 

 

53 

Beratungsangebot hingewiesen. „Es war besser, als das Beratungsangebot mit einer Grunddi

agnostik verknüpft war - also bevor der Antrag gestellt wurde. Da konnte man auf die Einschät

zung der Kolleg:innen zurückgreifen. Da konnten mehr Dinge getestet werden, als wir das in 

der Praxis können“ (Interview 06). In einem Interview wird die Umsetzung der Landesrahmen

vereinbarung auf struktureller Ebene als „konfus“ (Interview 12) beschrieben. Dabei ist zu be

achten, dass in diesem Interview räumlich mehrere Stadt- und Landkreise im Einzugsgebiet be

finden und sich die Abläufe, je nach Wohnort der Eltern bzw. der Personensorgeberechtigten 

unterschiedlich gestalten.  

Als positive Aspekte wurde hervorgehoben: „Für die Eltern ist das eine große Erleichterung. Ins

besondere für Menschen, die Schwierigkeiten mit der Antragsbearbeitung, z. B. wegen schwe

rer Sprache oder des Umfangs haben“ (Interview 02). Es wird auch erwähnt, dass die Eltern 

bzw. Personensorgeberechtigten durch das Angebot als besser informiert wahrgenommen wer

den. „Insgesamt würde ich sagen, dass das gut ist. Die Eltern scheinen besser informiert“ (Inter

view 07). In einem Interview werden auch die inhaltlichen Aspekte des Angebots beleuchtet. 

„Das Angebot ist ein gutes Angebot für Eltern, die neu in dem System sind und die Information -

mein Kind entwickelt sich nicht so- erstmals verarbeiten. Da kann das ein Türöffner sein. Man 

kann gut über das Thema Frühförderung informieren. Da kann man auch gut Maßnahmen ein

leiten, bzw. die Fachkräfte können ggf. weitere Unterstützungen für Kind und Familie abklären“ 

(Interview 13). 

3.2.2 Ergebnisse aus Perspektive der Personensorgeberechtigten und der Eltern bzw. 

Personensorgeberechtigten 

In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der offenen Onlinebefragung vorgestellt. Das Inter

view mit einem Elternteil bzw. einer personensorgeberechtigten Person wird ergänzend zu den 

Ergebnissen der Onlinebefragung vorgestellt. Eine Zuordnung der Ergebnisse zu den Pla

nungsregionen findet nicht statt. Unterschiede zwischen den Planungsregionen sind im Text be

nannt. 

3.2.2.1 Zugang zum offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot  

Eltern oder Personensorgeberechtigte, die sich an der Onlineumfrage beteiligten, gaben in den 

meisten Fällen an, durch die Kindertagesstätte (n=22) über das offene, niedrigschwellige Bera

tungsangebot informiert worden zu sein (Abbildung 3-8 Zugangswege zum offenen, nied

rigschwelligen Beratungsangebot). Der zweihäufigste genannte Zugangsweg war „Arzt/Ärz

tin/Krankenhaus/SPZ“ mit zehn Nennungen. Zwei Personen gaben an, das offene, nied

rigschwellige Beratungsangebot aus ihrer beruflichen Tätigkeit zu kennen. Andere 
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Zugangswege, wie über die EUTB, die Krankenkasse oder die Frühen Hilfen bzw. den Kinder

schutzdienst scheinen für den Zugang zum offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot 

kaum eine Rolle zu spielen. 

Abbildung 3-8 Zugangswege zum offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot 

 
Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung – transfer (n=55) 

 

Anschließend wurden die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten gefragt, ob es einfach war, 

Kontakt zum offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot aufzunehmen und ob sie schnell 

einen Beratungstermin bekommen haben.38 Die Mehrheit der Teilnehmenden stimmte dieser 

Aussage zu. So gaben 65 % an, einen unkomplizierten Zugang zur Interdisziplinären Frühför

derstelle erhalten zu haben, während 60 % bestätigten, dass sie zeitnah einen Beratungstermin 

wahrnehmen konnten. Das Alter der Kinder lag zum Zeitpunkt der Beratung in je 22 % der Fälle 

bei 0-24 Monaten oder 25-48 Monaten. Kinder im Alter von 49-72 Monate stellten mit 31 % die 

größte Gruppe dar, deren Eltern bzw. Personensorgeberechtigte das offene, niedrigschwellige 

Beratungsangebot in Anspruch nahmen. Zwölf Personen (22 %) machten keine Angaben, zwei 

Kinder waren zum Zeitpunkt der Beratung älter als sechs Jahre.  

 

38 Die Frage im Onlinefragebogen war: „Es war einfach Kontakt für eine Beratung mit der Frühförderstelle aufzunehmen.“ 
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3.2.2.2 Umfang, Inhalt und Ergebnis des offenen, niedrigschwelligen Beratungsange

bots  

Die meisten Beratungsgespräche fanden in der Interdisziplinären Frühförderstelle (n=25) statt. 

In zehn Fällen fanden die Beratungsgespräche in der Kindertageseinrichtung (n=10) statt. An 

anderen Orten wie beispielsweise der Wohnung der Eltern bzw. der Personensorgeberechtigten 

wurde eher seltener beraten, wobei elf Personen keine Angaben zum Ort und der Form der Be

ratung machten (Abbildung 3-9 Ort bzw. Form des offenen, niedrigschwelligen ). 

Abbildung 3-9 Ort bzw. Form des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots 

  

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung – transfer (n=55) 

 

In Bezug auf die Dauer des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots (Abbildung 3-10 

Zeitlicher Umfang des offenen, niedrigschwelligen ) machten acht Personen keine Angaben. 

Die meisten Antworten entfielen auf eine Dauer von 46 Minuten bis 60 Minuten. Sieben Perso

nen gaben an, das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot habe länger als eine Stunde ge

dauert. Zehn der befragten Eltern bzw. Personensorgeberechtigten gaben an, dass die Dauer 

des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots zwischen 30 und 45 Minuten in Anspruch 

genommen habe, sechs Personen gaben die Dauer mit unter einer halben Stunde an. 16 Anga

ben entfallen auf einen zeitlichen Umfang, der der Regelung in der „Anlage 4: Art und Umfang 

der Leistungselemente sowie Vergütungsgrundsätze der Interdisziplinären Frühförderung“ ent

spricht, wonach das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot mit 45 Minuten angesetzt ist. 
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Abbildung 3-10 Zeitlicher Umfang des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots 

 
 Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung – transfer (n=43)  

 

Insgesamt gaben acht Personen an, die Dauer der Beratung sei zu kurz gewesen, um alle An

liegen zu besprechen. Fünf der acht Personen gaben Themen an, die nicht besprochen werden 

konnten. In drei Antworten wurde genannt, dass nicht zu den Möglichkeiten einer zusätzlichen 

Unterstützung in der Kindertagesstätte beraten wurde. Zwei Personen gaben an, dass die Bera

tung „oberflächlich“ sei und nur allgemein auf die „Antragsstellung“ verwiesen wurde. In fünf der 

Beratungsgespräche, in denen nicht alle Anliegen erörtert werden konnten, dauerte die Bera

tung weniger als eine halbe Stunde, alle fünf Gespräche fanden in der Kindertageseinrichtung 

statt. Auf die Frage, wer am Beratungsgespräch beteiligt war, gaben 21 Personen an, ihre Part

nerin bzw. ihr Partner hätten am Gespräch teilgenommen; 17 Personen gaben an, das Kind sei 

dabei gewesen. Neun Personen gaben an, eine Pädagogin oder ein Pädagoge aus der Kinder

tageseinrichtung habe das Gespräch begleitet. Die Beteiligung einer Fremdsprachen- oder Ge

bärdensprachdolmetscher:in wurde in keinem Onlinefragebogen benannt. Dieses Ergebnis 

weicht von der Einschätzung der Interdisziplinären Frühförderstellen ab (siehe: 3.3. Zusam
menfassung und Ergebnisdiskussion). 

In allen Fällen wurden die Beratungen dazu genutzt, um zu unterschiedlichen inhaltlichen As

pekten und Themen zu beraten (Abbildung 3-11 Inhalte des offenen, niedrigschwelligen ). Auf

fallend ist, dass nur in acht Fällen auf andere Hilfesysteme verwiesen wurde. Zu berücksichti

gen bei den Ergebnissen ist, dass die Werbung für die Onlinebefragung sich an Eltern bzw. 

Personensorgeberechtigte richtete, die über die Interdisziplinären Frühförderstellen oder die ört

lichen Träger der Eingliederungshilfe über die ergänzende Evaluation informiert wurden. Daher 
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ist anzunehmen, dass Eltern bzw. Personensorgeberechtigte, die ausschließlich auf andere Hil

fesysteme verwiesen wurden sich nicht an der Onlinebefragung beteiligten. 

Abbildung 3-11 Inhalte des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots 

  

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung – transfer (n=55) – Mehrfachnennungen 

 

Dies spiegelt sich auch in den Ergebnissen der offenen, niedrigschwelligen Beratung wider (Ab

bildung 3-12 Ergebnis der offenen, niedrigschwelligen Beratung). Drei Personen gaben an, an 

andere Beratungsstellen weiterverwiesen worden zu sein und eine Person an das Jugendamt. 

An die Kindertagesstätte wurden acht Personen verwiesen. In den meisten Fällen wurden die 

Eltern bzw. Personensorgeberechtigten an die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe (n = 18) 

oder medizinische Einrichtungen wie niedergelassene Kinder- und Jugendärzt:innen, Fach

ärzt:innen oder Kliniken (n=11) verwiesen.  
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Abbildung 3-12 Ergebnis der offenen, niedrigschwelligen Beratung 

 

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung – transfer (n=55) 

 

3.3 Zusammenfassung und Ergebnisdiskussion 

Die Ergebnisse der Onlinebefragung und der Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinbarung 

decken sich in großen Teilen. Das betrifft sowohl die Zugangswege als auch das Alter der Kin

der zum Zeitpunkt der Beratung. Nach Angaben der Eltern und Personensorgeberechtigten wa

ren in 35 % der Fälle die Kinder älter als 49 Monaten, also älter als vier Jahre. Bei den Angaben 

der Interdisziplinären Frühförderstellen waren es 46 %. Die beiden Hauptzugangswege zum of

fenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot sind die Kinder- und Jugendärzt:innen und die Kin

dertageseinrichtungen. 

Der unterschiedliche zeitliche Umfang des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots 

wurde 27-mal in der Onlineerhebung mit mehr als 45 Minuten angegeben, 16-mal wurde ange

geben, dass das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot innerhalb der in der Landesrah

menvereinbarung vereinbarten 45 Minuten liegt. 

Aus Perspektive der Interdisziplinären Frühförderstellen wurden neben fachlichen Aspekten, 

wie Frühgeborene oder Kinder mit Mehrfachbehinderungen auch andere Aspekte genannt, die 

einen Einfluss auf den zeitlichen Umfang des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots 

haben. In Mittelthüringen wird hierbei eher auf Sprachbarrieren verwiesen, während in Nord- 

und Ostthüringen die räumliche Distanz, die Mobilität der Eltern bzw. Personensorgeberechtig

ten und die Erwartungshaltung der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten an eine Beratung im 

Vordergrund stehen. 
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Ein Aspekt, den die interviewten Kinder- und Jugendärzt:innen ansprechen ist, „[m]an müsse 

die Situation von Kindern mit klarer medizinischer Indikation (z. B. Halbseitenlähmungen, geis

tige Beeinträchtigungen) von Kindern mit sozial-emotionalen Schwierigkeiten unterscheiden. 

Erstere seien in der Regel von Geburt an im System angebunden. Bei Kindern mit sozial-emoti

onalen Schwierigkeiten bewege man sich im Spannungsfeld zwischen pädagogischen und me

dizinischen Maßnahmen (Interview 01).“ Auch habe sich die Situation seit Corona verändert, 

der „Lehrinhalt des Kindergartens [ist] mit Corona auch etwas verloren (Interview 10)“ gegan

gen. Damit sprechen die interviewten Kinder- und Jugendärzt:innen den anderen Hauptzu

gangsweg zum offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot, nämlich die Kindertageseinrich

tungen, direkt an. Die Relevanz kann durch die Angaben des statistischen Landesamtes ver

deutlicht werden.39 Demnach wurden 2024 87.162 Kinder in Thüringen in einer Kindertagesein

richtung betreut, dies entspricht einem Rückgang zum Jahr 2023 um 3,9 %. Davon waren 393 

Kinder unter einem Jahr alt, in der Altersgruppe bis zwei Jahre waren es 10.370. In der Alters

gruppe der zwei bis vierjährigen Kindern waren es 30.083 Kinder, wobei etwas mehr als die 

Hälfte (15.855) älter als zwei Jahre waren. Bei den vier- bis sechsjährigen Kindern waren es 

34.524. Älter als sechs Jahre waren 12.185 Kinder. Dies entspricht einer Betreuungsquote bei 

den unter sechsjährigen Kindern von 77,5 %. „In der Altersgruppe der 3- bis unter 6-Jährigen 

wurde eine Betreuungsquote von 94,7 Prozent verzeichnet (1.3.2023: 94,4 Prozent) und bei 

den unter 3-Jährigen von 56,5 Prozent (1.3.2023: 55,8 Prozent).“40 

Die Kindertagesstätte ist als Teil des Sozialraums der Kinder und Eltern bzw. Personensorgebe

rechtigten auch einer der zentralen Zugangswege, zugleich äußerten die interviewten Kinder- 

und Jugendärzt:innen teilweise, dass es hier an Informationen über die Frühförderung und an 

Wissen über die Ziele der Frühförderung fehle. Auch sei aus fachärztlicher Sicht in einigen Fäl

len, in denen die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten angaben, von der Kindertageseinrich

tung auf die Frühförderung aufmerksam gemacht worden zu sein, nicht nachvollziehbar, ob eine 

Behinderung vorliege oder einzutreten drohe. 

Eine Veränderung bei Kindern mit sozial-emotionalen Beeinträchtigungen beschreiben die Inter

disziplinären Frühförderstellen in den Fachgesprächen. In einem der protokollierten Gespräche 

wird angegeben, die Zahlen im offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot würden aufgrund 

von Kindern mit sozial-emotionalen Beeinträchtigungen „explodieren“. 

  

 

39 Online: Thüringer Landesamt für Statistik - zuletzt abgerufen am 15.01.2026 
40 Ebenda. 

https://statistik.thueringen.de/presse/2024/pr_262_24.pdf
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Zusammenfassend wird deutlich: Aus Perspektive der Kinder- und Jugendärzt:innen und der El

tern bzw. Personensorgeberechtigten werden der Zugang, die Nutzung und die Ergebnisse des 

offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots unterschiedlich wahrgenommen. Klare Zusam

menhänge innerhalb der Planungsregionen sind kaum erkennbar. Es sind zwei Zugänge zu be

obachten, die einen Einfluss auf die Nutzung und Inanspruchnahme des offenen, niedrigschwel

ligen Beratungsangebots und die damit verbundenen Ergebnisse haben. Entweder werden die 

Eltern bzw. Personensorgeberechtigten durch die Kinder- und Jugendärzt:innen auf das offene, 

niedrigschwellige Beratungsangebot verwiesen. Dies geschieht z. B. im Rahmen der Früherken

nungsuntersuchungen (U1-U9), was auch Kinder unter drei Jahren betrifft. Oder Eltern bzw. 

Personensorgeberechtigte werden durch die Kindertagesstätte auf das offene, niedrigschwel

lige Beratungsangebot angesprochen. Ob sich die Eltern bzw. die Personensorgeberechtigten 

in diesen Fällen auch an das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot wenden oder erst im 

Anschluss an eine fachärztliche Einschätzung, ist nicht bekannt. 

Es ist anzunehmen, dass Kinder bis Eintritt in die Kindertagesstätte eher durch eine fachärztli

che Einschätzung an das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot verwiesen werden. In 

diesem Fall liegt aufgrund des Alters nach Einschätzung der interviewten Kinder- und Jugend

ärzt:innen eher eine feststehende medizinische Indikation vor, sodass im Anschluss eher eine 

Komplexleistung erforderlich ist. Auf Grundlage der vorliegenden Ergebnisse lässt sich nicht be

urteilen, ob dies im Umkehrschluss bedeutet, dass bei Kindern, die bereits in der Kindertages

stätte sind, eher rein heilpädagogische Leistungen angezeigt sind. 

Es zeigt sich jedoch, dass die Anzahl der bewilligten heilpädagogischen Leistungen steigt. Dies 

deckt sich mit der Einschätzung der Interdisziplinären Frühförderstellen, dass Eltern bzw. Per

sonensorgeberechtigte mit Kindern mit sozial-emotionalen Beeinträchtigungen vermehrt das of

fene, niedrigschwellige Beratungsangebot aufsuchen. 

Die beiden hauptsächlich genutzten Zugangswege zum offenen, niedrigschwelligen Beratungs

angebot über die Kindertagesstätte und die Kinder- und Jugendärzt:innen können jedoch einen 

Einfluss auf Antrags- und Bewilligungsverfahren haben, dies wird im folgenden Kapitel unter

sucht. 
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4 Antrags- und Entscheidungsverfahren: Zusammenarbeit der ver
schiedenen Beteiligten  

In diesem Kapitel werden die Resultate des Antrags- und Entscheidungsverfahrens der örtli

chen Träger der Eingliederungshilfe zusammengefasst. Zu Beginn werden die Ergebnisse der 

Evaluation gemäß § 17 der Landesrahmenvereinbarung präsentiert. Die Grundlage der Analyse 

sind die Ergebnisse von 20 der 22 örtlichen Träger der Eingliederungshilfe in Thüringen. Im wei

teren Verlauf werden die Resultate der qualitativen Erhebungen vorgestellt. Diese Erhebungen 

umfassen Telefon- bzw. Videointerviews mit Eltern bzw. Personensorgeberechtigten sowie Kin

der- und Jugendärzt:innen und eine Online-Befragung für die Eltern bzw. Personensorgebe

rechtigten. Zuletzt werden die unterschiedlichen Perspektiven auf das Antrags- und Entschei

dungsverfahren integrativ zusammengefasst und diskutiert. 

Unabhängig der Inanspruchnahme des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots kann 

gemäß § 11 Landesrahmenvereinbarung Abs. 1 beim örtlichen Träger der Eingliederungshilfe 

ein Antrag auf Eingliederungshilfe gestellt werden. Liegen alle erforderlichen Unterlagen vor, 

entscheidet der örtliche Träger der Eingliederungshilfe innerhalb von zwei Wochen über die Be

willigung (vgl. § 11 Landesrahmenvereinbarung Abs. 4). Nach der Entscheidung und mit Einwil

ligung der antragstellenden Person wird diese, gemäß § 11 Landesrahmenvereinbarung Abs. 5, 

an den:die verantwortliche:n Ärzt:in, die entsprechende Frühförderstelle und ggf. an die zustän

dige Krankenkasse übersandt. Diese Rückmeldung, besonders bei einer Ablehnung der Kom

plexleistung, ist insofern von Bedeutung, da in diesen Fällen eine Ausstellung einer Heilmittel

verordnung durch den:die behandelnde:n Ärzt:in in Betracht gezogen werden kann. 

4.1 Ergebnisse der Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinbarung 

Die Darstellung der Antragsentwicklung basiert auf den Angaben aus der regelhaften Evalua

tion gemäß § 17 der Landesrahmenvereinbarung. Die Resultate sind nach den Planungsregio

nen aufgearbeitet. Es liegen jedoch nicht aus allen Planungsregionen Angaben für die Jahre 

2022 bis 2024 vor. Daher erscheint es nicht zielführend, die Resultate zum Bevölkerungsdurch

schnitt in Relation zu setzen. In Bezug auf das Antrags- und Bewilligungsverfahren werden drei 

Fragen untersucht. 

• Wie ist die Entwicklung im Antragsgeschehen in den betrachteten Jahren?  

• Welche Dauer nimmt das Verfahren in Anspruch? 

• In welchem Umfang erfolgt die bewilligte Leistung? 

Ziel dieser Analyse ist es in Bezug auf die qualitativen Befragungen gegenüberzustellen,  
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• ob die Antragsbearbeitung, also die Dauer des Verfahrens, aus Perspektive der El

tern bzw. Personensorgeberechtigten angemessen ist, 

• ob und welchen Einfluss die Umsetzung der Landesrahmenvereinbarung aus Per

spektive der Kinder- und Jugendärzt:innen und Eltern bzw. Personensorgeberechtig

ten auf das Verfahren bei Komplexleistungen und  

• welche Dauer die Erstellung des Förder- und Behandlungsplans (FBP) hat. 

4.1.1 Entwicklung der Erst- und Folgeanträge 

In diesem Kapitel ist die Entwicklung der Erst- und Folgeanträge beschrieben. Die Grundlagen 

der Auswertung sind die Angaben von 20 der 22 örtlichen Träger der Eingliederungshilfe für die 

Jahre 2022 bis 2024.  

Abbildung 4-1 Anzahl der Erst- und Folgeanträge in den Jahren 2022 bis 2024 

  
Quelle: Eigene Darstellung – transfer auf Grundlage der Evaluationsdaten nach § 17 Landesrahmenvereinbarung  

 

In Mittelthüringen wurden in allen betrachteten Jahren die meisten Anträge gestellt (Abbildung 

4-1 Anzahl der Erst- und Folgeanträge in den Jahren 2022 bis 2024). Dies betrifft sowohl die 
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Anzahl der Erst- als auch der Folgeanträge. Diese Schlussfolgerung steht im Einklang mit den 

Resultaten der bezogenen Leistungen im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung für die unter 

sechsjährigen Kinder, da in diesem Fall ebenfalls die meisten Leistungen in Bezug auf die Ge

samtbevölkerung bewilligt wurden. In der Region Ostthüringen wurde im Jahr 2023 die ge

ringste Anzahl an Anträgen verzeichnet, während im Jahr 2024 die zweithöchste Anzahl an An

trägen aus allen Regionen eingereicht wurde. Für Nordthüringen liegen für das Jahr 2022 keine 

Ergebnisse vor, auch in den anderen Jahren ist die Anzahl der Anträge und der Leistungen in 

Bezug auf die Bevölkerung am niedrigsten. 

4.1.2 Dauer des Verfahrens  

Die Dauer des Verfahrens in den Planungsregionen variiert. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 

für die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe verschiedene Faktoren einen Einfluss auf die 

Verfahrensdauer haben. Der örtliche Träger der Eingliederungshilfe ist teilweise zur Bedarfs

feststellung auf die Mitwirkung weiterer Akteur:innen angewiesen. Sofern eine Komplexleistung 

in Betracht kommt, ist die Erstellung des Förder- und Behandlungsplans gemäß § 7 FrühV er

forderlich.41 Ist dies der Fall, so entscheidet der zuständige örtliche Träger der Eingliederungs

hilfe nach „Vorliegen des FBP [Förder- und Behandlungsplans] … gemäß § 8 Abs. 1 FrühV in

nerhalb von zwei Wochen über die Bewilligung“.42 Dies hat ebenfalls einen Einfluss auf die 

Dauer des Verfahrens. 

Ein anderer Aspekt, der einen Einfluss auf das Verfahren hat, ist, dass der örtliche Träger der 

Eingliederungshilfe ein externes Gutachten, zum Beispiel durch den amtsärztlichen Dienst des 

Gesundheitsamts, in Auftrag geben kann, welches zur Feststellung des Rehabilitationsbedarfs 

benötigt wird (siehe weiterführend: § 17 SGB IX Begutachtung). Auch die Beauftragung eines 

externen Gutachters kann sich somit auf die Verfahrensdauer auswirken. Aus den Ergebnissen 

der Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinbarung geht hervor, dass der längste Zeitraum, 

bis ein Gutachten vorlag, 360 Tage war und der kürzeste Zeitraum ein Tag. Der Mittelwert aller 

Angaben liegt bei 52 Tagen. Auch in der „Evaluation modellhafte Erprobung“ wird auf Schwie

rigkeiten mit den Fristen eingegangen. „Die Frist zur Entscheidung innerhalb von zwei Wochen 

nach Antragseingang kann vom Projektträger [örtlicher Träger der Eingliederungshilfe] nicht ein

gehalten werden.“43 Vor allem bei Erstanträgen wird in diesem Zusammenhang empfohlen, die 

Fristen zu verlängern, also eine Gesetzesänderung vorzunehmen, da eine intensive Planung 

 

41 a.a.O.: Landesrahmenvereinbarung, S.9.  
42 Ebenda. 
43 Evaluation modellhafte Erprobung, S.327.  
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unter Einbezug der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten in der Lebenswelt der betroffenen 

Kinder die Voraussetzung für eine personenzentrierte und somit wirksame Leistung ist.44  

Die durchschnittliche Dauer, vom Zeitpunkt der Beauftragung des Teil C des Förder- und Be

handlungsplans durch die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe, bis zu dem Zeitpunkt an 

dem dieser komplett ausgefüllt wieder dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe vorlag, un

terscheidet sich zwischen den Planungsregionen erheblich (Tabelle 4-1 Durchschnittliche Dauer 

in Tagen bis der komplett ausgefüllte Förder- und Behandlungsplan nach Beauftragung vorlag). 

In der Region Mittelthüringen lag die Zeitspanne, von der Beauftragung des Teil C des Förder- 

und Behandlungsplans bis zum Eingang beim örtlichen Träger der Eingliederungshilfe, bei 

durchschnittlich 58 Tagen. Die kürzeste Dauer liegt bei 40 Tagen in Ostthüringen – im Jahr 

2024. Die Jahre 2022 und 2024 sind im Vergleich sehr ähnlich. Das Jahr 2023 bildet eine Aus

nahme, die kürzeste Dauer lag hier bei 22 Tagen. 

Tabelle 4-1 Durchschnittliche Dauer in Tagen bis der komplett ausgefüllte Förder- und Behandlungsplan nach 
Beauftragung vorlag 

Durchschnittliche Dauer, bis der ausgefüllte Förder- und Behandlungsplan vorlag in Tagen  
 

2022 2023 2024 

Nordthüringen45 53 22 65 

Mittelthüringen46 65 54 58 

Südwestthüringen47 62 100 41 

Ostthüringen48 59 77 40 

Median 60 65 60 

Minimum 53 22 40 

Maximum 65 100 65 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer auf Grundlage der Evaluationsergebnisse 

 

Die Dauer des Verfahrens ist demnach von unterschiedlichen Faktoren abhängig. Neben den 

externen Faktoren, wie bei der Erstellung des Förder- und Behandlungsplans, sind für die örtli

chen Träger der Eingliederungshilfe auch andere Faktoren von Bedeutung. So ist anzunehmen 

– auch wenn dies nicht erhoben wurde – dass die personelle Ausstattung und die Umsetzung 

 

44 Vgl. Ebenda.  
45 Drei der vier örtlichen Träger der Eingliederungshilfe machten für die Jahre 2022-2024 zu dieser Frage Angaben.  
46 Vier der sechs örtlichen Träger der Eingliederungshilfe machten für die Jahre 2022-2024 zu dieser Frage Angaben.  
47 Drei der fünf örtlichen Träger der Eingliederungshilfe machten für die Jahre 2022-2024 zu dieser Frage Angaben. Ein örtlicher 
Träger der Eingliederungshilfe gab an, dass er keine Beauftragung für die Erstellung des FBP vornehme.  
48 Fünf der sieben örtlichen Träger der Eingliederungshilfe machten für die Jahre 2022-2024 zu dieser Frage Angaben. 
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des Gesamt- bzw. Teilhabeplanverfahrens der örtlichen Träger der Eingliederungshilfe unter

schiedlich sind.49 Auf die unterschiedlichen Abläufe im Verfahren weisen sowohl die interview

ten Kinder- und Jugendärzt:innen als auch die Interdisziplinären Frühförderstellen hin. So sind 

zum Beispiel nicht bei allen örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe die Antragsunterlagen im 

Vorfeld für die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten zugänglich. Die durchschnittliche Verfah

rensdauer weicht deutlich von der normierten Frist von 14 Tagen ab (Tabelle 4-2 Durchschnittli

che Dauer in Tagen vom Antragseingang bis zum Bescheid bei Komplexleistungen). Durch

schnittlich am kürzesten ist die Dauer in Nordthüringen mit 65 Tagen im Jahr 2024. Durch

schnittlich am längsten dauert die Bearbeitung in Ostthüringen mit 138 Tagen. 

Tabelle 4-2 Durchschnittliche Dauer in Tagen vom Antragseingang bis zum Bescheid bei Komplexleistungen 

Durchschnittliche Dauer von Antragseingang bis zum Bescheid bei Komplexleistungen in Tagen 
 

2022 2023 2024 

Nordthüringen50 98 65 65 

Mittelthüringen51 77 77 69 

Südwestthüringen 79 75 82 

Ostthüringen52 120 139 139 

Median 88 76 75 

Minimum 77 65 65 

Maximum 120 139 139 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer auf Grundlage der Evaluationsergebnisse 

4.1.3 Umfang der bewilligten Leistungen 

Im Kapitel 2.2 wurde die Entwicklung der bewilligten Anträge für die heilpädagogischen Leistun

gen und die Komplexleistungen in den Jahren 2022 bis 2024 in den Planungsregionen darge

stellt. Im Ergebnis stieg die Anzahl der bewilligten Leistungen in allen Planungsregionen, wobei 

der geringste Anstieg bei 6 % und der Höchste bei 80 % im Vergleich der Jahre 2022 zu 2024 

 

49 Der Abschlussbericht Wirkungsprognose BTHG geht auf die unterschiedlichen Umsetzungsstände und die unterschiedlichen 
Vorrausetzungen bei den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe ein. Ein Hindernis bei der Umsetzung des Gesamt- und Teilha
beplanverfahrens ist das Fehlen von pädagogischem Personal. Der Bericht differenziert diesen Aspekt nicht auf Ebene der einzel
nen Bundesländer Dieses ist für die Bedarfsermittlung und Feststellung der Leistung jedoch sehr wichtig. BMAS Hrsg. (2024): Un
tersuchung der Ausführung sowie der absehbaren Wirkungen der neuen Regelungen der Eingliederungshilfe nach Art. 25 Abs. 2 
BTHG (Wirkungsprognose). Abschlussbericht 2024.(= Abschlussbericht Wirkungsprognose BTHG), vgl. S. 140 – zuletzt abgeru
fen am 18.01.2026.  
50 Zwei der vier örtlichen Träger der Eingliederungshilfe machten für die Jahre 2022-2024 zu dieser Frage Angaben.  
51 Drei der sechs örtlichen Träger der Eingliederungshilfe machten für Jahre 2022-2024 zu dieser Frage Angaben.  
52 Fünf der sieben örtlichen Träger der Eingliederungshilfe machten für die Jahre 2022-2024 zu dieser Frage Angaben.  

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb-657-abschlussbericht-wirkungsprognose-bthg.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb-657-abschlussbericht-wirkungsprognose-bthg.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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lag. In diesem Kapitel wird der durchschnittliche Umfang der bewilligten heilpädagogischen För

dereinheiten als Teil der Komplexleistung pro Monat in den Jahren 2022 bis 2024 beschrieben. 

Die Anzahl der heilpädagogischen Fördereinheiten als Teil der Komplexleistung nimmt in allen 

Planungsregionen über die Jahre ab (Tabelle 4-3 Durchschnittliche Anzahl von heilpädagogi

schen Fördereinheiten pro Monat im Rahmen der Komplexleistung. Das Minimum lag bei vier 

heilpädagogischen Fördereinheiten im Monat, das Maximum bei sieben im Jahr 2024. Bezogen 

auf die Rahmenbedingungen der Leistungserbringung lassen sich somit keine erheblich abwei

chenden Intensitäten darstellen. Gemäß der Landesrahmenvereinbarung sind Interdisziplinäre 

Frühförderstellen beauftragt, sich flexibel auf die Bedürfnisse der Kinder einzustellen. Die bewil

ligten Fördereinheiten sind als Budget für den Bewilligungszeitraum konzipiert, der in der Regel 

ein Jahr beträgt. Die Fördereinheiten sind mit einer kalkulatorischen Dauer von 60 Minuten pro 

Fördereinheit angesetzt. 

Tabelle 4-3 Durchschnittliche Anzahl von heilpädagogischen Fördereinheiten pro Monat im Rahmen der Kom
plexleistung.  

Durchschnittliche Anzahl der bewilligten heilpädagogischen Fördereinheiten pro Monat 
 

2022 2023 2024 

Nordthüringen53 6 4 4 

Mittelthüringen54 6 7 7 

Südwestthüringen 6 5 5 

Ostthüringen55 5 4 4 

Median 6 5 5 

Minimum 5 4 4 

Maximum 6 7 7 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer auf Grundlage der Evaluationsergebnisse 

4.2 Ergebnisse der qualitativen Befragungen der Ärzt:innen und der Eltern bzw. 
der Personensorgeberechtigten 

In dem Interview und der Onlinebefragung wurden die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 

zum Antrags- und Bewilligungsverfahren nach § 11 Landesrahmenvereinbarung befragt. Von 

den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten gaben 43 Personen an, einen Antrag auf 

 

53 Von den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe machten an dieser Stelle zwei von vier Angaben für das Jahr 2022. Für die 
Jahre 2023 und 2024 machte ein örtlicher Träger der Eingliederungshilfe Angaben. In einem Landkreis gibt es keine Interdiszipli
näre Frühförderstelle. Die unterschiedliche Anzahl der Angaben sind berücksichtigt.  
54 Fünf der sechs örtlichen Träger der Eingliederungshilfe machten zu dieser Frage Angaben. 
55 Sechs der sieben örtliche Träger der Eingliederungshilfe machten zu dieser Frage Angaben.  
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Leistungen der Eingliederungshilfe gestellt zu haben, acht Personen machten keine Angabe 

und vier Personen verneinten dies. Die Ärzt:innen wurden ebenfalls zu diesem Themenkomplex 

befragt. Dabei war der Unterschied, dass der Schwerpunkt bei den Eltern bzw. Personensorge

berechtigten auf der Frage lag, ob Sie im Antrags- und Bewilligungsverfahren unterstützt wur

den, wer diese Unterstützung bereitstellte (Interdisziplinäre Frühförderstelle oder örtlicher Trä

ger der Eingliederungshilfe) und ob das Verfahren bis zur Entscheidung über die Leistung trans

parent umgesetzt wurde. Für die Ärzt:innen stand die Zusammenarbeit mit den Interdisziplinä

ren Frühförderstellen und den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe bei der Erstellung des 

Förder- und Behandlungsplans und die Informationsweitergabe über die Ergebnisse des Ver

fahrens und die Weiterbewilligung bei Fortschreibung im Vordergrund.  

4.2.1 Ergebnisse der Interviews mit den Ärzt:innen 

Nach der Landesrahmenvereinbarung werden die Kinder- und Jugendärzt:innen bei der Erstel

lung des Förder- und Behandlungsplans im Anschluss an das offene, niedrigschwellige Bera

tungsangebot beteiligt und erhalten nach Abschluss des Verfahrens eine Information über die 

Entscheidung des örtlichen Trägers der Eingliederungshilfe (vgl. Landesrahmenvereinbarung 

§ 11, Abs. 5). Daher wurden die Ärzt:innen gefragt, wie sie die Zusammenarbeit mit den örtli

chen Trägern der Eingliederungshilfe und den Interdisziplinären Frühförderstellen wahrnehmen. 

Aus Sicht der Kinder- und Jugendärzt:innen zeigt sich insgesamt ein gemischtes Bild. Einerseits 

scheinen die Wissensstände zum und über das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot bei 

allen beteiligten Akteur:innen unterschiedlich zu sein. Zum anderen wurden an mehreren Stel

len unterschiedliche Arbeitsweisen und -abläufe benannt. Darüber hinaus lässt sich sagen, 

dass das Angebot auch als Entlastung für die Eltern bzw. die Personensorgeberechtigten wahr

genommen wird. 

4.2.1.1 Das Antrags- und Bewilligungsverfahren aus fachärztlicher Sicht 

Zehn der 14 interviewten Ärzt:innen gaben an, grundsätzlich über die Änderungen durch die 

Landesrahmenvereinbarung informiert zu sein, wenngleich sie angaben, die Informationen auf 

unterschiedlichem Wege erhalten zu haben. So wurden die Änderungen in manchen Fällen als 

positiv aufgenommen: „Aus ärztlicher Sicht ist das relativ einfach gestaltet“ (Interview 11). 
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Andere teilten mit, dass sie sich alle Informationen selbst erarbeiten mussten: „Wir wurden nicht 

gut aufgeklärt. Wir mussten uns das selbst anlesen“ (Interview 07).56 

Dies ist insofern von Bedeutung, da die Landesrahmenvereinbarung auch Änderungen für die 

Tätigkeit von Kinder- und Jugendärzt:innen mit sich bringt.57 Die Änderungen werden sehr un

terschiedlich aufgefasst. Zwei der Kinder- und Jugendärzt:innen nannten positive Aspekte. Be

sonders wurde dabei hervorgehoben, dass „das Verfahren jetzt schneller [gehe]“ (Interview 01). 

Auch „ist jetzt alles koordinierter und besser geregelt. Ich finde das gut. Das wirkt alles einfa

cher und strukturierter. Ich weiß mit wem ich sprechen kann und muss“ (Interview 08).  

Drei Ärzt:innen stehen den Veränderungen neutral gegenüber. Dabei wird der Arbeitsaufwand 

an „der ein, oder anderen Stelle […] etwas aufwändiger“ (Interview 13) beschreiben. Dies würde 

allerdings keine wirkliche Veränderung mit sich bringen: „das sind halt Anträge“ (Interview 14).  

Insgesamt sechs der Kinder- und Jugendärzt:innen berichten über negativ wahrgenommene 

Veränderungen mit Blick auf die eigene Tätigkeit. Dabei werden verschiedene Aspekte be

nannt. So wird beispielsweise die lange Bearbeitungsdauer erwähnt: „Der Prozess ist einfach 

zu lang. Das dauert manchmal bis zu einem Jahr, auch weil das durch viele Instanzen geht“ (In

terview 07). Mehrmals wurde genannt, dass nach der Bearbeitung des Förder- und Behand

lungsplans für die Kinder- und Jugendärzt:innen keine weiteren Informationen zurückfließen: 

„Was dann weiter geschieht, weiß ich nicht. Hier bekomme ich keine Rückmeldungen mehr. 

Das ist für mich allerdings relevant, da ich das Kind ebenfalls kenne und schauen kann, ob die 

Hilfe ausreichend ist“ (Interview 12). In einem Interview wurde beschrieben, dass bei einer Ab

lehnung ggf. zusätzliche Beratungsleistungen erforderlich sein könnten. Diese seien jedoch 

zeitlich sehr aufwändig und im Rahmen des Praxisalltags kaum leistbar: „Wenn das abgelehnt 

wird, bspw. müssen wir wieder die heilpädagogische Beratung machen. Diese können wir aller

dings in der Form nicht leisten. Das sprengt die Sprechstunde“ (Interview 10).  

Weitere Veränderungen, die die Kinder- und Jugendärzt:innen betreffen, wurden in Bezug auf 

die eigene Rolle beschrieben: „Ich habe das Gefühl, dass wir immer mehr Dienstleiter werden. 

Alle wollen etwas (Frühförderung, Logopädie, Ergotherapie) und wir sollen das ausstellen, ohne 

dass vorher eine medizinische Abklärung durch uns stattgefunden hat“ (Interview 11). Dabei 

wurde der Aspekt, dass konkret Leistungen gefordert werden oder dass ausschließlich die Un

terschrift der Kinder- und Jugendärzt:innen benötigt wird, mehrfach genannt (n = 3). Eine 

 

56 Anmerkung: Nach Rücksprache mit dem TMSGAF gab es eine Informationsveranstaltung zum Inkrafttreten der Landesrahmen
vereinbarung. Weiterhin sind alle Informationen auf der Internetseite des TMSGAF abrufbar bzw. wurden die Kinder- und Jugend
ärzt:innen über den Newsletter der KVT informiert (Newsletter 7/April 2022). 
57 Drei der interviewten Ärzt:innen machten zu den Veränderungen auf die eigene Tätigkeit keine Angabe, da diese nicht in einem 
SPZ oder in einer niedergelassenen Praxis arbeiten. 
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Aussage verdeutlicht gut, wie sich die Rolle in Bezug auf die Zusammenarbeit verändern kann: 

„Meine Rolle ist nicht mehr so autoritär und von oben herab. Man ist nicht mehr die Ärztin/der 

Arzt im weißen Kittel der/die sagt, wie es laufen soll. Es ist mehr eine Zusammenarbeit mit El

tern und der Frühförderung. So ist das Ganze mehr auf Augenhöhe“ (Interview 08).  

Ein weiterer Aspekt, der mit den Veränderungen durch die Landesrahmenvereinbarung einher

geht, hat dabei für die niedergelassenen Kinder- und Jugendärzt:innen eine besondere Bedeu

tung: „Bei Fortführung nach einem Jahr, müssen z. B. am 30.04. die ärztlichen Unterlagen und 

die fachärztliche Einschätzung beim örtlichen Träger der Eingliederungshilfe vorliegen. Wenn 

die Leistung bis zum 30.06. bewilligt wurde, wird diese Arbeit nicht vergütet. Das Abrechnungs

system kann nicht vor Ablauf des Kalenderjahres eine erneute Vergütung auszahlen. Das be

deutet, die ärztliche Tätigkeit in der Weiterbewilligung wird derzeit nicht vergütet.“ (Interview 02) 

Abbildung 4-2 Veränderung der Tätigkeit seit der Landesrahmenvereinbarung 

 
Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. 

 

Die interviewten Ärzt:innen wurden um eine Einschätzung gebeten, inwieweit das Verfahren 

eine schnellere und einfachere Bearbeitung ermögliche (Abbildung 4-3 ). Fünf der interviewten 

Ärzt:innen stimmten der Aussage nicht zu, fünf weitere gaben an, dass dies nicht zutreffe. Somit 

gaben über dreiviertel der interviewten Ärzt:innen an, dass nach ihrem Eindruck die Änderun

gen durch die Landesrahmenvereinbarungen keine Vereinfachung des Verfahrens nach sich 

ziehe. Dies deckt sich mit der Einschätzung, dass die Landesrahmenvereinbarung derzeit kaum 

Auswirkungen auf die fachärztliche Tätigkeit habe. 
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Abbildung 4-3 Das Verfahren ermöglicht eine schnellere und für alle Beteiligten einfachere Beteiligung. 

  

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. 

4.2.1.2 Zusammenarbeit der verschiedenen Akteur:innen 

Durch die Landesrahmenvereinbarung kann sich die Zusammenarbeit der verschiedenen Ak

teur:innen verändern. In den Interviews mit den Ärzt:innen wurden eventuelle Veränderungen in 

den Fokus genommen (Abbildung 4-4 ). 

Die Zusammenarbeit der verschiedenen Akteur:innen wird insgesamt als komplex wahrgenom

men. Sechs Ärzt:innen stimmten der Aussage, dass sich die Zusammenarbeit vereinfacht habe, 

nicht zu. Eine interviewte Ärzt:in stimmte dieser Aussage teilweise zu, zwei Ärzt:innen stimmten 

ihr voll zu. Fünf der interviewten Ärzt:innen gaben an, dass die Aussage nicht zutreffe. 
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Abbildung 4-4 Die Zusammenarbeit ist mit der Landesrahmenvereinbarung einfacher geworden. 

 
Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. 

 

Betrachtet man die Akteur:innen einzeln, differenziert sich das Bild weiter aus.  

Die Zusammenarbeit mit dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe zeigt ein eher ausgegli

chenes Bild (Abbildung 4-5 Zusammenarbeit mit dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe). 

Drei Kinder- und Jugendärzt:innen berichten, dass die Zusammenarbeit gut verläuft: „Wir haben 

eine gute Zusammenarbeit mit dem Sozialamt“ (Interview 04). In einem weiteren Interview wird 

ebenfalls ein positives Bild gezeigt, jedoch wird auf lokale Unterschiede hingewiesen: „Das Ver

hältnis zu unserem örtlichen Kostenträger ist gut. Ich kann da nicht klagen. Je nachdem, woher 

aber unsere Klient:innen sind (Stadt- oder Landkreis) ist dies allerdings unterschiedlich“ (Inter

view 13). 

Insgesamt machen fünf der Kinder- und Jugendärzt:innen Angaben dazu, dass sich die Zusam

menarbeit als schwierig gestaltet: „Die Zusammenarbeit mit dem Landratsamt ist schwierig, weil 

die Anträge sehr lange brauchen. Dazu kommt, dass die Kommunikation schlecht ist“ (Interview 

08). In den Begründungen der fünf Personen, die die Zusammenarbeit negativ bewerten, wird in 

jeweils vier Fällen genannt, dass die Bearbeitungszeiten sehr lang sind und es keinen persönli

chen Kontakt gibt. Dies erschwert die Kommunikation, „diese [sei] sehr personenabhängig“ (In

terview 01). Vier Kinder- und Jugendärzt:innen beschreiben die Zusammenarbeit als neutral. In 

diesen Interviewpassagen wird vor allem die Arbeitsebene beschrieben: „Für diesen schreibe 

ich die kurze medizinische Stellungnahme. Manchmal werden zusätzliche Befunde von uns an

gefordert. Ich erledige das und schicke das zurück. Das ist die ganze Zusammenarbeit“ (Inter

view 11). 
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Abbildung 4-5 Zusammenarbeit mit dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe 

 
Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. 

 

Die Zusammenarbeit mit den Interdisziplinären Frühförderstellen wird hingegen deutlich positi

ver bewertet (Abbildung 4-6 Die Zusammenarbeit mit den Frühförderstellen). Insgesamt sagen 

acht Ärzt:innen, dass die Zusammenarbeit an dieser Stelle (sehr) gut (n = 8) ist. Zwei Ärzt:innen 

stimmen der Aussage, dass die Zusammenarbeit mit den Frühförderstellen insgesamt gut ist, 

teilweise zu. Eine Person stimmte dieser Aussage nicht zu. Drei Ärzt:innen machten dazu keine 

Angabe.58 

Auch auf die Frage nach der Veränderung in der Zusammenarbeit wurde ein tendenziell positi

ves Bild gezeichnet: „Ich finde die Zusammenarbeit hat sich verbessert. Ich merke das, da man 

besser miteinander kommuniziert und nicht nur nebeneinanderher arbeitet“ (Interview 08). In 

fünf Fällen wurde beschrieben, dass es eine Art des gemeinschaftlichen Austausches gibt, in 

dem auch über die Bedarfe und Fördermöglichkeiten bestimmter Kinder beraten wird: „Wir se

hen uns einmal im Jahr für einen gemeinsamen Austausch. Das ist jetzt neu und schön. Initiiert 

wurde das von der Frühförderstelle“ (Interview 06). 

Von denjenigen, die der Aussage nicht oder nur teilweise zustimmen, wurde von unterschiedli

chen Arbeitsweisen berichtet. „Wir haben hier kein standardisiertes Verfahren. Manche schi

cken uns sehr gute Berichte. Manche stellen uns nichts zur Verfügung“ (Interview 13). Eine Per

son ordnet dies nochmals konkreter ein und stellt fest: „Das hat hier weniger mit der 

 

58 Hierbei handelt es sich um die drei Ärzt:innen, die weder als Kinder- und Jugendärzt:innen in einer niedergelassenen Praxis tätig 
sind, noch im SPZ arbeiten.  
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Landesrahmenvereinbarung zu tun, sondern mit den Personen“ (Interview 14). Thema ist in die

sen Interviews immer wieder der Informationsfluss, was die Ergebnisse sowohl des offenen, 

niedrigschwelligen Beratungsangebots als auch des Verfahrens betrifft: „Die Zusammenarbeit 

ist nicht so gut. Da ist viel Frust, weil das nicht funktioniert. Wie bereits gesagt bekomme ich 

keine Infos davor und keine danach“ (Interview 09). 

Abbildung 4-6 Die Zusammenarbeit mit den Frühförderstellen ist gut.  

  
Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. 

 

In drei Interviews wurden die regelmäßigen Treffen bzw. Austauschrunden mit den Interdiszipli

nären Frühförderstellen als besonders hilfreich in der Zusammenarbeit genannt. Diese seien 

auch deshalb interessant, da in den Runden die Entwicklungen der Kinder besprochen werden 

können. In einem Interview wurde erwähnt, dass sich alle Beteiligten in besonderen Fällen auf 

eine schnelle Bearbeitung einigen können: „Wenn ein Kind was dringend braucht und es schnell 

gehen muss, setzten wir uns zusammen und dann wird das zügig umgesetzt“ (Interview 14). 

Dies unterstreicht den Willen aller Beteiligten, miteinander arbeiten zu wollen. 

Es wurden keine konkreten Unklarheiten in Bezug auf die Zusammenarbeit mit den Frühförder

stellen genannt. Mehrmals angesprochen wurde hingegen der fehlende Rücklauf von Informati

onen über das Ergebnis des Verfahrens. 

Die Weitergabe der Ergebnisse sowie Informationen darüber, was bewilligt wurde und wie sich 

die Frühförderung gestaltet, ist ein zentrales Anliegen für die Kinder- und Jugendärzt:innen. Die 

Ergebnisse des Verfahrens – vor allem bei Ablehnung des Antrags durch den örtlichen Träger 

der Eingliederungshilfe – sind insofern wichtig, da die Kinder- und Jugendärzt:innen ohne eine 

entsprechende Information auch keine Heilmittelverordnungen bei möglichen 
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Entwicklungsverzögerungen ausstellen können. Da die Eltern bzw. die Personensorgeberech

tigten ab einem gewissen Alter der Kinder nicht mehr so häufig in den Praxen vorstellig werden 

und bestimmte Früherkennungsuntersuchungen nicht mehr verpflichtend sind, haben die Kin

der- und Jugendärzt:innen weniger Kontakt zu den Kindern: „Seit die U8 und U9 nicht mehr ver

pflichtend ist, kommen wahrscheinlich mehr Frühförderfälle auf uns zu, [da die Eltern] nicht ge

merkt haben, dass ihr Kind gefördert werden muss. Manche Eltern erkennen nicht, dass das 

Kind motorisch weniger entwickelt ist, da sie sich weniger mit ihren Kindern beschäftigen“ (Inter

view 10).59 Wenn im Prozess zur Frühförderung keine Informationen zu den Ergebnissen des 

Verfahrens ausgetauscht werden, kann dies zu Versorgungslücken auf fachärztlicher Seite füh

ren: „Ich bekomme nie den Bescheid. Eine Rückkopplung findet nicht statt. Wobei das gut wäre, 

da man ansonsten noch bspw. zusätzlich Logopädie verschreiben könnte“ (Interview 12). 

Ähnlich wie bei den Rückmeldungen zu den Ergebnissen des offenen, niedrigschwelligen Bera

tungsangebots scheint es auch hier überwiegend keine Rückmeldung zum Ergebnis des Ver

fahrens an die Kinder- und Jugendärzt:innen zu geben. „Dies geschehe eher zufällig, z. B. über 

die Eltern oder mit Verzug durch die halbjährlichen Treffen mit der Frühförderung“ (Interview 

01). Meist gelangt die Information über das Ergebnis des Verfahrens über die Eltern bzw. Per

sonensorgeberechtigten zurück an die Praxis, sofern diese dort vorstellig werden. In nur drei 

Fällen erfolgt eine Rückmeldung über den örtlichen Träger der Eingliederungshilfe, wobei es 

auch hier Unterschiede gibt. So erfolgt die Rückmeldung entweder bei Bewilligung des Antrags 

oder nur bei Ablehnung. In einigen Fällen wurde versucht, dies zu ändern: „Wir versuchen seit 

mehreren Jahren [den örtlichen Träger der Eingliederungshilfe] dazu zu bewegen, dass wir eine 

Mitteilung bekommen, wenn das Verfahren abgeschlossen ist. Das geht aber irgendwie nicht. 

Es sei ausgeschlossen uns mitzuteilen, wenn die Leistung starten kann“ (Interview 08). 

Dieser Eindruck wird auch in Bezug auf Ablehnungen geschildert. „Wir bekommen in dem Sinne 

nicht viel mit. Wir erhalten Nachricht vom Landratsamt, wenn der Antrag abgelehnt wurde. Dann 

ist das Verfahren bereits abgeschlossen“ (Interview 06). In einem anderen Interview wurde be

richtet, dass die Information über die Ablehnung auch nicht zu den Kinder- und Jugendärzt:in

nen zurückfindet: „Ich erfahre davon nichts. Auch am Ende des Verfahrens bekomme ich in der 

Regel keine Informationen. Da muss ich immer darum bitten, teilweise schriftlich. Auch wenn 

die Informationen für mich interessant wären“ (Interview 12). 

In den Interviews wurden die Ärzt:innen gebeten einzuschätzen, ob und inwieweit fachärztlich 

indizierte Leistungen schnell eingeleitet werden können, auch wenn keine Komplexleistung 

 

59Das Thüringer Gesetz zur Förderung der Teilnahme an Früherkennungsuntersuchungen für Kinder (ThürFKG) ist zum 31.12.2023 
ausgelaufen. Verbraucherschutz – zuletzt abgerufen am 17.12.2025. 

https://verbraucherschutz.thueringen.de/gesundheit/kindergesundheit
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bewilligt wurde (Abbildung 4-7 ). Vier der interviewten Ärzt:innen stimmten der Aussage zu, drei 

taten dies teilweise. Sieben der interviewten Ärzt:innen gaben an, dass die Aussage nicht zu

trifft.  

Abbildung 4-7 Wenn keine Komplexleistung bewilligt wird, können die fachärztlich indizierten Leistungen den
noch schnell eingeleitet werden. 

  

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. 

4.2.2 Ergebnisse der qualitativen Befragungen der Eltern bzw. der Personensorgebe

rechtigten 

Zu Beginn des Kapitels zum Antrags- und Bewilligungsverfahren in der Onlinebefragung wur

den die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten gebeten anzugeben, ob sie durch den örtlichen 

Träger der Eingliederungshilfe beraten wurden. 25 der Teilnehmenden gaben an, dies sei nicht 

der Fall gewesen (n=37). Sieben dieser 25 Eltern bzw. Personensorgeberechtigten gaben an, 

dass daraus Schwierigkeiten entstanden seien. Inhaltlich wurde an dieser Stelle auf unter

schiedliche Aspekte verwiesen, die nicht im direkten Zusammenhang stehen. Genannt wurde 

die Dauer des Verfahrens, die Zusammenarbeit der Kindertageseinrichtung oder die Interdiszip

linäre Frühförderstelle oder die Antragsbearbeitung bzw. fehlende Unterstützung bei der An

tragsbearbeitung. 

4.2.2.1 Informationen über das Verfahren und Ablauf des Verfahrens 

Die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten wurden um Einschätzung gebeten, ob ihnen der 

Verfahrensablauf bekannt war (Abbildung 4-8 ) und bestehende Fragen zum Verfahren 
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zufriedenstellend beantwortet wurden (Abbildung 4-9 ). Insgesamt machten bei der ersten Aus

sage 39 Personen Angaben. Bei der zweiten Aussage waren es 38 Personen. 

In Nordthüringen lag der Grad der Zustimmung zu der Aussage, ob die Befragten wussten, wie 

das Verfahren nach Antragstellung abläuft, am niedrigsten, während in Mittelthüringen der Grad 

der Zustimmung am höchsten war. 

Abbildung 4-8 Ich wusste, wie das Verfahren nach Antragstellung abläuft. 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. (n=39) 
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Abbildung 4-9 Fragen zum Verfahren (Antragsstellung, benötigte Unterlagen, etc.) wurden für mich zufrie
denstellend beantwortet. 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer. (n=38) 
 

Die zweite Aussage war: „Fragen zum Verfahren (Antragsstellung, benötigte Unterlagen, etc.) 

wurden für mich zufriedenstellend beantwortet.“ Hier war die Zustimmung höher als bei der vor

herigen Aussage, da in Südwestthüringen fünf Personen der Aussage (voll) zustimmten, in Ost

thüringen acht Personen und in Mittelthüringen zehn.  

Insgesamt stimmten der Aussage, dass Verfahren sei von Antragstellung bis zum Bescheid 

transparent gewesen (Abbildung 4-10 ) 19 Personen (voll) zu und zehn Personen stimmten teil

weise zu (n=37).  
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Abbildung 4-10 Das Verfahren von der Antragstellung bis zum Bescheid war transparent:  
Ich war über den Ablauf und die einzelnen Verfahrensschritte informiert. 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer (n=37) 

In diesem Zusammenhang wurde auch gefragt, ob es eine Ansprechperson gab (Abbildung 

4-11 ). In Mittelthüringen waren die Zustimmungswerte am höchsten, sieben Personen stimm

ten der Aussage nach einer Ansprechperson beim örtlichen Träger der Eingliederungshilfe (voll) 

zu. In Südwestthüringen sind es drei Personen die (voll) zustimmten. In Ostthüringen ergibt sich 

das differenzierteste Bild, vier Personen stimmten (voll) zu, sechs Personen stimmten teilweise 

zu und vier Personen gaben an, dass dies auf sie nicht zutreffe. In Nordthüringen gaben zwei 

der drei Befragten an, die Aussage treffe auf sie nicht zu, eine Person stimmte teilweise zu.  
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Abbildung 4-11 Ich hatte im Sozial- oder Jugendamt eine Ansprechperson, bei der ich mich nach dem Stand 
des Verfahrens erkundigen konnte. 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer (n=37) 

 

Bezogen auf die Frage, ob die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten mit ihren Kindern auch 

beim Amtsarzt bzw. Amtsärztin vorstellig werden mussten, gaben zehn Personen an, dass dies 

der Fall war. Sechs dieser zehn Personen gaben an, aus Ostthüringen zu kommen. Alle zehn 

Personen gaben an, dass ihrem Antrag bereits Befunde oder Diagnosen des Kindesarztes bzw. 

der Kinderärztin und/oder von Fachärzten bzw. Fachärztinnen über Krankenhausaufenthalte 

beilagen.  

Die Dauer des Verfahrens variiert stark (Abbildung 4-12 ), die meisten Nennungen (n=18) ent

fallen auf einen Zeitraum von einem bis drei Monaten. Drei Personen gaben an, dass innerhalb 

der gesetzlich vorgesehenen Frist von 14 Tagen ein Bescheid vorlag. Dabei ist auffällig, dass in 

Ostthüringen, also in der Region, in der die meisten Personen angaben, auch beim Amtsarzt 

bzw. der Amtsärztin vorstellig geworden zu sein, das Verfahren auch am längsten dauerte.  
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Abbildung 4-12 Wie lange dauerte das Verfahren, bis es abgeschlossen war? Gemeint ist die Zeitspanne von 
der Antragstellung bis zum Vorliegen des Bescheides. 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer (n=40) 

Abschließend wurden die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten gebeten anzugeben, ob sie 

die Dauer des Verfahrens als angemessen betrachten (Abbildung 4-13 ). Insgesamt 15 Teilneh

mende stimmten (voll) in Bezug auf die Angemessenheit der Dauer von der Antragstellung bis 

zum Bescheid zu. Sieben der 15 Personen kommen aus Mittelthüringen und stimmten (voll) zu, 

was dem höchsten Wert im Vergleich der Planungsregionen entspricht. Am niedrigsten lag die 

Zustimmung in Nordthüringen. In Südwestthüringen und Ostthüringen zeigt sich in der Summe 

ein eher neutrales Bild. 
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Abbildung 4-13 Die Dauer vom Antrag bis zur Entscheidung (Bewilligung bzw. Ablehnung) war angemessen. 

4.2.2.2 Zusammenarbeit der beteiligten Akteure 

In dem Interview mit dem Elternteil bzw. Personensorgeberechtigten wurde der Kontakt und die 

Zusammenarbeit mit der Interdisziplinären Frühförderstelle als positiv beschrieben, diese habe 

über jeden Schritt informiert. Insgesamt habe alles gut „ineinander gegriffen“. Dieser Eindruck 

kann durch die Onlinebefragung teilweise bestätigt werden (Abbildung 4-14 ). Die Zusammenar

beit mit den Interdisziplinären Frühförderstellen wurde von den Eltern bzw. Personensorgebe

rechtigten auch hier als (sehr) gut eingeschätzt. Einzig in Ostthüringen wurde die Zusammenar

beit mit den Interdisziplinären Frühförderstellen etwas weniger positiv eingeschätzt.  

 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer (n=37) 
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Abbildung 4-14 Wie haben Sie die Zusammenarbeit mit der Frühförderstelle erlebt? 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer (n=37) 

 

Die Zusammenarbeit mit den Ärzt:innen wurde durch die Eltern bzw. Personensorgeberechtig

ten ebenfalls überwiegend positiv eingeschätzt, auch hier sind die Ergebnisse in Ostthüringen 

differenzierter. Vier Personen beurteilten die Zusammenarbeit mit den Ärzt:innen als neutral 

(„teils/teils“), eine Person schätzte die Zusammenarbeit als „eher schlecht“ ein. 
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Abbildung 4-15 Wie haben Sie die Zusammenarbeit mit den Ärztinnen und Ärzten erlebt? 

  

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer (n=37) 

Die wenigsten positiven Nennungen entfielen auf die Zusammenarbeit mit den örtlichen Trägern 

der Eingliederungshilfe. Eine Person aus Ostthüringen bewertete die Zusammenarbeit mit „sehr 

gut“, drei mit „eher gut“. Vier weitere Personen aus Ostthüringen bewerteten die Zusammenar

beit mit dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe als „sehr schlecht“, in Südwestthüringen 

waren es drei Personen. Je zwei Personen aus Südwestthüringen bewerteten die Zusammen

arbeit mit „eher gut“ oder „sehr gut“. In Mittelthüringen bewerteten jeweils vier Teilnehmende die 

Zusammenarbeit mit dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe als „eher gut“ oder „sehr gut“. 

In Nordthüringen wurde die Zusammenarbeit zweimal mit „teils/teils“ angegeben und einmal mit 

„eher schlecht“. 
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Abbildung 4-16 Wie haben Sie die Zusammenarbeit mit dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe (Sozial- 
oder Jugendamt) erlebt? 

Bei Komplexleistungen ist ein Teil des Verfahrens die Erstellung des Förder- und Behandlungs

plans. Hierzu wurden in der Onlinebefragung vier Skalierungsfragen gestellt. Die erste Frage 

lautete: „Wissen Sie, was der Förder- und Behandlungsplan ist?“ In Ostthüringen beantworteten 

neun Personen die erste Frage mit „Ja“. In Mittelthüringen waren es zehn Personen und in Süd

westthüringen waren es fünf Personen. In Nordthüringen bejahten zwei Personen und eine ver

neinte. Die Ergebnisse der drei anderen Fragen sind zusammenfassend in der Abbildung 4-17 

dargestellt (Abbildung 4-17 Informationsweitergabe und Beratung bei der Erstellung des Förder- 

und Behandlungsplans). Auffällig an den Ergebnissen durch wen die Eltern bzw. Personensor

geberechtigten beraten wurden, ist, dass die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe in Mit

telthüringen am häufigsten zu den Inhalten des Förder- und Behandlungsplans beraten haben. 

Dies kann ein Indikator dafür sein, warum hier die Zusammenarbeit positiver als in den anderen 

Planungsregionen wahrgenommen wurde. In anderen Planungsregionen nehmen entweder die 

Kinder- und Jugendärzt:innen oder die Interdisziplinären Frühförderstellen diese Beratungsfunk

tion wahr. 

 

 Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer (n=37) 
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Abbildung 4-17 Informationsweitergabe und Beratung bei der Erstellung des Förder- und Behandlungs
plans 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Auswertung – transfer (n=37) 
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Hat Ihr Kinderarzt, bzw. Ihre Kinderärztin mit Ihnen über die Inhalte des Förder- und Behandlungsplans (u. a.
medizinische Diagnostik, Art und Umfang von medizinisch-therapeutischen Leistungen) gesprochen?

Hat die Frühförderstelle die Inhalte des Förder- und Behandlungsplans (u. a.  Ziele und Wünsche der
heilpädagogischen Förderung) mit Ihnen besprochen?

Hat der örtliche Träger der Eingliederungshilfe (Sozial- oder Jugendamt) mit Ihnen über Unterstützungsmöglichkeiten
und Förderziele Ihres Kindes gesprochen (z. B. im Rahmen eines sogenannten Gesamtplangesprächs)?
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4.2.2.3 Hilfreiche und hinderliche Faktoren während des Antrags- und Bewilligungsver

fahrens 

Abschließend hatten die Teilnehmenden der Onlinebefragung die Möglichkeit, ihre Erfahrungen 

mit dem offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot und zum Antrags- und Bewilligungsver

fahren in einer Freitextantwort zu schildern. Insgesamt nahmen diese Möglichkeit 25 Eltern bzw. 

Personensorgeberechtigte wahr. 

Dabei wurden thematisch verschiedene Aspekte benannt. Am häufigsten wurden dabei Schwie

rigkeiten mit dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe bzw. dem Gesundheitsamt genannt. 

Diese Schwierigkeiten betreffen beispielsweise den Ort, an dem die Fördereinheiten stattfinden 

sollten, „Das Sozialamt diskutierte mit mir, ob die Förderung in der Kita stattfinden soll. … Meine 

Einschätzung wurde in einem Telefonat weggewischt.“ Oder: „Es ist traurig, was hier bei uns im 

… Sozialamt & Gesundheitsamt gemacht wird mit den Kindern und deren Eltern. … Die Vorstel

lung bei der Amtsärztin war einfach nur frech und man ging davon aus, dass wir als Eltern die 

Gesetze nicht kennen und wissen, was unserem Kind zusteht.“ Eine Teilnehmer:in fasste über

greifend zusammen. „Man hört von vielen Eltern das gleiche Vorgehen. Es ist einfach sehr trau

rig. Die Frühförderstelle und wir als Eltern arbeiten sehr gut zusammen. Die Beziehung zwi

schen Sozialamt/Gesundheitsamt/Amtsärztin und Frühförderstelle/Eltern ist eine Katastrophe. 

Meines Erachtens agiert das Amt nicht zu Gunsten der Kinder, was sehr sehr schade ist. Nor

malerweise müsste man das Amt zur Rede stellen oder mit den verschiedenen Fällen an die 

Presse gehen." Zwei Personen gaben an, den Eindruck zu haben, ohne anwaltliche Unterstüt

zung nicht oder kaum weiterzukommen. Auch die Dauer des Verfahrens wurde in diesem Zu

sammenhang kritisiert; eine Angabe entfällt hier auf eine Dauer von über 1,5 Jahren. 

Daneben gab es auch positive Rückmeldungen zu den örtlichen Trägern der Eingliederungs

hilfe, entweder weil alle am Prozess beteiligten, lobend erwähnt wurden oder wie hier: „Mit dem 

Sozialamt habe ich durchweg positive Erfahrungen gemacht. Besonders Frau … war jederzeit 

unterstützend, zuverlässig und lösungsorientiert. Alle Anliegen wurden ernst genommen, trans

parent erklärt und zeitnah bearbeitet. Bisher gibt es keinerlei negative Erfahrungen.“ 

Ein anderes Thema, welche die Befragten in den Freitextantworten nannten, waren Schwierig

keiten mit den Interdisziplinären Frühförderstellen. Eine Person gab an, dass die Interdiszipli

näre Frühförderstelle kritisierte, dass Leistungen eingestellt wurden: „In Absprache mit der 

[A]mtsärztin wurde nicht weiter bewilligt, was aus unserer Sicht völlig gerechtfertigt war, bei der 

[F]rühförderung allerdings sehr kritisiert wurde.“ Schwierigkeiten Termine für die Frühförderein

heiten zu finden, nannte eine Person als hinderlich: „Als sehr schwierig empfinde ich die Mög

lichkeiten der Terminvergaben, auch wenn ich weiß, dass therapeutische Mitarbeiter eine Rari

tät sind. Jedoch ist es insbesondere für Eltern, die beide in Vollzeit arbeiten, wirklich schwierig 
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bis unlösbar, passende Termine zu erhalten, insbesondere wenn Komplexleistungen beantragt 

sind und man 3 Therapietermine in der Woche benötigt. Sehr positiv empfinde ich, dass die 

Therapeuten alles ihnen Mögliche versucht haben Termine zusammenzulegen, so dass nur 1 

Anfahrt für 2 Therapieeinheiten nötig ist.“ 

Insgesamt entfielen die meisten Rückmeldungen auf Lob und Dankbarkeit gegenüber der Inter

disziplinären Frühförderstellen und die erhaltende Unterstützung. Auch wenn es punktuell 

Schwierigkeiten gebe, werden die Interdisziplinären Frühförderstellen überwiegend als zuge

wandt und sehr hilfreich benannt: „Die Frühförderstelle war für uns insgesamt ein hilfreicher An

sprechpartner. Die dortigen Fachkräfte waren engagiert, zeigten Verständnis für die besondere 

Situation und gingen individuell auf mein Kind ein.“ 

Hinderlich wurde vor allem das Verfahren genannt und dass die örtlichen Träger der Eingliede

rungshilfe an verschiedenen Stellen bestimmte Unterlagen nachfragten: „Dass das Zusammen

führen aller Unterlagen viel zu lange dauert und man dadurch wichtige Zeit verliert“. In diesem 

Zusammenhang formulierten auch einige Teilnehmende Bedenken über die Anzahl der bewillig

ten Fördereinheiten, eine Fördereinheit in der Woche sei für die meisten Kinder zu wenig. Drei 

Rückmeldungen in diesem Zusammenhang wiesen darauf hin, dass die bewilligten Leistungen 

nicht ausreichend seien, um das Kind in seiner Entwicklung zu unterstützen: „es gibt max. 1x 

wöchentlich eine Stunde Förderung auch bei massiven Problemen bei dem Kind.“ Dies merkte 

auch eine der interviewten Kinder- und Jugendärzt:innen an: „Aus anderen Landkreisen wird z. 

B. von drei oder mehr Terminen die Woche in verschiedenen Settings (Kindergarten, Daheim, in 

der Frühförderstelle) berichtet, dies findet hier kaum statt“ (Interview 02). 

In dem Interview mit dem einen Elternteil bzw. der personensorgeberechtigten Person wurde es 

als wichtig empfunden, dass Eltern bzw. Personensorgeberechtigte im Prozess eine „Person, 

die man kontaktieren kann“ an ihrer Seite wissen. „Oft haben die Stellen nicht ganz so viel Zeit. 

Und über so einen Kontakt (auf Augenhöhe) dann gemeinsam Schritte gehen, wäre eine Unter

stützung. Dann wird man, wenn man das braucht, nochmal begleitet beim Ausfüllen der Anträge 

unterstützt. Wichtig ist auch, dass man den Eltern mal zuhört. Eine Art Förder- und Beratungs

stelle.“ In diesem Zusammenhang wurde auch die Sorge geäußert, dass z. B. „Sprachbarrieren“ 

hinderlich wirken könnten oder dass der Eindruck entstehe, die Eltern bzw. Personensorgebe

rechtigten würden etwas falsch machen. 

4.3 Zusammenfassung und Ergebnisdiskussion 

Das Antrags- und Bewilligungsverfahren wird sowohl durch die interviewten Ärzt:innen als auch 

durch die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten sehr unterschiedlich eingeschätzt. Es über

wiegen kritische Stimmen gegenüber den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe. Punktuell 
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werden die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe allerdings auch entweder insgesamt als po

sitiv oder in Bezug auf bestimmte Fragen eher positiv eingeschätzt. Die Ergebnisse der Evalua

tion nach § 17 Landesrahmenvereinbarung zeigen, dass die Wahrnehmung der Fristen für die 

örtlichen Träger der Eingliederungshilfe eine Herausforderung darstellt. In Verbindung mit den 

steigenden Antragszahlen ist ein reibungsloser Ablauf auch für die örtlichen Träger der Einglie

derungshilfe wichtig. In den Interviews mit den Kinder- und Jugendärzt:innen und den Ärzt:in

nen aus den SPZ wurde zudem auf den Unterschied zwischen Kindern, die medizinisch indiziert 

von Geburt beeinträchtigt sind und Kindern mit Beeinträchtigungen in der sozial-emotionalen 

Entwicklung hingewiesen. 

Bei Komplexleistungen sind die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe zur Erstellung des För

der- und Behandlungsplans sowohl auf die Interdisziplinären Frühförderstellen als auch auf eine 

fachärztliche Einschätzung angewiesen, was sich auch auf die Dauer des Verfahrens auswirken 

kann. Bei (älteren) Kindern mit Beeinträchtigungen in der sozial-emotionalen Entwicklung ist die 

Dauer des Verfahrens ebenfalls zu berücksichtigen. Da die Leistungen der Frühförderung in der 

Regel nur bis zur Einschulung bewilligt werden, wirkt sich die Verfahrensdauer direkt auf die 

Möglichkeiten der Inanspruchnahme der Leistungen aus. Je später die Frühförderung beginnt, 

desto kürzer ist der Zeitraum, der bis zur Einschulung zur Verfügung steht. In der Literatur fin

den sind verschiedene Hinweise, dass eine Förderung bei Kindern mit sozial-emotionalen Be

einträchtigung möglichst früh eingeleitet werden sollte, da „ein hohes Risiko [besteht], dass sich 

die Probleme der Kinder verfestigen.“60 Bei Kindern mit geistiger Behinderung oder Autismus-

Spektrums-Störung wird auf den Zusammenhang zwischen der Entwicklung des Kindes und 

dem Beginn der Förderung hingewiesen. „Wenn ein Kind geboren wird, sind viele Grundsteine 

seiner Entwicklung bereits gelegt. Doch erst durch Erfahrungen, durch Reize und Informationen 

kann ein Kind lernen. Die frühe Kindheit ist eine Zeit der großen Chancen für die Entwicklung 

des Gehirns, aber auch eine Zeit der Verletzlichkeit. Die Entwicklung der Sprache, der Kogni

tion, der Motorik und der sozial-emotionalen Bereiche vollzieht sich in diesen ersten Jahren 

schnell.“61 

Zudem merkten Eltern bzw. Personensorgeberechtigte in Bezug auf den Umfang der bewilligten 

Leistungen an, dass eine Fördereinheit in der Woche zu wenig sei, um die Entwicklung der Kin

der optimal zu unterstützen. In einem Interview mit einer der Kinder- und Jugendärzt:innen 

wurde dies auch angesprochen, aus fachärztlicher Sicht seien mehrere Fördereinheiten wichtig. 

 

60 Sarimski, K. (22022): Handbuch interdisziplinäre Frühförderung. Beiträge zur Frühförderung interdisziplinär – Band 20, München, 
S.179.  
61 Havemann, M. Hrsg. (32022): Entwicklung und Frühförderung von Kindern mit geistiger Behinderung und Autismus-Spektrum-
Störung, Das Programm „Kleine Schritte“, Stuttgart, S.20. 
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Am schwierigsten in der Zusammenarbeit erleben die Kinder- und Jugendärzt:innen, dass die 

örtlichen Träger der Eingliederungshilfe oft bestimmte Unterlagen anfragen, die aus deren Sicht 

bereits vorliegen. Die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten äußern den Eindruck, dass die 

örtlichen Träger der Eingliederungshilfe versuchen, durch Verzögerungen Zeit für ihre Entschei

dung zu gewinnen. Aus Sicht der interviewten Kinder- und Jugendärzt:innen und der Eltern 

bzw. Personensorgeberechtigten führt dies dazu, dass die Förderung zum Teil zu spät anfängt.  

Die Interdisziplinären Frühförderstellen werden vor allem von den Eltern bzw. Personensorge

berechtigten als wichtige Unterstützung wahrgenommen, zeitgleich wird deutlich, dass die 

Dauer des offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots in den meisten Fällen über die ange

setzten 45 Minuten hinausgeht. In Mittelthüringen wird die Zusammenarbeit mit den örtlichen 

Trägern der Eingliederungshilfe am positivsten eingeschätzt. 
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5 Fazit und Handlungsempfehlungen 

Die Bevölkerungsentwicklung in den Planungsregionen ist rückläufig. Gleichzeitig ist ein Anstieg 

der bewilligten Leistungen sowohl bei rein heilpädagogischen Leistungen als auch bei den 

Komplexleistungen zu verzeichnen. Im Jahr 2023 wurde die offene, niedrigschwellige Beratung 

von über 1.000 Eltern bzw. Personensorgeberechtigten in Anspruch genommen. In Thüringen 

wurden 2023 Jahr 1.560 Anträge auf Leistungen der Eingliederungshilfe als Komplexleistungen 

bewilligt. Obwohl davon auszugehen ist, dass der Anteil der Erstanträge im Jahr 2023 deutlich 

geringer ist, weisen die Ergebnisse auf eine Diskrepanz zwischen dem Antragsgeschehen und 

den Personen hin, die durch das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot erreicht werden 

konnten. Das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot ist nicht verpflichtend, demnach ist 

eine Antragstellung auch ohne vorherige Inanspruchnahme des offenen, niedrigschwelligen Be

ratungsangebots möglich. Die qualitativen Erhebungen mittels der Telefoninterviews mit nieder

gelassenen Kindern- und Jugendärzt:innen und Ärzt:innen aus den SPZ sowie Eltern bzw. Per

sonensorgeberechtigten geben einen Einblick in dieses komplexe Geschehen. 

Sowohl die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten als auch die interviewten Ärzt:innen weisen 

darauf hin, dass es überwiegend zwei Zugangswege zum offenen, niedrigschwelligen Bera

tungsangebot gibt. Dieser Eindruck wird durch die Interdisziplinären Frühförderstellen bestätigt. 

Entweder erfolgt der Zugang über die Kindertageseinrichtung oder über die Kinder- und Ju

gendärzt:innen, oft im Rahmen der Früherkennungsuntersuchungen. Die interviewten Kinder- 

und Jugendärzt:innen geben zudem an, dass die Situation von Kindern mit medizinisch indizier

ter Beeinträchtigung anders sei als bei Kindern mit sozial-emotionalen Beeinträchtigungen. Kin

der mit medizinisch indizierter Beeinträchtigung seien oft von Geburt an im System angebunden 

und benötigten gezielte medizinisch-therapeutische Maßnahmen, während Kinder mit sozial-

emotionalen Beeinträchtigungen meist später erkannt werden und eine ganzheitlichere Unter

stützung benötigen, die auch das familiäre und soziale Umfeld einbezieht. Nach Auffassung ei

niger der interviewten Kinder- und Jugendärzt:innen sei der Förderprozess für medizinisch be

einträchtigte Kinder klarer strukturiert, während er bei sozial-emotionalen Beeinträchtigungen 

komplexer und individueller gestaltet werden müsse. Dies schließt die Aktivierung anderer bzw. 

weiterer Unterstützungsmöglichkeiten ein, um die Entwicklung des Kindes optimal zu fördern. 

Das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot leitet Ratsuchende entweder direkt zu den ört

lichen Trägern der Eingliederungshilfe oder zu einer Fachärztin bzw. einem Facharzt weiter. Die 

Interviews mit niedergelassenen Kinder- und Jugendärzt:innen zeigen, dass diese in der Regel 

ebenfalls an die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe verweisen. Im Ergebnis werden Ratsu

chende entweder direkt oder über niedergelassene Kinder- und Jugendärzt:innen an die örtli

chen Träger der Eingliederungshilfe verwiesen. 
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Ein anderer Aspekt, der in der Evaluation nach § 17 Landesrahmenvereinbarung nicht berück

sichtigt werden konnte, ist, dass der Begriff der offenen, niedrigschwelligen Beratung nicht ab

schließend definiert ist. Die Formulierung der Landesrahmenvereinbarung legt nahe, dass es 

sich im Sinne von Staiger-Iffländer und Hedderich um eine fachliche Beratung (consulting)62 

handelt, während die Eltern nach den empirischen Ergebnissen eher eine begleitende Beratung 

wünschen.63 

Wichtig ist dieser Aspekt für das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot insofern, als in der 

Literatur darauf hingewiesen wird, dass „eine trennscharfe inhaltliche Ausdifferenzierung dieser 

Teilbereiche im Sinne der fachlichen Beratung und der begleitenden Beratung in der Literatur … 

dazu beitragen [würde], auch in der Praxis ein klareres Bewusstsein für die jeweiligen Charakte

ristika der beiden (eigenständigen) Aufgabenbereiche zu schaffen“.64 Eltern bzw. Personensor

geberechtigte, die auf eine Beratung im Sinne einer Prozessbegleitung (begleitende Beratung) 

angewiesen sind oder sich eine solche wünschen, könnten durch das offene, niedrigschwellige 

Beratungsangebot auch an begleitende Beratungen verwiesen werden, ggf. auch durch die (In

terdisziplinären) Frühförderstellen. Die unterschiedlichen Erwartungen der Eltern bzw. Perso

nensorgeberechtigten wurde auch von den Interdisziplinären Frühförderstellen thematisiert. Da

neben wurde vor allem in Mittelthüringen auf den Aspekt der Mehrsprachlichkeit und auf Ratsu

chende mit Migrationshintergrund eingegangen. Dies habe einen Einfluss auf die Dauer des of

fenen, niedrigschwelligen Beratungsangebots. Eine ähnliche Perspektive nehmen Dittmann und 

Buschmann ein, wenn sie darauf hinweisen, dass „mehrsprachig erziehende Eltern zahlreiche 

Fragen zum mehrsprachigen Aufwachsen ihrer Kinder haben und sie zudem unsicher in ihrer 

mehrsprachigen Erziehung sind“.65 Im Zusammenhang mit der Feststellung, dass „in Deutsch

land jedoch nur etwa 20 % der Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund in einer U3-Ein

richtung betreut“66 werden, ist dieser Aspekt für das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot 

durchaus bedeutend. Auch Simon und Kühl gehen auf die unterschiedlichen Aspekte von Bera

tung bei Eltern bzw. Personensorgeberechtigten mit Kindern mit (drohender) Behinderung ein, 

„für manche Kinder und ihre Familien [kann] eine Begleitung und Unterstützung auch durch 

 

62 Staiger-Iffländer, R. und Hedderich, I.: Fachliche Beratung und begleitende Beratung von Eltern – wird die (familienorientierte) 
Frühförderung beiden gerecht? Eine systematische Literaturanalyse, in: Frühförderung interdisziplinär, 42. Jg., S. 110 – 121 (2023) 
DOI 10.2378/fi2023.art14d, S. 112.  
63 A.a.O. S. 119. 
64 Ebenda.  
65 Dittmann, F.; Buschmann, A.: Mehrsprachiges Aufwachsen: Beratung von Eltern und Bezugspersonen in KiTa und Frühförde
rung, in: Frühförderung interdisziplinär, 44. Jg., S. 36 – 45 (2025) DOI 10.2378/fi2025.art04d, S. 37. 
66 Thyen, U.: Frühe Hilfen in Deutschland – Entwicklungsperspektiven, in: Bundesgesundheitsblatt 2024 67:1375–1383; Online 
publiziert: 19. November 2024 – zuletzt abgerufen am 29.11.2025. 

https://doi.org/10.1007/s00103-024-03975-6
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weitere Einrichtungen erforderlich sein …, besonders unter schwierigen psychischen, sozialen, 

kulturellen und/oder ökonomischen Lebensbedingungen“.67 

Hier kann eine begleitende Form der Beratung hilfreich sein, wenn die „zahlreiche[n] finanzi

elle[n] Förderprogramme ... nicht in Anspruch genommen werden“.68 Die Überlappungen und 

ähnlichen Ziele der Frühen Hilfen im SGB VIII und der Frühförderung nach dem SGB IX ist nach 

Thyen ein Exklusionsrisiko, weshalb es „erforderlich sein [kann], sektoren- und sozialgesetz

buchübergreifend tätig zu werden, verschiedene Finanzierungsmöglichkeiten zu nutzen und fle

xibel Pläne und Angebote im Entwicklungsverlauf [der Kinder] anzupassen“.69 Im Ergebnis ver

weist das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot Eltern bzw. Personensorgeberechtigte 

kaum an andere Unterstützungsmöglichkeiten. Dies kann darauf hindeuten, dass das offene, 

niedrigschwellige Beratungsangebot noch nicht so stark mit anderen Beratungsangeboten ver

netzt ist. 

Dies wirkt sich auch auf das Antrags- und Bewilligungsverfahren nach § 11 Landesrahmenver

einbarung aus, die Ergebnisse der modellhaften Erprobung weisen darauf hin: „Effizient und 

zeitsparend erwies sich für den Projektträger [örtlichen Träger der Eingliederungshilfe] in der Er

probungsphase ein „vorgelagertes Verfahren“ zur Bedarfsermittlung und Bedarfsfeststellung“.70 

Das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot in den Interdisziplinären Frühförderstellen 

kann hier eine Brückenfunktion übernehmen, wenn es „geeignet [ist], um Verunsicherungen 

frühzeitig entgegenwirken, unnötigen Maßnahmen vorbeugen und zum selbstbestimmten Em

powerment von Eltern/Familien beitragen zu können“.71 Gemäß Krinninger sind eine wohnort

nahe und zeitnahe Beratung sowie die Reaktion auf Fragen und Bedürfnisse der Eltern bzw. 

Personensorgeberechtigten wesentliche Kriterien für eine adäquate Beratungsstruktur. Im Fo

kus seiner Überlegungen stehen dabei nicht die Beantwortung von Sachfragen, sondern eine 

beratende Begleitung (Counseling) der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten. Die Position 

von Krinninger macht erneut deutlich, dass die Erwartungshaltungen in Bezug auf die Form der 

Beratung, Fachberatung (Consulting) oder begleitende Beratung (Counseling), zu 

 

67 Simon, L.; Kühl, J.: Interdisziplinäre Zusammenarbeit und inklusive Frühförderung, 12023, Stuttgart., S. 135.  
68 Thyen, U.: Frühe Hilfen in Deutschland – Entwicklungsperspektiven, in: Bundesgesundheitsblatt 2024 67:1375–1383; Online 
publiziert: 19. November 2024 – zuletzt abgerufen am 29.11.2025. Thyen weist dabei allgemein auf Förder- und Unterstützungs
möglichkeiten in den Bereichen „soziale Sicherung, sichere Unterkunft, Bildungschancen der Kinder oder Eingliederungsmaßnah
men“ hin. Dies spricht für einen allgemeinen Hinweis auf die verschiedenen Leistungen innerhalb der Sozialgesetzgebung – insbe
sondere sind hier das SGB V, das SGB VIII, das SGB IX und das SGB XII zu nennen.  
69 A.a.O., S.1380. 
70 BMAS (Hrsg.) (2023): Modellhafte Erprobung, S. 328. 
71 Krinninger, G.: „Was willst du, dass ich dir tun soll?“ – Anregungen zur Stärkung von Teilhabe, Partizipation und Selbstbestim
mung in der Frühförderung, in: Frühförderung interdisziplinär, 44. Jg., S. 130 – 140 (2025) DOI 10.2378/fi2025.art14d, S. 132. 

 

https://doi.org/10.1007/s00103-024-03975-6


 
 

 

 

93 

berücksichtigen sind. Dieser Aspekt wird auch von den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten, 

die sich an der Onlinebefragung bzw. an dem Interview beteiligten, hervorgehoben – eine An

sprechperson an ihrer Seite zu haben, die den Prozess begleitet, wurde als sehr hilfreich wahr

genommen. Dies sind derzeit insbesondere die Interdisziplinären Frühförderstellen. Diese bear

beiten teilweise auch die Antragsunterlagen mit den Eltern bzw. Personensorgeberechtigten 

bzw. unterstützen sie dabei. 

Die Evaluation gemäß § 17 der Landesrahmenvereinbarung ergab eine Zunahme des Anteils 

der mobilen Beratung. Krinninger formuliert als zentrale Kriterien Erreichbarkeit und Wohnort

nähe für die Beratungsangebote. Es scheint plausibel, dass diese Kriterien bei der praktischen 

Umsetzung Berücksichtigung finden. Die Ergebnisse der qualitativen Erhebungen bestätigen, 

dass die Interdisziplinären Frühförderstellen in Bezug auf Erreichbarkeit sowohl von den Eltern 

bzw. Personensorgeberechtigten als auch durch die Kinder- und Jugendärzt:innen positiv wahr

genommen werden. Dies gilt überwiegend auch bei den Ergebnissen der Onlinebefragung für 

die Zusammenarbeit mit den Kinder- und Jugendärzt:innen. Bei den örtlichen Trägern der Ein

gliederungshilfe wird die Zusammenarbeit eher neutral bis negativ eingeschätzt. Dies gilt so

wohl für die Interviews mit den Kinder- und Jugendärzt:innen als auch für die Onlinebefragung 

der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten. In dem Interview mit einem Elternteil bzw. Perso

nensorgeberechtigten wurde ein ähnliches Bild gezeichnet. Die Interdisziplinäre Frühförderstelle 

wurde als große Unterstützung wahrgenommen, auch da diese während der Antragstellung im 

Kontakt mit dem örtlichen Träger der Eingliederungshilfe stand. 

Für die zukünftige Umsetzung der Landesrahmenvereinbarung Frühförderung empfiehlt es sich, 

die Zielsetzung der offenen, niedrigschwelligen Beratung im Sinne einer Fachberatung zu stär

ken und den Interdisziplinären Frühförderstellen und den örtlichen Trägern der Eingliederungs

hilfe zugleich Vermittlungsmöglichkeiten zu geben, wenn Eltern bzw. Personensorgeberechtigte 

eine begleitende Beratung im Sinne eines Counseling in Anspruch nehmen möchten oder diese 

Form der Beratung eher geeignet ist. Ansprechpartner:innen für diese Form der Beratung sind 

zum Beispiel die EUTB: „Kern unserer Beratung ist das Peer Counseling. Kurz gesagt: Be

troffene beraten Betroffene. Wir bieten Beratung ohne Barrieren – ganz nach Bedarf! Wir gehen 

achtsam mit den Ratsuchenden und mit uns selber um. Wir nehmen uns die Zeit, die die Ratsu

chenden brauchen.“72 Auch der Übergang in die Schule und mögliche Unterstützungsangebote 

im Anschluss der Frühförderung können durch eine Beratung bei den EUTB gestaltet werden. 

Dabei ist jedoch zu beachten, dass nicht alle EUTB gezielt zu diesen Themen beraten können. 

 

72 Leitbild EUTB – zuletzt abgerufen am 29.11.2025.  

https://www.teilhabeberatung.de/artikel/ergaenzende-unabhaengige-teilhabeberatung-unser-leitbild
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Krinninger verweist zudem auf die Möglichkeit der Vernetzung und Beratung durch „Selbsthilfe

gruppen und Elternvereinigungen“73. 

Die Evaluationsergebnisse liefern zudem Hinweise für eine zukünftige und vertiefte Betrachtung 

des Bereichs Frühförderung und Früherkennung. Drei Aspekte, die in der vorliegenden Evalua

tion nicht systematisch erfasst wurden, scheinen dennoch eine erhebliche Bedeutung für die 

gezeigten Entwicklungen zu haben. 

1. Das Anliegen der Eltern bzw. Personensorgeberechtigten, eine Prozessbegleitung wäh

rend des Verfahrens zu haben, wird sowohl in der Literatur als auch in der Onlinebefra

gung und im Interview, durch die Eltern bzw. Personensorgeberechtigten formuliert. Die 

Zusammenarbeit mit den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe wurde in der Region 

Mittelthüringen positiver bewertet als in den anderen Planungsregionen. Dafür können 

unterschiedliche Gründe ausschlaggebend sein. Der Abschlussbericht der Wirkungsprog

nose weist insgesamt drauf hin, dass die Umsetzung des BTHG innerhalb der einzelnen 

Bundesländer sehr unterschiedlich ist. So seien „offenbar mancherorts Ämter unterbe

setzt, sodass Prozesse der Bewilligung und Vergütung von Leistungen sich verzögern.“74 

Für den Bereich der Frühförderung ist dies von besonderer Bedeutung, da insbesondere 

„Personal mit pädagogischer Qualifikation [fehle], dass für Bedarfsermittlung und Pla

nung eingesetzt werden könne“.75 Dies kann einen direkten Einfluss darauf haben, wie 

die örtlichen Träger der Eingliederungshilfe ihre Aufgaben nach § 106 SGB IX wahrneh

men. 

2. Simon und Kühl weisen darauf hin, dass eine interdisziplinäre Zusammenarbeit ein „kom

plexer und individueller kommunikativer Prozess“76 ist, indem verschiedene Organisatio

nen (Interdisziplinäre Frühförderstelle, Kinder- und Jugendärzt:innen, die örtlichen Träger 

der Eingliederungshilfe, die Kindertageseinrichtungen) zusammenarbeiten und wirken. 

Von diesen hätten manche „den Anspruch, das sogenannte »Case-Management« zu 

übernehmen, also die Organisation der jeweils individuell zugeschnittenen Hilfen.“77 Bei 

den Teilen der Erhebungen, die die Zusammenarbeit der verschiedenen Akteur:innen in 

den Blick nahmen, wurde deutlich, dass in der praktischen Umsetzung die 

 

73 Krinninger, G.: „Früherkennung und Frühförderung an Interdisziplinären Frühförderstellen im Kontext des Bundesteilhabegeset
zes (BTHG). Ein zusammenführender Brückenschlag zwischen insular diskutierten Weiterentwicklungsaspekten“, in: Frühförderung 
interdisziplinär, 39. Jg., S. 151 – 164 (2020) DOI 10.2378/fi2020.art15d. 
74 Abschlussbericht Wirkungsprognose BTHG, S. 140 
75 Ebenda. 
76 Simon, L.; Kühl, J.: Interdisziplinäre Zusammenarbeit und inklusive Frühförderung, 12023, Stuttgart. S. 38. 
77 A.a.O.: S. 42. 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb-657-abschlussbericht-wirkungsprognose-bthg.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Zusammenarbeit gelingen kann, wenn die beteiligen Akteur:innen sich zu den jeweiligen 

Fragestellungen vernetzen. Dabei entsteht der Eindruck, dass die Kindertageseinrichtun

gen noch nicht ausreichend genug an dieser Vernetzung beteiligt sind. Darauf weisen 

auch die Interdisziplinären Frühförderstellen in den Fachgesprächen mit dem TMSGAF 

hin. Die interviewten Kinder- und Jugendärzt:innen weisen darauf hin, dass der Wissen

stand um Behinderung und Frühförderung in den Kindertageseinrichtungen unterschied

lich ist. 

3. Die Kindertageseinrichtungen sind einer der zwei zentralen Zugangswege zum offenen, 

niedrigschwelligen Beratungsangebot. Die Resultate der in der vorliegenden Evaluation 

untersuchten Informationen betonen die Rolle der Kindertageseinrichtungen an verschie

denen Stellen und aus allen Perspektiven. Zugleich ist unklar, ob sich für die Kinderta

geseinrichtung seit der Einführung der Landesrahmenvereinbarung auch (strukturelle 

Veränderungen) ergeben haben. Daraus lässt sich folgende Frage für zukünftige For

schungen ableiten: Werden in der Folge des Eintritts in die Kindertageseinrichtung Beein

trächtigungen bzw. Entwicklungsverzögerungen deutlich, die zuvor weniger stark ins Ge

wicht fielen? 

 

Zusammenfassend wird empfohlen  

• die Verfügbarkeit von Kinder- und Jugendärzt:innen und von (Interdisziplinären) Früh

förderstellen vor allem in den Flächenlandkreisen bei möglichen Anpassungen bzw. 

Weiterentwicklungen der Landesrahmenvereinbarung zu berücksichtigen. Auch kann 

in Betracht gezogen werden, das Verfahren zu vereinheitlichen indem z. B. auf eine 

Beteiligung des Amtsarztes bzw. der Amtsärztin verzichtet wird, insbesondere wenn 

bereits fachärztliche Unterlagen vorliegen.  

• das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot zu stärken, indem stärker auf den 

Aspekt der Fachberatung fokussiert wird.  

• zu prüfen, wie die Interdisziplinären Frühförderstellen weiterhin eine Prozessberatung 

und -begleitung unabhängig vom offenen, niedrigschwelligen Beratungsangebot er

möglichen können oder wie ein Netzwerk an geeigneten Beratungsstellen bzw. 

Selbsthilfevereinen aufgebaut werden kann. 

• die Netzwerkstrukturen weiter zu stärken und auszubauen, dies betrifft insbesondere 

die Kooperation zwischen den Interdisziplinären Frühförderstellen und den Kinder- 

und Jugendärzt:innen. 

• die Vernetzung mit den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe fördern. 
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• die Kindertageseinrichtungen auf kommunaler Ebene als Netzwerkpartner zu etablie

ren.  

• in den bestehenden und zu entwickelnden Netzwerkstrukturen gemeinsam zu bera

ten,  

o welche Informationen im Vorfeld des Verfahrens hilfreich für die Eltern bzw. 

Personensorgeberechtigten sein können, so dass diese sich auf das Antrags- 

und Bewilligungsverfahren vorbereiten können, 

o wie die Kindertageseinrichtungen gezielt zum Thema Früherkennung und -för

derung informiert und qualifiziert werden können, 

o wie Informationen für die niedergelassenen Kinder- und Jugendärzt:innen be

reitgestellt werden können, die in der Praxis hilfreich sind, 

o wie Kinder mit sozial-emotionalen Beeinträchtigungen und deren Eltern bzw. 

Personensorgeberechtigten früher und schneller an das offene, nied

rigschwellige Beratungsangebot angebunden werden können. 

• die Finanzierung der ärztlichen Leistungen in der Fortschreibung der Komplexleistung 

sicherzustellen. 
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6.2 Gesprächsleitfaden für die Telefoninterviews mit den Kinder- und Jugend
ärzt:innen und den Ärzt:innen aus den SPZ 

Gesprächsleitfaden 

Perspektive: Ärzt:innen  

Gespräch geführt am:    Uhrzeit:  

Form des Interviews:  

Strukturelle Merkmale  

Wo ist Ihr Praxissitz? 

Sind Sie ein SPZ oder eine niedergelassene Praxis? 

Offenes Niedrigschwelliges Beratungsangebot (§ 9) 

Zugang zu Informationen: 

Welche Informationen haben Sie über die offenen niedrigschwelligen Beratungsangebote? 

Haben Sie Informationsmaterialien, über die Beratungsangebote für Personensorgeberech

tigte oder Angehörige.  

Wenn ja, welche? 

Wenn nein, wie informieren Sie über die Beratungsangebote? 

Ablauf und Ergebnis des Prozesses : 

In welchen Fällen erfahren Sie vom Ergebnis des Beratungsangebotes?  

Geben Sie den Grad der Zustimmung zu den folgenden Aussagen an:  

Skalierungsfrage: Die offenen niedrigschwelligen Beratungsangebote haben die Früherken

nung und -förderung insgesamt vereinfacht.78 

Skalierungsfrage: Durch die Beratung können frühzeitig Bedarfe erkannt und koordiniert wer

den. 

 

Wahrgenommener Nutzen und mögliche Schwierigkeiten: 

 

78 Bei allen Skalierungsfragen waren die Antwortoptionen: „Ich stimme voll zu.“; „Ich stimme zu.“; „Ich stimme teilweise zu.“; „Ich 
stimme nicht zu.“; „Trifft nicht zu.“ 

https://doi.org/10.1007/s00103-024-03975-6
https://doi.org/10.1007/s00103-024-03975-6
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Besonders hilfreich an den offenen niedrigschwelligen Beratungsangeboten ist aus fachärzt

licher Sicht insbesondere: 

Unklar oder hinderlich an den offenen niedrigschwelligen Beratungsangeboten ist aus fach

ärztlicher Sicht insbesondere: 

Wie würden Sie das offene niedrigschwellige Beratungsangebot insgesamt beurteilen? 

Antrags- und Entscheidungsverfahren (§ 11):  

Antrag und Umsetzung des Verfahrens : 

Wissen Sie, welche Änderungen mit der LRV Frühförderung bei der Antragsstellung und im 

Verfahren verbunden sind? 

Welche Auswirkungen hat das durch die LRV Frühförderung normierte Verfahren auf ihre 

Tätigkeit? 

Wie erleben Sie die Zusammenarbeit der verschiedenen am Prozess beteiligten Akteure? 

Wie und von wem werden Sie über die Ergebnisse des Verfahrens informiert? 

Geben Sie den Grad der Zustimmung zu den folgenden Aussagen an:  

Skalierungsfrage: Das Verfahren wird praktisch so umgesetzt, wie durch die LRV Frühförde

rung normiert. 

Skalierungsfrage: Das Verfahren ermöglicht eine schnellere und für alle Beteiligten einfa

chere Bearbeitung.  

Skalierungsfrage: Wenn keine Komplexleistung bewilligt wird, können die fachärztlich indi

zierten Leistungen dennoch schnell eingeleitet werden. 

Zusammenarbeit mit den Frühförderstellen 

Welche Veränderungen in der Zusammenarbeit mit den Frühförderstellen ergeben sich für 

Sie aus der LRV Frühförderung? 

Wie wirken sich diese Veränderungen auf ihre ärztliche Tätigkeit aus? 

Ergeben sich derzeit besondere Herausforderungen in der Zusammenarbeit mit den Frühför

derstellen? 

Wie würden Sie ihre Rolle in der Zusammenarbeit mit den Frühförderstellen und den Per

sonsorgeberechtigten beschreiben? 

Wie erleben Sie die Zusammenarbeit mit dem örtlichen Eingliederungshilfeträger? 

Geben Sie den Grad der Zustimmung zu folgenden Aussagen an:  

Skalierungsfrage: Die Zusammenarbeit mit den Frühförderstellen ist insgesamt gut.  
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Skalierungsfrage: Durch die LRV Frühförderung ist die Zusammenarbeit einfacher geworden. 

Hilfreiche Faktoren und mögliche Schwierigkeiten 

Besonders hilfreich an der Zusammenarbeit mit der Frühförderstelle und den angebotenen 

Leistungen ist aus fachärztlicher Sicht: 

Unklar oder hinderlich an der Zusammenarbeit mit der Frühförderstelle und den angebote

nen Leistungen ist aus fachärztlicher Sicht: 

6.3 Erhebungsbogen der Onlinebefragung 

6.3.1 Allgemeine Fragen 

Wir freuen uns sehr, dass Sie sich für unsere Befragung interessieren. Wir bitten Sie zu

nächst um einige Angaben zu Ihrer Person und zum Alter Ihres Kindes. Damit helfen Sie 

uns, zu verstehen, ob es Unterschiede in den verschiedenen Landkreisen und kreisfreien 

Städten Thüringens oder Unterschiede aufgrund des Alters der Kinder gibt.  

In welchem Landkreis oder kreisfreien Stadt wohnen Sie?     

Landkreis/kreisfreie Stadt (Auswahlmenü)  

Welches Geschlecht haben Sie? 

• männlich  

• weiblich 

• divers 

Wie alt ist Ihr Kind aktuell? 

• jünger als zwei Jahre 

• älter als zwei Jahre und jünger als vier Jahre 

• älter als vier Jahre und jünger als sechs Jahre 

• älter als sechs Jahre  

6.3.2 Offenes, Niedrigschwelliges Beratungsangebot (§ 9) 

Wenn Sie ein Entwicklungsrisiko bei Ihrem Kind vermuten, können Sie sich durch eine inter

disziplinäre Frühförderstelle beraten lassen. In dem Beratungsangebot werden Sie u. a. über 

die Ziele, Inhalte und den organisatorischen Ablauf der Frühförderung informiert. Die Bera

tung erfolgt vor einer Antragstellung auf Leistungen der Eingliederungshilfe (z. B. Frühförde

rung) und einer Diagnostik. Das Beratungsangebot wird offenes, niedrigschwelliges Bera

tungsangebot (OBA) genannt. Wir möchten gerne in Erfahrung bringen, wie Sie auf das 
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Beratungsangebot aufmerksam geworden sind und ob Sie zeitnah nach Ihrer Anfrage bera

ten wurden. Wir möchten Sie außerdem fragen, zu welchen Themen Sie beraten wurden und 

wie zufrieden Sie mit der Beratung waren.  

Zugang zu Informationen     

Woher haben Sie von dem Beratungsangebot der Frühförderstelle erfahren? 

• Internet     

• Träger der Eingliederungshilfe (Sozialamt) 

• Träger der Jugendhilfe (Jugendamt)   

• Krankenkasse   

• Arzt/Ärztin/Krankenhaus/SPZ  

• Frühförderstelle (IFF, IÜFF, ÜFF, HPFF) 

• Kindertagesstätte   

• Frühe Hilfe/Kinderschutzdienst  

• EUTB    

• Familienangehörige oder Freundeskreis 

• Ich habe mich selbst erkundigt  

• anderes: Freitext  

  

Bitte geben Sie an, inwieweit sie den folgenden Aussagen zustimmen.  

Skalierungsfrage: Es war einfach Kontakt für eine Beratung mit der Frühförderstelle 
aufzunehmen. 

Skalierungsfrage: Das Beratungsgespräch durch die Frühförderstelle hat schnell nach 
meiner Anfrage stattgefunden. 

6.3.3 Ablauf und Ergebnis der Beratung  

Wie alt war Ihr Kind, als Sie das Beratungsangebot in der Frühförderstelle in Anspruch 
genommen haben? 

• jünger als zwei Jahre   

• älter als zwei Jahre und jünger als vier Jahre 

• älter als vier Jahre und jünger als sechs Jahre 

• älter als sechs Jahre   

Wo bzw. in welcher Form fand das Beratungsgespräch statt?  
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• in der eigenen Wohnung   

• in der Frühförderstelle   

• in der Kindertageseinrichtung  

• telefonisch    

• an einem anderen Ort: Freitext  

Wer war außer Ihnen und der Beraterin oder dem Berater an dem Beratungsgespräch 
beteiligt? 

• Ihr Partner/Ihre Partnerin oder weitere Personensorgeberechtigte 

• Ihr Kind     

• eine Fremdsprachen- oder Gebärdensprachdolmetscherin/oder -dolmetscher 

• Pädagogin oder Pädagoge aus der Kindertageseinrichtung 

• andere Personen: Freitext   

Welche Inhalte bzw. Themen wurden besprochen?  

• aktuelle Lebenssituation von Ihnen und Ihrem Kind 

• aktuelle Betreuungs- und Erziehungssituation 

• bisheriger Entwicklungsverlauf Ihres Kindes 

• aktuelle Herausforderungen/Probleme Ihres Kindes bzw. mit Ihrem Kind 

• gesundheitliche Situation/Behinderung/Diagnosen Ihres Kindes 

• bisherige Therapien und Förderungen Ihres Kindes 

• allgemeine Informationen zur Frühförderung 

• Ablauf zum Antragsverfahren von Leistungen der Eingliederungshilfe (z. B. Frühför

derung) 

• allgemeine Informationen zu anderen Hilfs- und Unterstützungsmöglichkeiten (z. B. 

Familienhilfe, Frühe Hilfen, EUTB) 

• weitere Themen: Freitextfeld   

Wie lange hat die Beratung gedauert?  

• weniger als eine halbe Stunde  

• 30 Minuten bis 45 Minuten   

• 46 Minuten bis 60 Minuten   

• 61 Minuten bis 75 Minuten   

• 76 Minuten bis 90 Minuten   

• länger als 91 Minuten   
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War die Zeit für die Beratung lange genug, um all Ihre Anliegen besprechen zu kön
nen? 

• Ja 

• Wenn Nein: Welche Anliegen konnten nicht besprochen werden? 🡪 Freitext 

Was war das Ergebnis der Beratung?  

• Weiterverweisung an andere Beratungsstellen 

• Weiterverweisung an die Kindertagesstätte 

• Weiterverweisung an Kinderarzt, oder Kinderärztin/Facharzt, oder Fachärztin/medizi

nische Therapien/SPZ 

• Weiterverweisung an das Jugendamt 

• Weiterverweisung an den Träger der Eingliederungshilfe (Sozialamt) 

• anderes Ergebnis: Freitext  

Wurden Sie durch die Frühförderstelle bei der Antragstellung auf Leistungen der Ein
gliederungshilfe (z. B. Frühförderung) unterstützt (z. B. dadurch, dass Ihnen der An
trag erklärt oder mit Ihnen ausgefüllt wurde)? 🡪  

• Nein  

• Wenn Ja: Wie hat die Frühförderstelle Sie unterstützt? Freitext 

Geben Sie den Grad der Zustimmung zu den folgenden Aussagen an:  

Skalierungsfrage: Nach der Beratung waren alle meine Fragen beantwortet. 

Skalierungsfrage: Der Berater/die Beraterin der Frühförderstelle hat mein Anliegen 
ernst genommen.  

Skalierungsfrage: Ich war mit der Qualität der Beratung zufrieden. 

6.3.4 Antrags- und Entscheidungsverfahren (§ 11) 

Haben Sie einen Antrag auf Leistungen der Eingliederungshilfe für Ihr Kind gestellt?  

• Ja 

• Nein 

Wurden Sie vor der Antragstellung durch den Träger der Eingliederungshilfe (Sozial
amt) beraten?  

• Ja 

• Nein 🡪 Bei Nein, hatten Sie deshalb Schwierigkeiten? Freitext 



 
 

 

 

104 

Hatten Sie Probleme den Antrag auf Eingliederungshilfe für Ihr Kind zu erhalten? 

• Ja 

• Nein 🡪Bei Nein, wo lagen die Probleme? Freitext. 

Geben Sie den Grad der Zustimmung zu den folgenden Aussagen an:  

Skalierungsfrage: Ich wusste, wie das Verfahren nach Antragstellung abläuft. 

Skalierungsfrage: Fragen zum Verfahren (Antragstellung, benötigte Unterlagen, etc.) 
wurden für mich zufriedenstellend beantwortet. 

Mussten Sie mit Ihrem Kind beim Gesundheitsamt (Amtsarzt bzw. Amtsärztin) vorstel
lig werden?  

• Ja  

• Nein     

Bei Ja, nächste Frage:   

Lagen Ihrem Antrag bereits Befunde und Diagnosen des Kinderarztes, bzw. der Kin
derärztin oder/und von Fachärzten, bzw. Fachärztinnen/Krankenhausaufenthalten bei?  

• Ja 

• nein 

Wie lange dauerte das Verfahren, bis es abgeschlossen war? Gemeint ist die Zeit
spanne von der Antragstellung bis zum Vorliegen des Bescheides. 

• weniger als 14 Tage   

• 15 Tage bis einen Monat    

• 1 bis 3 Monate     

• 4 bis 6 Monate    

• bis 12 Monate     

• länger als ein Jahr   

• das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen  

Wenn das Verfahren noch nicht abgeschlossen wurde, dann bedarf es der nachfolgen
den Fragen nicht. In diesen Fällen wäre die Befragung nur noch, um die Abschluss
frage zu ergänzen. 

Sie haben einen positiven Bescheid erhalten: Wann hat Ihr Kind nach Erhalt des Be
scheides die erste Fördereinheit bekommen?  

• weniger als 14 Tage   

• 15 Tage bis einen Monat   
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• 1 bis 3 Monate    

• 4 bis 6 Monate   

• länger als 6 Monate   

• Ich warte derzeit auf den Beginn der Frühförderung 

• Ich suche noch eine Frühförderstelle  

Geben Sie den Grad der Zustimmung zu den folgenden Aussagen an:  

Skalierungsfrage: Das Verfahren von der Antragstellung bis zum Bescheid war trans
parent.  

Skalierungsfrage: Ich war über den Ablauf und die einzelnen Verfahrensschritte infor
miert. 

Skalierungsfrage: Ich hatte im Sozial- oder Jugendamt eine Ansprechperson, bei der 
ich mich nach dem Stand des Verfahrens erkundigen konnte. 

Skalierungsfrage: Die Dauer vom Antrag bis zur Entscheidung (Bewilligung bzw. Ab
lehnung) war angemessen. 
 

6.3.5 Zusammenarbeit mit allen am Verfahren Beteiligten  

Um über den Antrag auf Eingliederungshilfe für Ihr Kind entscheiden zu können, werden ver

schiedene Akteure (z. B. Frühförderstellen, Kinderärzte) in das Verfahren einbezogen. Wir 

möchten nachfolgend gern wissen, wie Sie die Zusammenarbeit mit den verschiedenen Akt

euren erlebt haben. Bitte geben Sie den Grad der Zustimmung zu den nächsten Fragen an. 

Die Antwortmöglichkeiten reichen von „Sehr gut“ bis „Sehr schlecht“. Wenn eine Frage für 

Sie nicht passend ist, können Sie dies auch angeben. Danach fragen wir Sie wie die Hilfen 

für ihr Kind geplant wurden und ob Sie über Inhalte der Hilfen informiert sind. 

Skalierungsfrage: Wie haben Sie die Zusammenarbeit mit der Frühförderstelle erlebt? 

Skalierungsfrage: Wie haben Sie die Zusammenarbeit mit dem örtlichen Träger der 
Eingliederungshilfe (Sozial- oder Jugendamt) erlebt? 

Skalierungsfrage: Wie haben Sie die Zusammenarbeit mit den Ärztinnen und Ärzten  

Manche Kinder benötigen sowohl medizinisch-therapeutische Leistungen (z. B. Logopädie, 

Ergotherapie, Physiotherapie) als auch heilpädagogische Leistungen. Bei diesen Kindern 

kann es zu einer Komplexleistung Frühförderung kommen. Um über eine Komplexleistung 

Frühförderung entscheiden zu können, muss ein Förder- und Behandlungsplan ausgefüllt 

werden 
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Wissen Sie, was der Förder- und Behandlungsplan ist?  

• Ja 

• Teilweise 

• Ich bin mir nicht sicher 

• Nein 

Hat Ihr Kinderarzt, bzw. Ihre Kinderärztin mit Ihnen über die Inhalte des Förder- und 
Behandlungsplans (u. a. medizinische Diagnostik, Art und Umfang von medizinisch-
therapeutischen Leistungen) gesprochen?  

• Ja 

• Teilweise 

• Ich bin mir nicht sicher 

• Nein 

Hat die Frühförderstelle die Inhalte des Förder- und Behandlungsplans (u. a. Ziele und 
Wünsche der heilpädagogischen Förderung) mit Ihnen besprochen? 

• Ja 

• Teilweise 

• Ich bin mir nicht sicher 

• Nein 

Hat der Träger der Eingliederungshilfe (Sozial- oder Jugendamt) mit Ihnen über Unter
stützungsmöglichkeiten und Förderziele Ihres Kindes gesprochen (z. B. im Rahmen 
eines sogenannten Gesamtplangesprächs)? 

• Ja 

• Teilweise 

• Ich bin mir nicht sicher 

• Nein 

6.3.6 Hilfreiche Faktoren und mögliche Schwierigkeiten 

Welche Erfahrungen haben Sie mit dem Träger der Eingliederungshilfe (Sozial- oder 
Jugendamt), den Frühförderstellen oder/und den Kinderärzten und Kinderärztinnen 
gemacht. Erzählen Sie uns über ihre positiven wie auch negativen Erfahrungen.  

Freitextantwort 
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